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Sozialdemokratiſches Organ
für Balle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Buerfurk, Belikſch Bikkerfeld,
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Eingekragen tn dte
S Ppſtzeitungslifte. 3

Hie Reich, hie Preußen!
Wer iſt der Schuldige an der Jnnkerherrſchaft?

Die Wetterzeichen deuten auf Sturm! Be-
feſtigung oder Zertrümmerung der Junkerherrſchaft um
dieſe Frage drehten ſich im Kern der Sache die jüngſten Aus
einanderſetzungen im Reichstage und im preußiſchen Abgeord
netenhauſe. Die ſchweren Niederlagen des Junkerregiments
im Reichstage peitſchten die Wut der junkerlichen Wortführer
bis zur Sinnloſigkeit auf. Sie hatten für den Weſtarpſchen
Antrag auf Erlaß eines Geſetzes zur Kneblung des Koalitions
rechts nur 53 Stimmen aufgebracht; zur Verteidigung der
hakatiſtiſchen Polenpolitik fanden ſich, trotzdem ſich da noch die
Nationalliberalen auf die Seite der Junker ſchlugen, nur 97
Mann zuſammen. Der junkerliche Grimm darüber iſt begreif-
lich. Bezeichnend für dieſe Sippe iſt es, daß ihr Groll ſi
nicht im Reichstage, ſondern im preußiſchen Dreiklaſſenhauſe
endlud, wo der junkerliche Mut inmitten einer größeren An-
zahl von Geldſacksvertretern an Spannkraft gewinnt. Und wie
es von unſerer Seite im Reichstage vorausgeſagt wurde, iſt
aus dem Gegenſatz des preußiſchen Wahlrechts
zu dem des Reichs ein tiefgehender Zwiſt entſtanden; die
preußiſchen Junker haben dem Reiche Fehde angeſagt: Hie
Preußen, hie Reich! Hie Junkerherrſchaft, hie Volksherrſchaft!
Das ſind die Fehderufe, die vernehmlich hervordröhnten aus
den Debatten im Reichstage und im Landtage. Dafür zu
ſorgen, daß ſie auch den kommenden Kämpfen ihr Gepräge auf
drücken, iſt Aufgabe der Sozialdemokratie.

Der Kampf gegen das herrſchende Junkertum und ſeine
bureaukratiſchen Handlanger in den Regierungsämtern wäre
heute ſchon ein gewonnenes Spiel, wenn diejenigen Parteien,
die die Intereſſen des Bürgertums wahrnehmen wollen,
ihre zeitweilige Oppoſition gegen das Junkerregiment zu einem
folgerichtigen und entſchiedenen Kampf gegen dieſen Hort
des Rückſchritts an der Seite der Sozialdemokratie ausgeſtal-
ten, wenn ſie vor allen Dingen mit uns zuſammen alles dran-
ſetzen würden, um zunächſt das allgemeine, gleiche, direkte und
geheime Wahlrecht, mindeſtens im Umfang des Reichs
tagswahlrechts, auch für Preußen zu erringen und zu er
zwingen.

Dafür liefern gerade die Abſtimmungsverhältniſſe bei dem
Mißtraue3votum des Reichstags wegen der preußiſchen Ent
eignungspolitk gegenüber den Polen den ſchlagendſten Beweis.
Für das Mißtrauensvotum erklärten ſich 213 Abgeordnete, da
gegen 97; es enthielten ſich 48. Aber dieſe 45 muß man zu den
Gegnern der Enteignungspolitik ſelbſt zählen. Für die 39
Mitglieder der Fortſchrittspartei wurde das ausdrücklich er-
klärt, wenn ſie auch aus „Zuſtändigkeitsbedenken“ für das Miß-
trauensvotum nicht ſtimmen wollten. Außer ihnen haben ſich
noch zwei ſüddeutſche Bauernbündler, der ſächſiſche Antiſemit
Gräfe und der Graf Poſadowski der Abſtimmung enthalten.
Sicher ſind ſie indeß nicht zu der Anhängern der Enteignungs-
politik zu rechnen. Für dieſe Politik traten alſo nur 97 Mit-
glieder ein, dagegen 256.

Noch überzeugender wirkt es, wenn man die Wähler-
ſchaften berechnet, die hinter jenen Abſtimmungsziffern
ſtehen. Wenn man ſelbſt die Antiſemiten in Bautzen, ſowie
die Wähler des Grafen Poſadowsski, die an ſeiner Stelle wohl
auch einem nationalliberalen Hakatiſten ihre Stimmen gegeben
hätten, zu den Anhängern der preußiſchen Polenpolitik rechnet,
dann ſtellt ſich die Geſamtrechnung ſo:

für die Polenpolitik der Regierung 3673 796 Stimmen

dagegen 8533 733unter insgeſamt 12 207 520
bei den allgemeinen Wahlen im Januar 1912.

Jn Prozenten umgerechnet ergibt das 30 Prozent der Wähler
für und 70 Prozent gegen die hakatiſtiſche Regierungs
politik.

Für den preußiſchen Wahlrechtskampf iſt dieſe Abſtimmung
aber deshalb ſo ſymptomatiſch, weil das Eintreten für und
gegen den Hakatismus ſich genau deckt mit der Stellung der
Parteien für und gegen die Einführung des allgemeinen glei-
chen, direkten und geheimen Wahlrechts in Preußen,
wenigſtens, was die programmatiſchen Erklärungen der Par-
teien anbetrifft. Zweifelhaft iſt höchſtens, ob nicht auch unter
den Wählern der hakatiſtiſchen Parteien noch manche Gegner
des Dreiklaſſenwahlrechts ſind. Das Stimmenverhältnis ver
ſchiebt ſich auch nur unweſentlich, wenn man aus der Zahl der
Stimmen im Reiche die preußiſchen herauszieht. Dann ergibt
ſich s2 Prozent für und 68 Prozent gegen die Regie-
rungspolitik. Von den preußiſchen Stimmen hätten aber
Junkertum und Reichsregierung gleichfalls nicht einmal ein
Drittel für ſich.

Wenn aber in einem Staate mehr als zwei Drittel
der Bevölkerung eine Regierungspolitik mißbilligen und ein
beſtehendes Wahlrecht verurteilen, ſo würde bei einem ver-
faſſungsmäßigen Regime die Regierung zur Amtsniederlegung
genötigt ſein, und das Wahlrecht müßte geändert werden. Jm
Deutſchen Reiche gilt allerdings dieſe konſtituelle Regel nicht.
Wohl aber wird ſich auch hier ein Regierungsſhſtem nicht
lange halten können, das eine ſtarke Zweidrittelmehrheit gegen
ſich hat.

Daraus erklärt ſich die Wut der Junkerſippe. Sie ſelbſt will
im Landtag die Macht ausüben nach konſtituellen Grundſätzen,
die ſollen aber beileibe nicht gelten für den Reichstag. Herr

v. Kardorff proklamierte deshalb ein preußiſchdeutſches
Staatsgrundgeſetz mit doppektem Boden: „Wir verlangen, daß

die preußiſchen Stimmen im Bundesrat ſich unſerer Auffaſſung
anſchließen“ was er weiterhin ergänzte durch den Satz:
„Wir warnen die Regierung, jawohl, wir wollen die Regie-
rung ſcharf machen, daß ſie keiner Reichstagsmehrheit nach-
läuft. Ein Parlament muß geführt werden.“

Der Doppelrede kurzer Sinn iſt alſo der: die preußiſche
Regierung und die Reichsregierung in ihrem Gefolge haben der
Führung des preußiſchen Abgeordnetenhauſes zu
folgen. Die von preußiſchen Abgeordneten geführten Reichs
miniſter müſſen ſich aber ſtets dem Reichstag widerſetzen, wenn
er eine Politik einſchlägt, die den preußiſchen Junkern nicht
in den Kram paßt. Herr Oktavio v. Zedlitz bekräftigte
dann die Kardorffſche Maxime noch durch den tollen Ausſpruch,
das Mißtrauensvotum des Reichstags ſei genau ſo belanglos,
als wenn er beſchloſſen hätte, die Sonne ſolle nicht mehr
ſcheinen.

Dieſe ganze junkerliche Großtuerei würde durch das Ge
lächter des deutſchen Volkes erſtickt werden, wenn, ja wenn es
nur den bürgerlichen Parteien ernſt wäre mit ihrer Oppoſi-
tion gegen das Junkerregiment. Die junkerlichen Wortführer
können ſich aber ihre Herausforderungen erlauben, weil ſie
ſtets wieder auf die Bundesgenoſſenſchaft der nämlichen bürger-
lichen Parteien rechnen können, die ihnen eben noch die Zähne
zeigen. Das Zentrum läßt die konſervative Partei nicht fallen,
weil ſie mit ihr zuſammen agrariſche Politik treiben will. Die
Freiſinnigen wiederum betrachten alle politiſchen Vorgänge
unter dem Geſichtswinkel der Konkurrenz mit dem Zentrum.

Wäre es dem Zentrum und den Freiſinnigen ernſt mit ihrer
Oppoſition gegen Regierung und Junkertum, ſo würden ſie
jene beiſpielloſe Herausforderung ihrer Wortführer im preußi-
ſchen Abgedtdnetenhauſe dadurch beantworten, daß ſie an der
Seite der Sozialdemokratie einen entfchloſſenen Kampf auf-
nehmen zur Erringung des Reichstagswahlrechts für Preußen,
einen Kampf auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens. Die
Wahlen für den Reichstag ſowohl wie für den preußiſchen
Landtag müßten unter dieſer Parole ausgefochten werden.
Nachher, wenn der Sieg errungen, die Junkerherrſchaft ge
brochen und die Wahlreform durchgeführt iſt, würde es für
beide Parteien immer noch Zeit ſein, das, was ſie von der
Sozialdemokratie trennt, im Kampfe gegen ſie im Reich und
Staat zur Geltung zu bringen.

Aber man braucht die Frage nur ſo zu ſtellen, um ſich klar
n zu werden, daß eine ſolche zielſetzende und tatkräftige
Sundesgenoſſenſchaft unmöglich iſt, eben wegen des Weſens der
bürgerlichen Parteien, die dafür in Betracht kommen. Das
Zentrum läßt ſich lieber die hakatiſtiſche Polenbekämpfung und
ſelbſt das Jeſuitengeſetz trotz allem Murren gefallen, ehe es
ſeine agrariſchen Bundesgenoſſen das Genick brechen hilft.
Aber auch die Freiſinnigen möchten zwar den ſchwarzblauen
Block in eine Minorität drängen, aber nur, um mit den
Nationalliberalen zuſammen die Entſcheidung in die Hand zu
bekommen, ſo daß ſie entweder für imperialiſtiſche Zwecke mit
den Schwarzblauen, oder mit den Sozialdemokraten für libe
rale Zwecke eine Mehrheit bilden können. Zentrum wie Libe-
rale aber fürchten gleichmäßig, daß ſie ſelbſt der Sozial-
demokratie nicht mehr ſtandhalten können, wenn die
Macht des Junkertums gebrochen iſt. So iſt die Zaghaftigkeit
des Bürgertums ſchuld an der Fortdauer der Junkerherrſchaft.

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., den 6. Februar 1913.

Die ruhmvolle deutſche Sozialpolitik.
Reichstagsbrief.

Jeder Tag der Spezialdebatte des Etats des Jnnern bringt
neues Material zur Jlluſtrierung des unzählige Male miß-
brauchten Schlagworts von der glänzenden deutſchen Sozial-
politik. Welches Gebiet auch behandelt wird immer wieder
zeigt ſich die Rückſtändigkeit und troſtloſe Unvollkommenheit
dieſer mit den größten und ſchönſten Verkündigungen eingelei-
teten Geſetzgebung. „Wir haben gar keinen Grund, uns andern
Ländern gegenüber aufzuſpielen,“ ſagte am Mittwoch mit,
voller Berechtigung Genoſſe Körſten und er zitierte als wirklich
überzeugenden und unwiderleglichen Beweis das Beiſpiel Eng
lands, das 280 Millionen Mark jährlich für ſeine Verſiche-
rungen ausgibt, in zwei Jahren alſo ſoviel bezahlt haben wird
wie Deutſchland in 18 Jahren!
Das Reichsverſicherungsamt gelangte zuerſt zur Beſprechung.
Körſten konnte aus den reichen Erfahrungen, die er als Ge-
werkſchaftsſekrekär geſammelt hat, wichtiges und lebendiges
Material vorbringen. Er wandte ſich vor allem dagegen, daß
der Bundesrat ſo wenig Gebrauch macht von der Ermächtigung,
auch die Bevrufskrankheiten zu den Betriebsunfällen zu rechnen,
und daß eine ſchabloniſierende Praxis eingeriſſen iſt. Sehr
intereſſant waren auch ſeine Angaben über die merkwürdig
ſegensreichen Wirkungen der Reichsverſicherungsordnung, die
es ermöglicht hat, daß beiſpielsweiſe die Landesverſicherungs-
Anſtalt Berlin 53 000 Mark an Witwen und Waiſen in dem-
ſelben Jahre ausgezahlt hat, in dem ſie 737 000 Mark erſparte,

die ſonſt an die Witwen gezahlt worden wären. Einige chriſt
liche Gewerkſchaftsſekretäre, die heute der Reihe nach aufmar
ſchierten, lehnten, wie es ſich für ſie gehört, dieſes „abfällige
Urteil ab, mußten aber doch gegen eine Reihe von Schädi

gungen Einſpruch einlegen, von denen die Genoſſen Taub-
adel und Sachſe nachwieſen, daß ſie gevade dem Votum
des Zentrums zu verdanken ſind. Genoſſe Taubadel prote
ſtierte vor allem gegen die Aufſpeicherung großer Vermögen
durch die Landesverſicherungs-Anſtalt, während der eigentliche
Zweck jeder ſozialen Geſetzgebung unerfüllt bleibt. Ueber die
Verhältniſſe im Baugewerbe ſprach Gen. Silberſchmidt,
der die unerhört geringe Zahl von Reviſionen nur 9 bei
21 000 Betrieben und 250 000 Beſchäftigten! mit aller Ent
ſchiedenheit rügte. Er regte die Schaffung eines Fonds zur
Entſchädigung für Erfinder auf dem Gebiet der Unfallver
hütungstechnik an und verlangte ſchließlich ſowohl die An
ſtellung von Baukontrolleuren aus dem Arbeiterſtande wie auch
die Hinzuziehung von Vertretern der Arbeiterorganiſation bei
den Vorberatungen über die neuen Unfallverhütungs Vor
ſchriften.

Das Kapitel Aufſichtsamt für Privatverſicherungen gab Ge-
legenheit zu einer Ausſprache über die Denkſchrift, die die
Regierung über die Abonnentenverſicherung vorge-
legt hat. Genoſſe Taubadel ſprach ſein Erſtaunen aus über
die auffallende Schlußfolgerung der Regierungsarbeit: daß
die Abonnentenverſicherung von großer wirtſchaftlicher Bedeu-
tung ſei. Er betonte demgegenüber, daß die Denkſchrift ihn
von der Notwendigkeit eines geſetzgeberiſchen Einſchreitens noch
mehr überzeugt habe. Dieſer Auffaſſung ſchloß ſich der Zen-
trumsredner Dr. Markour an, während der Nationalliberale
Dr. Junck ſich mehr der Regierungs- Anſchauung näherte, die
von dem Miniſterialdirektor Caſpar zu begründen verſucht
wurde. Die Debatte über den Etat geht Donnerstag weiter.

Die Jubiläumsreden gehen los.

„Wohlſtand! Gottesfurcht! Mehr Soldatenl!“
Wilheln II. beginnt jetzt wieder zu reden. Da die patrio

tiſchen Preußen in dieſem Jahre ſein fünfundzwanzigſtes
„Regierungsjubiläum“ feiern und zugleich dem Gedanken der
Befreiungskriege gegen Napoleon geräuſchvolle Feſtfeiern wid-
men, ſo wird Wilhelm II. wieder gewaltig oft ſeine Stimme
ertönen laſſen. Er begann bereits in Königsberg, wo er mehr-
mals ſprach Aus zweien ſeiner Reden mögen die folgenden
Sätze regiſtriert ſein:

Stadt und Land erfreuen ſich des Wohlſtan des. Aber
die Ereigniſſe vor 100 Jahren mahnen uns eindringlich
daran, daß nicht kriegeriſche Lorbeeren, nicht Wohlſtand,
Macht und Anſehen am letzten Ende das Schickſal und die
Zukunft eines Volkes ſichern, ſondern allein die ſittliche Kraft,
die ihm innewohnt, ohne ſie hätte unſer Volk vor 100 Jahren
die ſchwere Prüfung nicht beſtehen können. Die Wurzeln
dieſer Kraft ruhen in der Gottesfurcht, der Pflichttreue
und der Liebe zu König und Vaterland. Wir können den
heutigen Gedenktag nicht ſchöner begehen, als durch das er
neute Gelöbnis, uns unſerer Vergangenheit und unſerer
Väter allezeit würdig zu erweiſen und die uns als köſtliches
Erbe überkommenen idealen und religiöſen Güter zu
pflegen und zu mehren für den opferfreudigen Dienſt
am teuren Vaterlande.

Alſo: mehr Gottesfurcht, mehr Religion, mehr opfer-
freudigen Dienſt. Jn der zweiten Rede hieß es:

Der Einführung der allgemeinen Wehrpflicht, dieſem per-
ſönlichen und größten Opfer des preußiſchen Volkes hat
es das Vaterland in erſter Linie zu verdanken, wenn es ſich
heute ſeines Wohlſtandes und ſeiner Machtſtellung im
Frieden erfreuen und jeder Bürger unbeſorgt vor fremden
Störungen ſeinem Geſchäfte und Gewerbe nachgehen und das
Glück ſeines Hauſes ſchmieden kann. So ſoll es, will's
Gott, auch in Zukunft bleiben. Und wenn ſich jetzt eine
Verſtärkung dieſes Fundaments im Rahmen der allge
meinen Wehrpflicht als notwendig erweiſt, zweifle ich nicht,
und darin beſtärkt mich der heutige Tag, daß das deutſche
Volk zur Uebernahme weitererperſönlicher Opfer
nach dem rühmlichen Vorbilde unſerer Väter freudig bereit
ſein wird.

Ergebnis des erſten Redetages: Dem deutſchen Volke geht
es gut; es erfreut ſich des Wohlſtandes; jeder kann das
Glück ſeines Hauſes ſchmieden. (Die im Wohlſtande leben-
den Millionen deutſcher Proletarier beſtätigen das als richtig
Deshalb: Religion! Königstreue!l Soldatenvermehrung!
Und vor allem Opferfreudigkeit!

Die ihr Glück und ihren Wohlſtand ſchmiedenden Arbeiter
beſtätigen auch das als richtigl

Preußiſche Steuerpolitik.
Die Budgetkommiſſion des preußiſchen Abgeordnetenhauſes

erledigte am Mittwoch den Etat der Steuern und Zölle. Es
wurde mitgeteilt, daß die Erträgniſſe der Einkommenſteuer für
das kommende Etatsjahr um 261 Millionen, das ſind 4 Pro
zent mehr als im Vorjahre, veranſchlagt ſind. Es gibt in
Preußen 87 Perſonen, die ein Einkommen von mehr als einer
Million im Jahre habem; ein preußiſcher Staatsbürger hat ein
Einkommen von 1824 Millionen jährlichl Aus der Debatte iſt
hervorzuheben, daß von fortſchrittlicher und nationalliberaler
Seite wieder, aber vergeblich, das Verlangen erhoben wurde,
die Landräte aus der Steuereinſchätzung auszuſchalten und
durch techniſch vorgebildete Beamten zu erſetzen. Dabei wurde
mitgeteilt, daß 3770 Prozent aller Steuererklärungen in den
Landgemeinden und Gutsbegirken nachträg
werden müſſen. Die Konſerhatigen
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Landräte nur dort ausgeſchaltet wiſſen wollten, wo ſie außer-
ordentlich umfangreiche Geſchäfte zu erledigen haben, wie im
Weſten und in den Jnduſtriebezirken. Alſo die Gutsbeſitzer
des Oftens fühlen ſich bei der jetzigen Veranlagungs-Methode
durch die Landräte ſehr wohl, obgleich der bekannte Erlaß des
Finanzminiſters von 1912 feſtgeſtellt hat, daß das Veran-
lagungsgeſchäft durch die Landräte nicht in entſprechender
Weiſe ausgeübt wurde.

Der Miniſter wurde gefragt, ob die Regierung die Ver
abſchiedung der Steuernovelle noch vor der Auflöſung des
Landtages anſtrebe, da dieſe Novelle doch eine gerechtere Be
ſteuerung möglich machen würde. Miniſter Dr. Lentze ant-
wortete, daß er ja das Zuſtandekommen der Steuerreform
wünſche, daß aber eine Verhandlung im Plenum ſolange keinen
Zweck hätte, als nicht eine Vereinbarung zwiſchen den Parteien
zuſtande komme. Die Steuerreform iſt alſo be-
graben. Endlich iſt noch zu erwähnen, daß auf eine Frage,
ob die Stempelabgaben von Erbſchaften auch weiter Preußen
verbleiben oder nicht vielleicht vom Reich an ſich gezogen wer-
den, der Miniſter erklärte, daß er davon nichts wiſſe. Er ſtellte
ſich überhaupt ſo, als ob er von den ganzen neuen Finanz-
reformplänen des Reiches noch nichts gehört hätte. Jedenfalls,
ſo erklärte er, könnten dieſe Pläne aber auf den diesjährigen
preußiſchen Etat noch keinen Einfluß haben.

Das ſind die Fortſchrittshelden!
Das führende Organ der Fortſchrittlichen Volkspartei, die

Freiſinnige Zeitung erhebt fürchterliche Klage wegen Zurück-
ſetzung ihrer Führer bei der Kaiſergeburtstagsfeier. Ein
herrlicher Fortſchritt! 1848 ſagte der Führer des fortſchritt-
lichen Bürgertums Schultze- Delitzſch im erſten preußi-
ſchen Landtage: „Die Firma „Von Gottes Gnaden“ hat
Bankerott gemacht; wir dürfen ſie nicht ins neue Geſchäft (die
preußiſche Verfaſſung) hinübernehmen.“ Und jetzt reißen ſich
die modernen Schultzes um die erſten Plätze an der Kaiſer-
geburtstagstafel. Doch man muß das Klagelied der Frei-
ſinnigen Zeitung ſelber hören. Es heißt da:

Jm Reichstagswahlkreiſe Schweidnitz-Striegau iſt bei der
letzten Wahl der bisherige konſervative Abg. Frhr. v. Richt-
hofenDamsdorf unterlegen. Der Zorn der Konſervativen
richtete ſich nun gegen die Fortſchrittler, insbeſondere gegen
ihren Führer im Kreiſe Striegau, Herrn Kerber, den Ver
leger des fortſchrittlichen Striegauer Anzeigers. Herr Ker-
ber iſt ſeit 21 Jahren Stadtverordneter, ſeit mehreren
Jahren Stadtverordnetenvorſteher, und in dieſer Eigenſchaft
wurde er ſtets in das Komitee zur Vorbereitung des offi-
ziellen Kaiſerdiners berufen, an deſſen Spitze der
Landrat Frhr. v. Richthofen-Gäbersdorf ſteht. Er erhielt
immer als erſter Vertreter der Bürgerfchaft den Platz an
der Mitteltafel. Am 27. Januar 1912, nach dem Durch-
fall des Frhrn. v. Richthofen-Damsdorf, kam der Stadtver-
ordnetenvorſteher eine ganze Anzahl Plätze „her-
unter“ an die Seitentafel unten, und der Landrat
war ſo taktvoll, in ſeinem Kaiſertoaſt ein Klagelied über
das Schwinden der Vaterlands- und Königstreue anzuſtim-
men und daran den ſehr deutlichen Hinweis anzuſchließen:
„Leider gibt es auch unter uns Männer, die Herr
Kerber vertrat trotzdem nach wie vor ſeine politiſche Ueber-
zeugung und trat ſogar an die Spitze der neugeſchaffenen
fortſchrittlichen Kreisorganiſation. Die Strafe blieb nicht
aus. Bei dem diesjährigen offiziellen Kaiſerdiner fehlte
Herr Kerber, denn der Landrat hatte den Stadtverordneten-
vorſteher überhaupt nicht mehr eingeladen.

Das iſt konſervativ Kampfesweiſe, die in dieſem
Fall nicht von irgendeinem beliebigen Agitator und Dema-
gogen, ſondern von einem Land rat ausgeht.
Der Schmerz, an eine Seitentafel verwieſen und nun gar

nicht eingeladen zu werden, iſt überwältigend. Wir drücken
unſeren tapferen „politiſchen Verbündeten“, deretwegen wir
ſogar den Wahlkampf 1912 dämpften, in ſtummem Beileid mit-
fühlend die Hand. Möge Herrn Kerber bald ein Orden wegen
ſeiner ſo ſchnöde abgewieſenen Kaiſertreue ins Knopfloch ge
ſteckt werden.

Pulverdampf und Proſit!
Das Kriegshetzen iſt ein lohnendes Geſchäft! Die wütend-

ſten Chauviniſten, die jeden Tag andere Nationen in Grund
und Boden ſchimpfen, das eigene Volk nationaliſtiſch zu fang
tiſieren verſuchen, liefern den „Feinden“ mit Vergnügen Mord-
werkzeuge und Schießbedarf. Und die Geſchäftspatrioten kön-
nen mit dem Erfolg ihres hetzeriſchen Eifers zufrieden ſein.
Fleißig kaufte das Ausland zu erhöhten Preiſen Waffen und
Munition. Jm Jahre 1912 wurden aus Deutſchland 18719
Doppelzentner Feuerwaffen ausgeführt, genau doppelt ſoviel
als wie im Jahre vorher. Da zeigt ſich doch der Mühe Preis!
Glänzender noch war das Pulvergeſchäft. Die Ausfuhr an
Sprengſtoffen, Schießbedarf und Zündwaren für 1911 in
der Statiſtik mit 143715 Doppelzentner im Werte von 38
Mill. Mk. verzeichnet ergab im letzten Jahre 212659
Doppelzentner im Werte von 64,56 Mill. Mk. Der Menge
nach ſtieg die Ausfuhr um faſt 50 Proz., dem Werte nach aber
um 70 Proz. Es iſt eine Luſt, den Feind gegen das heiß-
geliebte Vaterland auszurüſten! Das bringt doch wenigſtens
was ein! Wie noch bemerkt werden mag, iſt die Einfuhr
auch wir kaufen und erhalten von den „Gegnern“ Mord- und
Zerſtörungswerkzeuge zurückgegangen. Bei den Feuer-
waffen von 2128 Doppelzentner auf 2111 Doppelzentner und
bei den Pulverwaren von 7040 auf 6854 Doppelzentner.

Selbſtverſtändlich ſind die Geſchäftspatrioten neutral; ſie
liefern an jeden Staat die beſten Waffen, die allerbeſte Muni-
tion. Das heimtückiſche Rußland gehört genau ſo gut zu Kun-
den unſerer Mordsmittelinduſtrie wie das „perfide“ Albion.
Die Hauptabnehmer ſind natürlich zurzeit die an dem Balkan-
krieg ſtark intereſſierten Staaten: die Türkei, Rumänien, Bul-
garien, Griechenland, auch Oeſterreich-Ungarn hatte große Be-
dürfniſſe. Und der Mahnruf: Völker Europas, ſchützt eure
heiligſten Güter! hinderte auch nicht, Japan und China mit
den neueſten Errungenſchaften der modernen Mordwerkzeug-
technik zu verſehen. Der Nationalismus iſt den Geſchäfts-
patrioten ein gutes Mittel, die Geldſchränke zu öffnen, um ſie

zu füllen. Leider traut ein großer Teil der Völker immer noch
dem Schwindel der infamen Kriegshetzer.

7

Prinzenverſorgung.
Jn der Münchner Poſt leſen wir: Ein Sohn des Prinzen

Adalbert weißwurſtſeligen Angedenkens hat Medizin ſtudiert
und übt ſie leider auch aus. Mancher arme Patient in
Münchner Krankenhäuſern ging ihm ans Meſſer die Hoheit
bildet ſich nämlich das Chirurgiſche ein! grauenvolle Szenen
ſpielten ſich bei dieſen Operationen ab, bis die Münchner Poſt
der mörderiſchen Loyalität der Aerzte ihrem prinzlichen
Kollegen gegenüber ſeinerzeit ein Ende machte.

Seither hat der pringliche Medizinmann im ſtillen ſein Weſen
getrieben und ſich, einer angeborenen Neigung folgend, mehr
auf die weibliche Praxis gelegt.

Es könnten Wundergeſchichten davon erzählt werden, wenn
nicht die Rückſicht auf die armen und einfältigen Opfer uns
davon abhielte. Und im übrigen ſind die Vorgänge in dieſem
Betrieb, ſoweit ſie nicht in Körperverletzung ausarten, jan
Privatſache der Willigen. Ob nun der hohen Gattin, was be-
greiflich wäre, die mediziniſche Liebhaberei ihres Ludwig
Ferdinand auf die Nerven ging, ob es andere Gründe gab, die
Praxis aus dem prinzlichen Palais zu verlegen der hohe
Arzt ging eines ſchönen Tages auf die Suche nach einer ſturm-
freien Unterkunft für ſeine Heilkunſt. Er fand offgnbar nichts
Paſſendes und wandte ſich darum an den Helfer in allen prinz-
lichen Nöten, an den Miniſter des k. Hauſes.

Und ihm wurde geholfen. Auf Verfügung des homogenen
Miniſters der Bildung, des Ritters v. Knilling, wurde dem
Dr. med. Ludwig Ferdinand eine Unterkunft im alten
Reiſingerianum eingeräumt. Die mediziniſche Fakultät legte
zwar ihr Veto ein gegen dieſe offizielle Etablierung einer ihr
in ihren Gefahren bekannten prinzlich-polikliniſchen Tätigkeit,
allein Herr Knilling ſetzte ſich darüber hinweg, wie die homo-
gene chriſtliche Regierung ſich in Bayern überhaupt über Geſetz
und Recht hinwegſetzt.

Jm „Namen des Königs“ pfeift das gegenwärtige Kabinett
auf Verfaſſung und Verantwortlichkeit und „regiert“, daß eg

nur ſo kracht. Deswegen wird der Einſpruch der Fakultät auch
weiterhin nutzlos ſein. Und uns bleibt nichts anderes übrig,
als alle Patienten, und namentlich die jüngeren weiblichen,
entſchieden vor der prinzlichen Klinik zu warnen.

Dagegen wäre es den Homogenen zu empfehlen, daß ſie ihre
hoffähigen Gattinnen oder ihre Töchter einen Verſuch mit
prinzlicherr Behandlung machen ließen.

Vielleicht verfahren ſie dann doch mit dem prinzlichen Heil-
künſtler, wie der Hausknecht aus dem Nubierland mit dem
Gaſte im ſchwarzen Walfiſch zu Askalon.

Deutſches Reich.
Geſſetzliche z legung der Matrikularbeiträge? Eine

Korreſpendenz meldet: Jm Bundesrate ſind von einzelnen
Bundesſtaaten Anregungen ergangen, die ſich auf eine geſetz
liche Feſtlegung der Matrikularbeiträge für einen Zeit-
raum von fünf Jahren beziehen. Da am 1. April 1914 der
Termin abläuft, innerhalb deſſen die Matrikularbeiträge auf
80 Pf. für den Kopf der Bevölkerung in den Bundesſtaaten
feſtgeſetzt ſind, gewinnt die Frage zurzeit ein beſonderes
Jntereſſe. Bisher iſt lediglich eine Vereinbarung über
die Höhe der Matrikularbeiträge unter den Bundesregierungen
ſeit der Finanzreform getroffen worden, der ein geſetzlicher
Charakter nicht innewohnt.

Die Reform der Polizeiverordnungen, die bekanntlich
durch einen Antrag des nationalliberalen Abgeordneten
Schiffer angeſtrebt wird, iſt von einer eigens hierzu ein-
geſetzten Kommiſſion des preußiſchen Abgeordnetenhauſes dahin
entſchieden worden, daß jede natürliche oder juriſtiſche Perſon,
die ein berechtigtes Jntereſſe daran hat, das Recht der Klage
gegen Polizeiverordnungen auf Ungültigkeitserklärung beſitzen
ſoll. Wenn eine Verordnung vom Oberverwaltungsgericht für
ungültig erklärt wird, dann muß dieſes Urteil von derſelben
Behörde, die die Verordnung erlaſſen hat, in derſelben Weiſe
bekanntgemacht werden. Endlich wurde beſtimmt, daß nach
30 Jahren Polizeiverordnungen erlöſchen ſollen, jedoch nicht
vor dem 31. Dezember 1920.

Die Polizeifauſt ſchlägt auf den Tiſch! Nach Meldungen
aus Hamburg hat der Hamburger Polizeipräſident
an die Direktion der Hochbahngeſellſchaft eine Verfügung ge
richtet, worin erklärt wird, daß die Polizeibehörde den Ange-
ſtellten die polizeiliche Erlaubnis zur Ausübung des Dienſtes
dauernd entziehen wird, wenn ſich die Arbeitsein-
ſtellung wiederholt, da die „Sicherheit und Ordnung des
Betriebes“ gefährdet worden ſei durch die unter Kontraktbruch
vorgenommene Arbeitsniederlegung.

Hier wie überall ſchlägt die Polizeifauſt gegen die Jnterefſen
der Arbeiter los. Dieſes Eingreifen trägt natürlich nicht zur
Beruhigung und zur Beilegung der Differenzen bei, ſondern
bildet neuen Zündſtoff in dem Konflikt. Es reizt zum Denken
und zum Kampf.

Kein Schutz der Diſſidentenkinder gegen Religionszwang.
Nach längeren Debatten, die mehrere Sitzungen ausgefüllt
hatten, kam die Unterrichtskommiſſion des Dreiklaſſenhauſes
am Mittwoch zur Beſchlußfaſſung über den Antrag des natio-
nalliberalen Abgeordneten Schiffer, der einen Zwang auf
Diſſidentenkinder, am Religionsunterricht teilzunehmen, ge-
ſetzlich ausſchließen wollte. Unſere Genoſſen hatten dazu den
Antrag geſtellt, dieſen Ausſchluß nicht nur für die Volksſchule
einzuführen, ſondern ihn auch auf die höheren len aus
zudehnen. Zunächſt wurde der ſozialdemokratiſche Antrag
mit allen gegen vier Stimmen abgelehnt. Dann fiel ein frei-
konſervativer Antrag, der die Befreiung vom Religionsunter-
richt abhängig machen wollte von dem Vorhandenſein eines
angemeſſenen Erſatzunterrichts, und ſchließlich wurde der von
den nationalliberalen Kommiſſionsmitgliedern noch etwas um
gemodelte Antrag Schiffer mit 10 gegen 10 Stimmen abge
lehnt. Es bleibt in Preußen alles beim alten!

Strafgefangene als Landarbeiter. Graf Reventlow-
Altenhof, einer der ſchleswig-holſteiniſchen Agrarierhäupt-
linge, beabſichtigt, das Nienwohlden Moor im Kreiſe Stor-
marn urbar machen zu laſſen. Da der Wunſch ſeines Partei-
freundes, des ſchleswig-holſteiniſchen Grafen von Rantzau, es
möchten chineſiſche Kulis als Landarbeiter eingeführt werden,
noch nicht verwirklicht iſt, nimmt Graf v. Reventlow Straf-
gefangene als Landarbeiter an. Sie werden ihm durch die
Kieler Siedlungsgenoſſenſchaft, die wegen Lieferung von Ge-
fangenen mit der Juſtizverwaltung einen Vertrag abgeſchloſſen

(Nachdr.
verbotenDie Getreidebörſe.

Eine Geſchichte aus Chikago von Frank Norris.

Ein hemdsärmeliger junger Mann, deſſen Manſchetten von
metallenen Klammern hochgehalten wurden, ging auf einer
erhöhten Plattform vor der Wandtafel auf und ab. An die
Tafel war ein Telegraphenapparat geſchraubt, und wenn
immer der Apparat tickte und klapperte, dann ſchrieb der junge
Mann mit Kreide kabbaliſtiſche Zeichen und faſt unleſerliche
Zahlen in ſenkrechten Reihen untereinander, die am Kopfe
Aufſchriften in den Anfangsbuchſtaben verſchiedener Aktien und
Obligationen hatten; auch die Worte „Schweinefleiſch“,
„Hafer“ und größer als alle anderen Bezeichnungen
„Maiweizen“ ſtanden an den Reihenköpfen. Man hörte kein
anderes Geräuſch als das Gemurmel der miteinander Flüſtern-
den, das un regelmäßige Ticken des Apparates und das Klopfen
der Kreide beim Anſchreiben.

Niemand ſchien übrigens auch nur im geringſten darauf zu
achten, was auf der Tafel ſtand. Eine Preisnotierung löſte die
andere ab; der Apparat tickte und die Kreide klopfte unauf-
hörlich. Die in ihren Stühlen zuſammengeſunkenen Beſucher
des Kundenzimmers zeigten ſich ganz gleichgültig; einige
drehten der Tafel ſogar den Rücken zu. Einer, der ſein
Taſchenbuch über eine Knie gebreitet hatte, rückte ſich die Brille
zurecht, entfaltete eine zwei Tage alte Zeitung und begann be-
dächtig zu leſen, wobei ſeine Lippen lautlos jedes Wort form-
ten. Alle dieſe Menſchen ohne beſtimmte Lebensſtellung kamen

hier zuſammen, ohne zu wiſſen, weshalb. Jeder Tag fand ſie
auf demſelben Platze, ſtets mit denſelben ausgegangenen übel-
riechenden Zigarren, denſelben zerknitterten, zwei Tage alten
Zeitungen. Träge und gedankenlos hockten ſie dort und ließen
ihre ſtumpfen Sinne einlullen und hypnotiſieren von dem
fernen Getöſe der Getreidebörſe, das aus dem Saale über
ihnen durch die Decke drang.

Eine dieſer Geſtalten, ein uralter Mann, triefäugig, ver-
fallen und ſchmutzig, mit zerknittertem Zylinderhute und ver-
blichenem, fleckigem Gehrocke, kam Jadwin bekannt vor. Die
Erinnerung an irgendeine frühere Beziehung er wußte nur

nicht welcher Art wurde in ihm wachgerufen. Bei der
mangelhaften Beleuchtung konnte er das Geſicht des Alten nicht
deutlich ſehen, der halb abgewandt von ihm ſaß und ein Bröt-
chen verzehrte, das er mit zitternder Hand zum Munde führte.
Jadwin überzeugte ſich, daß Weizen mit vierundneunzig ver
kauft wurde, und ging, froh, dieſe trübſelige Umgebung zu ver-
laſſen, weiter.

Gretry war in ſeinem Kontor, und Jadwin wurde ſofort zu
ihm geführt. Er ſetzte ſich auf einen Stuhl neben dem Schreib-
tiſch des Maklers; beide ſprachen zuerſt über Alltägliches.

Gretry, ein großer und ruhiger, bartloſer Mann und ſo
ſchwerfällig wie ein Stier, trug ſtets einen Anzug von blauem
Wollſtoff; hinter dem Ohre ſteckte immer ein Federpoſenzahn-
ſtocher, und den Rockaufſchlag ziert der Knopf der Großen
Armee“ d Army of the Republie, ein Geheimverein von

im Heere oder der Flotte der Vereinigten

Staaten während des Bürgerkrieges dienten). Er und Jadwin
waren eng befreundet. Beide waren faſt gleichzeitig nach
Chikago gekommen und dort reich geworden. Sie gehörten
demſelben Klub an und frühſtückten täglich zuſammen bei
Kingsley; einen Sonnabend- Nachmittag um den andern ab
wechſelnd fuhren die Freunde einander mit ihren Trabern
ſpazieren. Jm Hochſommer machten ſich beide auf vierzehn
ſie vom Geſchäfte frei, um im Genevaſee in Wisconſin zu

iſchen.
„Was ich ſagen wollte,“ bemerkte Jadwin, „ich habe eben

draußen im Kundenzimmer einen alten Mann geſehen, der
mich an Hargus erinnerte. Sie entſinnen ſich des großen
Corners, den er damals durchdrücken wollte er iſt wohl dann
geſtorben. O, wie lange iſt das her? Das müſſen, meiner
Seele, an die fünfzehn oder gar zwanzig Jahre ſein.“

Um dieſe Rieſenſpekulation, von der Jadwin ſprach, hatte
ſich an der Produktenbörſe ein förmlicher Legendenkreis gebil-
det; es war ein „Mammut“-Corner geweſen, den dieſer ſelbe
Hargus, ein Millionär, zuſtande gebracht und dadurch ſein Ver
mögen verdreifacht hatte, nur um es, ehe noch ein Jahr ver-
gangen war, durch die Gaunerei ſeines Kompagnons, bis auf
den letzten Cent zu verlieren. Hargus hatte Weizen bis auf
faſt zwei Dollar hinaufgetrieben und war damals der allmäch-
tige Beherrſcher des Marktes geweſen. Seit dieſer Zeit wurde,
wenn man von großangelegten, gewagten Unzernehmen ſprach,
immer auf den Fall Hargus Bezug genommen. Die Speku-
lanten ſagten: „Es war faſt ſo ſchlimm wie damals mit Har-
gus.“ „Wie der Harguskrach war es.“ „Es war eine ſo
koloſſale Sache wie der Harguscorner.“

Hargus war eine ſagenhafte Geſtalt, eine Art unwirklichen
Weſens geworden der Glanz der Millionen, die einſt ſein
waren, hatten einen Helden aus ihm gemacht.

„Sicher ſind das zwanzig Jahre,“ fuhr Jadwin fort. „Wenn
Hargus jetzt von den Toten auferſtände, da würde er ſich wun-
dern über die Art, wie wir heute Geſchäfte machen. Zwanzig
Jahre! Jch ſage, Sam, wir werden alt iſt's nicht ſo

„Das war ja Hargus, den Sie draußen geſehen haben,“ ent
gegnete der Makler. „Der iſt nicht tot. Ein alter Menſch mit
'nem Zylinder und 'nem ſchmierigen Gehrock, nicht wahr Das
iſt Hargus.“

„Wie?“ rief Jadwin. „Das iſt Hargus!“
„Nun, natürlich. Er kommt täglich hierher. Die Kommis

geben ihm hin und wieder einen Dollar.“
„Er iſt alſo nicht tot? Und das iſt Hargus, dieſes jämmer-

liche Wrack hui! Jch mag gar nicht dran denken, Sam!“
Der beſtürzte Jadwin ſaß eine Weile ſtarr und ſprachlos

auf ſeinem Stuhle.
„Jawohl, das war Hargus,“ murmelte der Makler.
Beide ſchwiegen eine ganze Weile. Endlich begann Gretrhy

mit einer bei ihm außergewöhnlichen Lebhaftigkeit:
„Alſo, ich wollte wegen 'ner Sache mit Jhnen reden.“ Mit

gedämpfter Stimme fuhr er fort. „Sie wiſſen, ich habe einen
oder zwei Korreſpondenten in Paris wie alle Makler
und wir machen kein Geheimnis draus, wer die Leute ſind.
Jch hab' aber während der letzten ſechs Monate einen ganz
beſonderen Mann ſich dort für mich umtun laſſen ganz im

ſtillen. Jhnen will ich ſo vielſagen, daß der Betreffende nicht
gerade das untergeordnetſte Mitglied der Geſandtſchaft der
Vereinigten Staaten iſt. Und der ſchickt mir von Zeit zu Zeit,
was die Reporter ſo nennen, „exkluſive Nachrichten“ dafür
bezahl' ich ihn nämlich, und ich könnt' mir 'ne eigne Dampf-
jacht dafür halten, was mich der Mann koſtet. Aber ich be
komme dafür gewiſſe Nachrichten einen Tag oder zwei früher
als ſonſt jemand. Bis jetzt hat er mir nichts beſonders Wich
tiges geſchickt. Das hier habe ich eben bekommen.“
n griff nach einer Depeſche auf ſeinem Schreibtiſche und

„„Utica Hauptquartier Modifikation organiſch
gleichzeitig in einem Monat“, es bedeutet nämlich,“ fuhr
er fort, „das hier. Jch hab's eben dechiffriert.“ Er reichte
Jadwin einen Zettel, auf dem geſchrieben war: „Ein Geſetz
für hohe Eingangszölle auf ausländiſches Getreide wird in
der franzöſiſchen Deputiertenkammer ſicher innerhalb eines
Monats eingebracht werden.“

„Haben Sie's?“ fragte er und ließ ſich den Zettel zurück
geben. „Werden Sie's nicht vergeſſen Dann knüllte er das
Papier zuſammen und verbrannte es ſorgfältig im Spucknapfe.

„Nun, machen Sie mit?“ begann er von neuem. „Nur wir
beide, J, und ich denke, der Porteousclique wird ſpeiübel
davon werden.“

„Hm!“ machte der überraſchte Jadwin. „Auf die Art be
herrſchen Sie allerdings die Situation. Aber, wenn ich die
Wahrheit ſagen ſoll, Sam, ich habe mir ſeit meinem letzten
kleinen Geſchäfte vorgenommen, das Spekulieren ſein zu
laſſen. Man kommt in ſo was rein, verwickelt ſich immer
tiefer, und eh' man ſich's verſieht, kann man nicht mehr 'raus

Und ich will's auch gar nicht. Dann wird einem die Naſe
zerkratzt, man führt einen Gegenhieb, haut aber nur in die
Luft, verliert dabei das Gleichgewicht und da liegt man.
Jch will gar nicht noch mehr Geld verdienen, Sam. Ich hab'
mein Schäfchen im Trockenen und möchte, ehe ich zu alt dazu
werde, etwas Spaß davon haben.“

„Aber Gott helf Jhnen, J,“ warf Gretry ein, „das iſt ja gar
keine Spekulation. Sie ſehen doch ſelbſt, wie ſicher die Sache
iſt. Jn ſo was bin ich doch kein Kind mehr, wie? Mir können
Sie da nicht auf die Schliche helfen, was? Und ich ſag'
Jhnen, J, das iſt gefundenes Geld. Wer daraufhin ungedeckt
verkauft, der hat das Geld ſchon ſo gut wie in der Weſtentaſche.
Ach, Unſinn, natürlich machen Sie mit! Jch hab' die ganze
Zeit noch lange ehe der Helmickkrach kam auf die Bullen
bande gelauert, und jetzt habe ich ſie dort, wo ich ſie haben
will. Sehn Sie mal, J, Sie ſind nicht der Mann, Geld weg
zuwerfen. Sie werden 'nen Geſchäftsblock (Block Häuſer-
viereck, Häuſergruppe) kaufen, wenn Sie wiſſen, daß Sie ihn
mit 'nem Profit verkaufen können. Jetzt bietet ſich die Ge
legenheit, als Bär ein großartiges Geſchäft zu machen. Wahr
haftig, ſobald die Sache da oben über uns auf der Börſe be
kannt wird, ſo geht der Preis 'runter und 'runter und 'runter.
Porteous und ſeine Leute können ihn nicht halten; ſie mögen
machen. was ſie wollen, dem Konkursverwalter entgehen ſie
nicht 'ne Minute länger.“

(ort ſetzung ſwigt.)
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hat, zur Verfügung geſtellt. Iſt das nicht der beſte Beweis, wie
wahr die Behauptung der Agrarier iſt, daß ſie ſich ſo ſehr um
das Wohl der einheimiſchen Landarbeiter ſorgen?

Ein neues Hetzblatt gegen die Arbeiterſchaft. Der Jung-
deutſchlandbund gibt ſeit Beginn dieſes Jahres in Gemeinſchaft
mit der Deutſchen Turnerſchaft die Wochenſchrift Jung-
deutſchland-Poſt heraus, die ſich von den geiſtig minder-
wertigen konfeſſionellen Jugendblättern wenig unterſcheidet.
Jn jeder Nummer wird in raffinierter Weiſe eine Kriegs-
begeiſterung der Jugend zu erzeugen verſucht. Jn der neueſten
Nummer wird derjenige als Vaterlandsfeind bezeichnet, der
nicht mit Freuden die neue Militärvorlage begrüßt. Außerdem
wird in behaglicher Breite die bekannte Mär aus Halle ge
bracht, es hätten dort Müßiggänger und halbwüchſige Burſchen
eine Abteilung der Halleſchen Jugendwehr, die ſich auf einem
Uebungsmarſche befand, beläſtigt und tätlich angegriffen, ſo
daß eine Militärpatrouille zum Schutz in Anſpruch genommen
werden mußte, gegen die jedoch Arbeiter Stellung nahmen.
Schon die Ueberſchrift der Notiz: Sozialdemokratie und
Jungdeutſchlandbund“ zeigt, wer getroffen werden ſoll!

Selbſt wenn nicht weite Kreiſe des honetten Bürgertums das
Treiben der Jungdeutſchen nur zu oft als groben Unfug
und die Landleute die Hurrajugend als Landplage emp-
funden haben würden, ſo würde den organiſierten Arbeitern
und Arbeitervereinen das Blättchen des Bundes ſagen, daß das
Jugendhetzblatt weder in den Arbeiterheimen, noch in den Werk-
ſtätten, Fabriken uſw., wo organiſierte Arbeiter beſchäftigt ſind,
Eingang finden darf.

Kaiſergeburtstagsfeier. Närriſche Sitzung. Wie weit
es mit dem Wettrennen in der Bezeugung monarchiſcher Ge-
ſinnung im Zentrumslager ſchon gekommen iſt, beweiſt ein
Jnſerat in der Recklinghäuſer Volkszeitung:

„Knappenvpverein St. Barbara, Sunderwich.
Am Sonntag, den 2. Februar d. J., nachmittags 5 Uhr:
Familienabend. Kaiſergeburtstagsfeier, an-ſchließend Närriſche Sitzung. Zu dieſer Feier ſind be-
ſonders auch die Ehrenmitglieder mit ihren Damen einge-
laden. Der Vorſtand.“

Kleine Notizen. Für die im Wahlkreiſe Jerichow
eventuell bevorſtehende Reichstagsnachwahl ſtellte die Fort-
ſchrittliche Volkspartei den Stadtverordneten Dürre in Magde-
burg als Kandidaten auf. Ein politiſcher Prozeß in den
Reichslanden. Staatsſekretär Zorn von Bulach iſt gegen
den verantwortlichen Redakteur des vom Reichstagsabgeord-
neten Wetterlé herausgegebenen Blattes, Nouvelliſte
dAlſace Lorraine, Strafantrag geſtellt. Auf den Rat der
Täglichen Rundſchau, der Abgeordnete Wetterle möge
ſeinen Wohnſitz lieber ganz nach Frankreich verlegen, hatte das
Organ Wetterlés geantwortet, man könne gerade ſo gut ge
wiſſen anderen Leuten ſagen, ſie möchten in Deutſchland blei-
ben und dann hinzugefügt: „Sie kehren dorthin zurück, aber
erſt dann kehren ſie zurück, die Schlaumeier, wenn ſie mit
einer guten, fetten Penſion ausgerüſtet werden, die ihnen der
elſaßlothringiſche Steuerzahler berappt, dieſer gute Kerl.“

Belgien.
Wahlrechtsdemonſtration in Brüſſel. Die ſozialdemokratiſche

Organiſation von Brüſſel hatte am Dienstag eine große
Demonſtration für eine Reviſion der Ver
faſſung und des Wahlrechts veranſtaltet. Die Kund-
gebung dauerte während der ganzen Sitzung des Parlaments
an. Die das Parlament umgebenden Straßen waren alle
durch ſtarke Polizeikordons abgeſperrt. Die Menge wurde von
der Polizei ſyſtematiſch von der Abſperrungslinie abgedrängt,
um die Maſſen zu zerſtreuen. Gegen 5 Uhr vereinigte ſich die
Menge unweit der Kammer in der Rue des Colonies, wo die
ankommende ſozialiſtiſche Fraktion ſtürmiſch be-
grüßt wurde. Die Menge zog dann mit der Fraktion durch
den dichten Karnevalstrubel unter Liederſingen und Rufen,
wie „Nieder mit Woeſte!“, „Hoch der Streik!“ und „Reviſion
der Verfaſſung!“, durch die Stadt in das Volkshaus, wo vom
Balkon die Abgeordneten Delporte und Huysmans
ſowie der Senator Elbers den Widerſtand der Regierung
brandmarkten. Die Arbeiter mögen zum Streik bereit ſein,
aber das Signal abwarten, damit das ganze Proletariat
Belgiens den Kampf gleichzeitig und gemeinſam antrete.
Die Redner ſchloſſen mit den Worten: „Es lebe der Streikl“,
die von der Menge brauſend wiederholt wurden. Man hatte
die Gendarmerie ſowie ein koloſſales Polizeiaufgebot in
Bereitſchaft geſtellt.

China.
Neue Verſchleppung des Anleiheabſchluſſes. Der franzöſiſche

Geſandte hat ſich, wie geſtern gemeldet, unmittelbar vor der
Unterzeichnung des Anleihevertrages geweigert, ſeine Zu
ſtimmung zu der Anleihe zu geben. Er knüpfte an ſeine Zu-
ſtimmung die Bedingung, daß alle fremden Ratgeber der
chineſiſchen Regierung neutrale Länder vertreten oder Unter-
tanen der einen oder anderen der ſechs Mächte ſein müßten.
Jn dieſem Falle müßte ein Franzoſe einen der drei Poſten
erhalten. Der völlig unerwartete Schritt erregt in Regie
rungskreiſen die größte Beſtürzung. Die Chineſen ſehen
dieſen neuen Einwand im letzten Augenblick in denkbar un-

günſtigem Lichte an. Der Einwand des franzöſiſchen Ge-
ſandten iſt ganz ſpeziell gegen Rump gerichtet, einen Deutſchen,
der zum Berater der Rechnungskammer ernannt worden war,
wofür er nach dem allgemeinen Urteil ungewöhnlich ge
eignet iſt.

Ueber die Verzögerung in der Unterzeichnung des chineſiſchen
Anleihevertrages und die Haltung der franzöſiſchen Regierung
in dieſer Angelegenheit veröffentlicht der Temps folgende
Mitteilung: Der franzöſiſche Standpunkt in dieſer Frage iſt
der, daß von Beginn der Verhandlungen an die Grundlage
des Einvernehmens der Mächte darin beſtand, von China eine
poſitive Bürgſchaft für die Bezahlung der Anleihezinſen und
eine tatſächliche Ueberwachung der Verwendung des Anleihe-
betrages zu verlangen. Die erſte Bedingung wird im Jnter-
eſſe der Sicherheit der Gläubiger, die zweite vom politiſchen
Geſichtspunkte aus von den Verbündeten und Freunden Frank
reichs verlangt, um zu verhindern, daß das Anleihekapital
vergeudet oder in einem dieſer oder jener Macht feindlichem
Sinne verwendet wird. Um dieſes ſowohl den Jntereſſen
Chinas wie denen der Mächte entſprechende Ergebnis zu er
reichen, iſt es notwendig, daß die Ernennung der in dem An
leihevertrag vorgeſehenen drei Beiräte im Einvernehmen
zwiſchen China und den Mächten erfolge, und daß die Befug-
niſſe dieſer Beiräte geſichert ſeien. China ſcheint nun aus
ſeiner eigenen Machtvollkommenheit und ohne genaue Feſt-
ſetzung dieſer Befugniſſe einen Dänen, einen Deutſchen und
einen Jtaliener ernennen zu wollen. Die Logik verlangt, daß
alle drei Beiräte entweder der Nationalität der Gläubiger
oder neutralen Staaten angehören. Die Frage der Nationali-
tät iſt aber nebenſächlich und könnte erſt ſpäter zwiſchen den
Mächten und China geregelt werden. Die einzige ſchon jetzt
zu löſende Frage iſt die, daß die drei ausländiſchen, mit wirk-
ſamen Befugniſſen ausgeſtatteten Beiräte im Einvernehmen
zwiſchen den ſechs Mächten und China ernannt werden müſſen.

Japan.
Ein Mißtrauensvotum gegen die Regierung hat der am

Mittwoch wieder zuſammengetretene Reichstag angenommen.
Darauf wurde er auf fünf Tage vertagt. Das Budget für
1913214 iſt eingebracht worden. Es balanziert in Einnahmen
und Ausgaben mit 584 924 051 Yen. Die Geſamteinnahmen und
ausgaben ſind um je 7 400 000 Yen geſtiegen. Die Regierung
verfolgt eine Politik „ſtrenger Sparſamkeit“. Die erwartete
Verwaltungsreform ſoll eine jährliche Erſparnis von 50 Millio-
nen bringen. Die Regierung führt auch weiter die Praxis
durch, jährlich mindeſtens 50 Millionen Staatsſchulden zu
tilgen und wird die Notwendigkeit, Anleihen aufzunehmen auf
ein Minimum herabſetzen.

Kleine Auslandsnachrichten. Wahlrechts raub in
Holland. Die holländiſche Regierung hat der Kammer einen
Geſetzentwurf betreffend Abänderung der Verfaſſung zugehen
laſſen. Der Entwurf beſeitigt das allgemeine Wahlrecht
und führt das Wahlrecht der Väter oder Familienhäupter ein.

Der ſchwediſche Reichstag behandelte am Mittwoch
eine Regierungsvorlage über den Zuckerzoll. Es wird
darin vorgeſchlagen, ab 1. Januar 1914 den Zoll für raffinier-
ten Zucker von 14 auf 10 Oere, für Sirup und Melaſſe von 10
auf 5 Oere pro Kilogramm herabzuſetzen. Das Geſetz
über die Trennung von Kirche und Staat inWales iſt vom engliſchen Unterhaus in dritter Leſung mit
347 gegen 240 Stimmen angenommen worden. Es geht
jetzt ſofort an das Oberhaus, das ſie ſicher in der nächſten
Woche ablehnen wird. Die ruſſiſche Duma lehnte
die Dringlichkeit von vier Jnterpellationen der Kadetten, Pro-
greſſiſten, der Arbeiterpartei und der Sozialdemokraten über
ungeſetzliche Verwaltungsmaßregeln bei den Wahlen zur
Reichsduma ab und verwies ſie an eine Kommiſſion.

Gewerkſchaftliches.
Das Tarifweſen in der Steininduſtrie.

Eine Tarifvermehrung im Jahre 1912 hat der Zentral-
verband deutſcher Steinarbeiter (ESitz Leipzig) zu
verzeichnen. Am 1. Januar 1912 beſtanden 208 Tarife für
18 847 beſchäftigte Perſonen, von denen 16132 organiſiert
waren, am 1. Januar 1913 beſtanden 254 Tarife für 27 526 be-
ſchäftigte Perſonen, von denen 21 175 organiſiert ſind. Die
Zunahme der Tarife entfällt beſonders auf die Granit- und
Pflaſterſtein-Jnduſtrie. Für die Arbeiter in den genannten
Kategorien konnten im Vorjahre, beſonders in den Gebieten
Striegau-Strehlen (Schleſien) und Demitz-Kamenz (Lauſitz)
große Erfolge errungen werden. Die Granitſteinbruch-Beſitzer
waren bisher zähe Anhänger des wilden Akkordweſens, das
eine immenſe Ausbeutung der Arbeiter zuließ. Die Herren
ſtellten ſich kategoriſch auf den Standpunlt, Tarifabſchlüſſe
ſeien in der Hartſtein-Jnduſtrie nicht möglich. Der Stein-
arbeiter-Verband nötigte aber die Herren, ſich zu einer anderen
Anſicht zu bekehren. So war ein größerer Jnduſtrieller ein
hartnäckiger Gegner jeglichen Tarifabſchluſſes. Aber auch er
wurde durch die Geſchloſſenheit der Arbeiter zu anderer An-
ſicht bekehrt. Nach Unterzeichnung des Tarifes ſetzte er die
Baubehörden in Kenntnis, daß er ſich mit ſeinen Arbeitern
über die Lohnfrage geeinigt hätte. Damit gab er den Behör-
den einen Wink, bei der Vergebung von Aufträgen bevorzugt

zu werden. Andere Unternehmer ſchlugen aus den TarifAb
ſchlüſſen beſondere Vorteile. Sie ſetzten bei der Uebernahme
von Pflaſterſtein Lieferungen höhere Preiſe ein, mit der Be
gründung, daß die Arbeitslöhne erhöht werden mußten.

Für die Sandſteinbranche iſt die Einführung eines Normal-
tarifes für das Königreich Sachſen von ſehr großer Bedeutung.

An einigen Tarifabſchlüſſen i auch der chriſtliche Keram-
arbeiterverband beteiligt. Die Steinarbeiter können mit der
Ausbreitung des Tarifweſens ſehr zufrieden ſein. Die ſchönen
Erfolge, die ſie erzielten, verdanken ſie nicht zuletzt dem Um-
ſtande, daß der Verband in den letzten zwei Jahren 11000 Mit-
glieder zunahm und den Unternehmern ſo eine v i tlicho
Macht entgegenſtand, die ſie zur Nachgiebigkeit veranlaßte.

Vom Kampf der Fiſchdampfer-Maſchiniſten
weſer-Orten.

Acht Wochen lang wird ſchon der Kampf geführt, ohne daß
an ein Ende zu denken iſt. Ueber 70 der Ausgeſperrten konn-
ten anderweitig untergebracht werden. Wenn die Reeder nicht
bald einlenken, werden ſie von ihrem alten Maſchinenperſonal
niemand mehr zu ſehen bekommen. Die Reeder verſuchen, den
Ausgeſperrten obendrein ihr Fortkommen zu erſchweren; ſie
ſtellen den Maſchiniſten folgendes Zeugnis aus: „Wir beſchei
nigen hierdurch dem Herrn wunſchgemäß, daß derſelbe
vom bis auf unſerem Dampfer als Maſchi
niſt bedienſtet war. Wir waren ſowohl mit den Leiſtungen ſo-
wie Führung ſehr zufrieden. Die Entlaſſung mußte erfolgen,
weil infolge einer unannehmbaren Forderung des Zentral-
verbandes der Maſchiniſten und Heizer die Schiffe aufgelegt
werden mußten.“ So iſt der Entlaſſene gleich gekennzeichnet.
Gegen dieſe Art von Zeugniſſen ſollte gerichtlicher Einſpruch
erhoben werden, damit den Unternehmern plauſibel gemacht
wird, daß Zeugniſſe mit ſolchen Kainsgzeichen nicht ausgeſtellt
werden dürfen.

Welchen Einfluß der Streik auf den Fiſchhandel hat, geht
aus folgendem Marktbericht hervor: Jm Monat Januar be-
trug der Umſatz in der Auktionshalle nur 4 162 527 Pfund
Fiſche im Werte von 680 086 Mk. gegen 7882 234 Pfund im
Werte von 960 766 Mk. im Dezember 1912 und 6 799 800 Pfund
im Werte von 954 382 Mk. im Januar 1912. Das wäre alſo
in einem Monat ein Minyderertrag von rund 390 000 Mk. Zu
beachten iſt dabei noch, daß jetzt infolge der ſchlechten Einfuhren
die Preiſe enorm hohe ſind, wodurch der unbemittelten Bevölke-
rung ein wichtiges Lebensmittel erheblich verteuert wird. Nach
wie vor iſt jeglicher Zu zug von Maſchinenperſongal nach den
Fiſchdampfern der Unterweſerorte ſtreng fernzuhalten.

vBriefkaſten der Redaktion.
Jnſerate, Abonnements- Beſtellungen ſowie alle andern ge-

ſchäftlichen Angelegenheiten ſind nicht an die Redaktion, ſon
dern nur an die Expedition des Volksblattes zu richten. Be
ſtellungen von Druckſachen ſind der Halleſchen Genoſſenſchafts-
Druckerei zuzuweiſen.

K. 4. Die Beiträge für die Jnvaliden- und die Krankenverſiche-
rung können für die letzten beiden Lohnperioden, alſo die letzten
beiden Monate vom Lohn abgezogen werden.

B. 15. Wenn der Vater eines unehelichen Kindes ſtirbt, haben
deſſen Erben für die Unterhaltsgelder aufzukommen; ſie können
das uneheliche Kind aber mit dem Pflichtteil abfinden. Hat der
Sohn nichts hinterlaſſen, ſo erklären Sie dem Erbſchaftsgericht
gegenüber, daß Sie die Erbſchaft ausſchlagen. Das Erbſchafts-
gericht iſt dasjenige Amtsgericht, in deſſen Bezirk der Verſtorbene
zurzeit des Todes ſeinen Wohnſitz hatte.

P. B., Eimſeloh. Wenn die Krankenkaſſe durch Statut die
Karenzzeit beſeitigt hat, gibt es bei Unfällen vom erſten Tage
Unterſtützung, ſonſt nicht.

Nr. 27, Rotenſchirmbach. Wenden Sie ſich beſchwerdeführend
an den Gemeindevorſteher. Hilft das nicht, dann beſchweren Sie
ſich beim Landrat, gegen deſſen Beſcheid Sie eventuell Beſchwerde
bei der Regierung einlegen können.
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Vetallarbeilerverhang
cberwaltung Halle aS.

e e ds r 4 rMitglieder Fersammiung.
1. Vortrag. 2. Verbands Angele enheiten.
Die Verbandskollegen von Ammendorf und Umgegend werden

erſucht, recht zahlreich zu erſcheinen.

ehnn abends 8 Uhraeeke Reſtaurant, Unterberg 12

der Wempner, leſen i Helfer.

Sonynaband

Tagesordnung:1. Bericht über den gegenwärtigen Stand der Tariffrage.
r nheiten.r e ran ollegen iſt es, in dieſer Verſammlung Mann

Sonntag den 9. Februar nachmittags z Ubeim Weißen Roer zu DiNitglieder Versammlung.

Tagesordnung: J1. Vortrag. 2. Bericht und Wahl des Bezirksvertreters. 3. Ver
Angelegenheiten.

Nach der Berſammlung:

Unterhaltungs- i Kappenabend.
Die Verbandskollegen von Diemitz und Umgegend, J deburgund e ſowie e Joberis und Umgegend werden erſucht, rech

838 lreich zu erſcheinen.
Die Verbandsleitung.

JentarVerban de hatten III
Zahistelle Halie a. SSonntag den 9. Februar naenmittege 4 Uhr

im Restaurant „Goläene Kette“, Alter Markt

Mitglieder Versammlung.
Vortrag Welche Neuerungen bringt uns die VReichs-

verſicherungsOrdnung“. Referent: ArbeiterSekretär KlIoeis.
Wir erſuchen unſere Kollegen ſowie auch uns noch fernſtehende

Wyſen, dieſe Verſammlung zahlreich und pünktlich zu beſuchen.
Die Orts Verwaltung.

(e. G. m. b. H.)
Sonntag d. 18. Febr. nachmittags 2 Uhr im Wendsehen Lokal

Bräentliche benerat Versammiung
Tagesordnung:

1. Geſchäftsbericht pro 1912.
2. Reviſionsbericht des Aufſichtsrats.

Reviſionsbericht über die geſetzlich ſtattgefundene Reviſion.
4. Genehmigung der Bilanz, Entlaſtung des Vorſtandes, Ge-

nehmigung zur Verteilung des Ueberſchuſſes.
5. Neuwahl der ſtatutengemäß ausſcheidenden Vorſtands- und

Aufſichtsratsmitglieder.
6. Eingegangener Antrag von Mitgliedern betr. Abänderung des

z 4 Abſ. 1 des Statuts.
7. Geſchäftliche Mitteilungen.

Allgem. Konsumoerein zu Dölau hel Halle
G. m. b. H).*3148 der Aufsiohtsrat:

J. A. P. Klöppel, Vorſitzender.

IDMRCCGBII gwu, X H. S. G. u b. H.Montag den 24. T 7 1913 abends 9 Uhr
„LindenhS General -Versammlung.

Tages-Ordnung:
1. Bericht.2. ge der Mitglieder. *2141
3. Stand des Neubaues.
4. Verſchiedenes.

G e Anträge müſſen bis zum 14. Februar in den Händen des
andes ſein. Der V Vorſtand

Konrad Müller. Paul Hübler. Max Schulze.

onsum Verein Jeltscheniha
e. G. m. b. I.

Sonntag den
des Hrn. Gaſtwirt Gustav Meissner in Unterteutſchenthal

Ordentlene Generalversammlung

Tagesordnung:
J. der Bilanz und des Geſchäftsberichtes des

eſchäftsfahres 1912. Entlaſtung des Vorſtandes.
chlußfaſſung über die Verteilung des Reingewinns.

2. Regulierung der h und Entſchädi r er Verwaltung.3. Neuwahl We orſtandsmitgliedes
von dre qgchtsratsmitgliedern, welche laut Statut ausſcheiden.

4. Geſchäftliches.Centſchentyet, den 5. Februar 1913.

des Konſum Vereins Auda ber Lerdihenthal, e. O.

s R uun, Vor end der m. b. 5.

den 16. Februar 1913 nachmittags 2 Uhr im Lokale

*2144

ver

eiſißer) ſowie Neuwahl

Anfertigang ſeiner Herren- Garderobe
und DBamen-Kostäme nach Maß empfiehlt sichOtto Bartelt, Hallorenstrasse Ic, I, I.

Grosses Lager äentecher und englischer Stoſte

Allem Konvuwverein v Dölau h. Hane

*1305

Allgemein Konsumveroin
für Mühlborg a. E. u. Umg.

(eingetr. Gen. mit beſchr. Haſtpfl.).

Sonntag, den 16. Februar 1913, nachm. 3 Uhr,
im Gaſthof Preußiſcher Hof“:

Generalversammlung.
Tagesordnung: 1. Vierteljahrsbericht. 2. Anträge.

*2143 Louis Brandt, ſtellvertr. Vorſttzender des Aufſichtsrats.
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S

Um federmann Gelegenheit zu dieten,
ſich billige Hoſen zu beſchaffen, offeriere 6034

über 2000 Stoffhosen.

Serie I Serie II Serie IIIMännerhoſe Männerhoſe Männerhoſe
in dunklen in den feinſten u. in den neueſten
Muſtern vornehmſten oßſtadt

glatt u. geſtreift] Modemuſtern muſtern
Stück jetzt nur Stück jetzt nur Stück jetzt nur
1. 45 Mk. 1.85 Mk. 2. S an.
Bitte: der Ueberzeugung halber, die Auslagen

meiner Schaufenſter zu beſichtigen.
Trotz der Ausnahmepreiſe noch 5 Rabatt.

ErnstRenner
Renommierte Firma liefert Privatleuten, Beamten usw. unt. Diskretion

Wäsche jeder Art nach Mass
für Herren und Damen. Ferner auch Bettwäsche, Ulster, Poele-
rinen, Gummi und Lodenmäntel, Reise- und Schlaf-
decken in Ia. Qualität, auch in Teilzahlung ohne Preiserhöhung.Da Vertreter in Kürze hier anwesend. werden getl. Zusechriften
(auch VUmgegend) wegen Mustervorlage erbeten unter Lagerkarte 180.
Friedenan bei Berlin, B. auptpost. *2136

Heute friſch:

ff. Pökelknochen 30.
pa. Sauerkonl

Schnitthohnen 29.,
pfluumen de

F- IransoAlter Markt 18.

Michel Brikets
anerkannt beste Marke.

AHhein vertreter für Ralle und Vmgegend
S Haliesohes Kohlen- und Brikett- Kontor WHalle a. S., Merseburgerstr., Ecke Sehmiedstr. Tol. 3989.

99 34 99 m. Sohmorto eWirklich ggr e
aille- Eimer

PEmaille-Kochtopf.
Emaille-Ringtopfy Em.-Kaffeekanne J 280
Emaille-Eimer 7.80netio 50 Holzkübel „12.25Voersand ab Atagdeburg unfr. J. Nachnahme.

E. Henkelmann, Magdeburg 35

br. ca. 10 Pfd.
10

„10

*1902

Bekanntmachung. t
1. Jn der Zeit vom 16. bis 31. Januar 1913 ſind nachſtehende

r inde als gefunden hier abgegeben oder angemeldet
worden:

1 Landwehrdienſtauszeichnung, 1 Damenhandtaſche, 2 vraun
lederne Geldräſchchen mit Jnhalt, 1 eiſerne Handſchlitten,
1 ledernes Geldtäſchchen mit Jnhalt, 1 gold. Damenuhr mit
Kette, 1 Stahlklemmer, 1 goldener Trauring, 1 Schwitzer,
1 Schaferhund, Ausweispapiere auf den Namen Schwalbe,
5 Betten, 1 runde Broſche mit Bild, 1 Fahrrad, 3 Geldtäſchchen
mit Jnhalt, 1 Schildpaztkamm, 1 Fang etz und 1 Drahtſchlinge,
1 rotbraune Ledertaſche mit Jnhalt, 1 große Wagenplane,
1 Hund ſchwarz und weiß) 1 Schachtel mit 8 Studenten-
mützen, 1 Damenuhr mit Weinzipfel, 1 kleiner Rollwagen,
1 Klemmer mit gold. Bügel, 1 Kinderbetteinlage, Gardinenſtoff
und 1 Hemd, 1 Handwagen, 1 dunkelgrünes Geldtäſchchen mit
Jnhalt, 1 Paar weiße Handſchuhe, 1 braunled. Geldtäſchchen
mit Jnhalt, 1 rotbraunes Geldtäſchchen mit Jnhalt, 1 Ruder
boot und 1 Handkahn, 1 Briefumſchlag mit Geld, 1 brauner
Pelzkragen.

n derſelben Zeit ſind als verloren hier angemeldet
wer en:

1 Broſche (Zweimarkſtück), 1 ſchwarzes Geldtäſchchen mit un
gefähr 60 Mk., 1 kleine Wagenplane, 1 gold. Kettchen mit An
hängſel, 1 Hund n 1 braunled. Geldtäſchchen mit
ungefähr 21 Mk., 1 Pappſchachtel mit einem weißen Damen-
rock, weißen Handſchuhen und ungefähr 20 Mk., 1 goldene
Damenuhr mit langer Kette, 1 Brieftaſche mit ungefähr 200
er 1 gelbbraunes Geldtäſchchen mit 11 Mk., 1 gold. Klem-mer, jſchwargzgehäteltes Tuch, 1 gold. längliche Broſche, 1 matt-

geh Filigranarmband, 1 gold. Damenuhr mit ſilberner
1 gold. Halskette, 1 ſchwarzledernes Geldtäſchchen mit 9 Mk.,1 dunke llilaled. Handtaſche mit Dampfbadekarten und Taſchen
tuch (gez. F. K.), 1 Flurſchlüſſel, 1 Schlüſſelbund, 1 Goldfüll-

1 Einhundertmarkſchein, 1 braune Brieftaſche mit
1 Beſcheinigung, 1 braunes Geldtäſchchen mit ungefähr 6 Mk.
und 1 Verlobungsring, 1 dunkelblaues Geldtäſchchen mit 10 bis
13 Mk., 1 ſchwarzlederne Aktenmappe, 1 längl. braunes Geld-
täſ mit ungefähr 20 Mk., 1 Nerzſtola, 1 braunes Geld
täſ n mit ungefähr 60 Mk., 1 Zehnmarkſtück, 1 Handtaſche
mit Schlüſſelbund und Geldtäſchchen, 1 ſchwarzer Herrenſchirm,
1 Fahrſcheinheft (Stadtbahn), 1 Granatarmband, t braunesDamen mit 0,66 Mk. und Friſierkarte, 1 goldene
längl. Broſche mit rotem Stein, 1 ſilbernes Handtäſchchen mit
Geldbörſe nebſt 8 Mk. und Taſchentuch (gez. L.), 1 Korallenkebtchen, 1 Mandolinenüberzug (Segeltuch), 1 ſchwarzes Geld
täſchchen mit ungefähr 6 Mk., 1 gold. Klemmer, 1 Päckchen rote
Seide, 1 brauner Damenpelz, 1 ſchwarzled. Geldtäſchchen mit
ungefähr 2 Mk. und Dauerkarte für den Zoologiſchen Garten,
1 braunled. Geldtäſchchen mit ungefähr 2,25 Mk., je 1 Paar
braune Schuhe und Strümpfe, 1 geknüpfte Damenhandtaſche
mit Taſchentuch, 1 Rabattſparbuch auf den Namen Lohbſe,
1 Skunkskragen mit Schwänzen, 1 Kollegheft, 1 ſchwarzes Glas
ſchild, 3 C hlüſſel, 1 Tula-Damenuhr mit langer Kette, 1Damenuhr ohne Kette, 1 Skunksmuff, 3 Meter ſchwarze Sei1 gold. Kettenarmband, 1 gold. Damemthr ohne Ring n

Kette, 1 ſchwarzſamtene Handtaſche mit 6 Mk., Fhrinn undIgſentuch 1 Sendung Butter, 1 Nickelbrille und 1 goldener
emmer.
Die unbekannten Eigentümer der unter Nr. 1 bezeichneten

Gegenſtände werden hiermit aufgefordert, ihre Rechte inner-
halb ſechs Monaten im Polizeiverwaltungs-Bureau, Dreh
hauptſtraße 6, II, Zimmer 98, geltend zu machen.

Die nicht zurückgeforderten Gegenſtände werden an die
Armenverwaltung oder an den Finder abgegeben.

Halle (Saale), den 3. Februar 1913.
Die Polizeiverwaltung.

S Freitag und Lonnabend
großer billigerSegenTägl. Nieſenzufuhr in nur lebendfriſcher Ware zu billigſt. Preiſen

Gabliau ohne Kopf Pfund nur 17 v.
Scheiifiseh Pfund nur ZBypf.
*2147 Alle anderen Sorten billigſt.

Echte Kieler Sprotten, 2 Pfd. Kiſte nur 80 Pf.

Kieler Fisch-Börse,
A. d. Moritzkirche 5. Sonnabend früh Hallmarkt. Steinweg 17.

Uaushaltungsbücher
für alle Tage des Jahres,

für jede Familie und einzelne Perſonen paſſend.

W Preis 1 Mk. MKuchen und Wirtschafts- Buch 1913.
Preis 50 Pfg.

Volks -Buchhandlung, Harz 42/43.

Standesamtliche Pahrigten

Bau olizei- S See ebruarpfz eben Schlo S tun
u. Minna Sparing dorferſtraße 5 unVerordnung

für das plutte Land
des Vegierungsbezirks Mersehurg.

Vuttenſira e ding

Maurer Rühlemann und wisMüller (Krauſenſtraße 1 de
Helberngta ſten 13). w.
r. Stieda und art zvon Bodeker (Magdeburgerſtr.und re aße 15). u

s 60 rto 5 S n y arg Gaueedrichshammer envre vſs. Po vfg. bahn rig ielſcher und
Zu beziehen durch die r er Her

aVolksbuch handlung und et Fries (Herzogswalde
g und Franckeplatz 1). Uhrmacher-Halle a. S., Harz 42/43. meiſter Voigt und Hedwig Poller

e el und Merſeburgerſtr. 170.an gar Se äfer
ansfelderſtraße euerSchöner Laden Grete gimmel S Gete

x mit anſchließender Geſchirrführer Wolter T. (Tor-X mit oder ohne Wohnung, 18 ſtraße t n Oguntke TX oder 1. 4. zu vermieten. (Mangfelderſtr. 63X Ludwig Wuchererstr. z eſtorben Kpeiters Schmidt
Tocht., 3 Mon. (Weingärten 25).
Schmied Arndt aus Aſchersleben
51 J. (Klinik). Aufſehers Vio
aus Neumark S., 11 J. (Berg-
mannstroſt). Maurers Ganzer10 Monate (Dieskauerſtraße 12).
Eiſenb.Betr. Sekr. a. orenz,61 J. (Schwetſchkeſtr. 31). Wwe.
Henriette Hiepe geborene Michel,
68 J. (Südſtraße 59).
Jode ort (Gr. ren 30)

FebEheſchlieu n rrKüner er
und Anna öFleiſcher (Geiſtſtr. 55
und Hafenſtraße 44).

Geboren: Güterbodendàarbeiter
Pfund S. (Friedrichſtraße 14).
Arbeiter Berendt S. (Wittekind
ſtraße 33). Prakt. Arzt Dr. med.
Stuth S. Luiſenſtraße 14). Schuh
z Andrefs (Albrechtſtraße26).

Unter Kunden,
Komöcdlanfen l
wilden Tieren.
Lebens Erinnerungen
von Robert Thomas.

Preis 1.00 Mk. Porto 30 Pfg.
Zu beziehen durch die

Volks Buchhandlung
Halle a. S., Harz 42/43.

Arheitsmarkt
aller Berufe ent- eſtorb M ötzeMene ötellen hält ſtets die Zei e J. V t r n
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Nr. 32 Halle a. S., Freitag den 7. Februar 1913 24. Jahrg.

Der Balkankrieg.
Das Bombardement von Adrianopel

dauerte, einer Meldung der Wiener Neuen Freien Preſſe aus
Sofia zufolge, die ganze Nacht pom Dienstag auf Mitt-
woch in allen Richtungen des Belagerungsgürtels. Die Bul-
garen nahmen das Dorf Panukli, wo die Feſtungstruppen
einen Ausfall verſuchten, aber ſich in die Feſtung zurückziehen
mußten.
erwiderten einige Forts gar nicht, andere ſelten oder reſultat-
los. Muſtafa Paſcha ſieht man den Brand in Adria-
nopel.

Konſtantinopel, Februar. Wie amtlich gemeldet
wird, hat der Kommandant von Adrianopel geſtern
abend 726 Uhr folgendes Telegramm geſandt: Die Feinde
bombardieren die Stadt. 138 Granaten und 11 Schrapnells
ſind in die Stadt gefallen. Acht Einwohner wurden getötet

und zehn verletzt; 53 Häuſer ſind in Brand geraten. Das
Bombardement dauert an.

Sofiag, 5. Februar. Der erwartete Schritt der Vertreter
der Mächte, zu dem Zwecke, die Einwilligung der bulgariſchen
Regierung zur Herſtellung einer neutralen Zone für
die Fremdenkolonien von Adrianopel zu er-
langen, iſt noch nicht unternommen worden, da noch nicht alle
Geſandten Jnſtruktionen erhalten haben. Wahrſcheinlich wird
der Schritt morgen erfolgen.

Ein Kampf bei Gallipoli.
Konſtantinopel, 65. Februar. Heute früh entſpann

ſich zwiſchen zwei bulgariſchen Regimentern und türkiſchen
Truppen bei Kavaklitepe auf der Halbinſel Gallipoli ein
Kampf, über deſſen Ausgang noch nichts bekannt iſt. Das
türkiſche Kanonenboot Zohaf hat die bulgariſchen Stellungen
bei Myriofito am Marmarameer beſchoſſen. Es ſollen dabei
300 Bulgaren getötet worden ſein.

Bulgariſche Großſprechereien
Sofiag, 5. Februar. General Sawoff hat einen neuen

Tagesbefehl an die Armee gerichtet, in dem er erklärt,
daß die Türken durch die Art, in der ſie die Verhandlungen
führten, bewieſen hätten, daß ſie nur Zeit gewinnen wollten.
Aber ſie hätten ſich ſehr getäuſcht, denn dieſe Zeit ſei von der
bulgariſchen Armee dazu benutzt worden, ihre Streitkräfte aus
Magzedonien und aus Nordbulgarien, die nicht an den großen
Kämpfen in Thrazien teilgenommen hatten, zu konzentrieren
und fich reichlich mit Lebensmitteln und Munition zu ver-
ſorgen. Wir ſind jetzt vollkommen bereit, erklärt der Tages
befehl, bereiter als vor der Kriegserklärung, und um den
Widerſtand des Feindes endgültig zu brechen, müſſen wir ihn
von neuem niederſchmettern, ſeine in der Eile
zuſammengezogenen Horden, (1) denen jegliche Begeiſterung
fehlt, zerſtreuen, den Feind zu Boden werfen und
dort auf dem Schlachtfelde ihm die Friedensbedingungen dik-
tieren. Die Türken müſſen über das Meer gejagt
werden. (1)

Eine „Meinung“ der Botſchafter.
London, 68. Februar. Die Botſchafter hatten „im Prin-

zip“ eine Formel angenommen, durch welche die Uebernahme
eines Teiles der ottomaniſchen öffentlichen Schuld durch die
Verbündeten ſowie deren Verpflichtungen gegenüber den
Orientbahnen geregelt werden. Die Botſchafter ſind der Mei-
nung, (1) daß die getroffenen Entſcheidungen in die Friedens-
bedingungen aufgenommen werden ſollten. Nur haben ſich
die Balkanſtaaten bis jetzt verteufelt wenig an die „Mei-
Hungen“ der Botſchafter gekehrt!

Verbandstag der Jimmerer.
k. r. Berlin, 4. Februar 1913.

2. Verhandlungstag.
Die Debatte über den Vorſtandsbericht war nur noch

tehr kurz und brachte keine neuen Momente. Schrader er-
hielt dann das Schlußwort. Nach einigen anderen Richtig-ſtellungen verbreitete ſich Redner über ehie in der Debatte

ſtark bekrittelte Aeußerung über die politiſche Betätigung in
den Verbandsverſammlungen. Klar und beſtimmt erklärte Red-
ner, daß jeder Kamerad die Pflicht habe, ſich politiſch zu be
tätigen, aber nicht in den Mitgliederverſammlungen, ſondern
dort, wo der Platz dafür ſei.
Ueber den Bericht des Ausſchuſſes entſpann ſich eine

längere Ausſprache, die ſich auf interne Verbandsangelegen-
heiten erſtreckte und zu dem Beſchluſſe führte, daß der Zentral-
vorſtand gemäß S 25 des Statuts den Entſcheidungen des
Aveue Folge zu leiſten habe.

Die Debatte über die Preſſe war nur ſehr kurz, doch
wurde von Meyer Hamburg ein Th. unterzeichneter Be-

zur Generalverſammlung beanſtandet, da nach
ſeiner Meinung die einzelnen Verbandsfunktionäre zu ſehr
in den Vordergrund gedrängt ſeien. Von anderer Seite wurde
es froh begrüßt, daß die Polemik mit dem Grundſtein auf-
gehört habe.

ringmann (Redakteur) nahm ſich warm des Miät-
arbeiters Th. an und betonte, daß es dieſem fern liege, irgend
jemand zu verletzen, daß im Gegenteil dieſer Mitarbeiter ſich
in hohem Grade die Sympathie der Kameraden erworben habe.
Uebergehend zu der geführten Polemik betont er, daß nicht die
Luſt am Krakeelen ihn zu derſelben veranlaßt habe, ſondern
daß vielmehr die Wahrung der dem Verband geſteckten Richt-
linien ihn zu dieſen Auseinanderſetzungen gezwungen hätte.

Darauf wurde dem Vorſtand Entlaſtung erteilt und ihm
die n gegeben, einen Jahresbeitrag für die inter-
nationalen Verbindungen auszuwerfen.

Ueber tdie diesjährige Tarifbewegung
referierte Schrader Hamburg. Redner ſchilderte, wie gleich
in der erſten Sitzung am 29. Dezember in München der Gegen-
ſatz zwiſchen den Vertragsparteien zum Ausdruck gekommen
ſei: Die Arbeitgeber wollen Tarifoerträge, um die Arbeiter
zu knechten und zu feſſeln, aber wir wollen Verbeſſe-
rungen in das Tarifmuſter hineinbringen. Wir treten für
eine allgemeine Lohnerhöhung, die durch den
Lebensmittelwucher mehr als gerechtfertigt iſt, ein. Dieſer
Forderung widerſetzen ſich die Arbeitgeber unter dem Hinweiſe,
daß der Dresdner Schiedsſpruch ſie ſehr belaſte und dutz augen
blicklich der Geld und Hypothekenmarkt ſo ſchlecht ſtände, daß
einer allgemeinen Lohnerhöhung nicht t werdenkönne. Beiter fordert der Verband die Ver kürzung der

Auf die heute tagsüber ununterbrochene Kanonade-

Arbeitszeit, da es heute noch Kameraden gibt, die, ein
gerechnet der Wege von und zur Arbeitsſtelle, 15 bis 16 Stun
den tägliche Arbeitszeit haben. Die Unternehmer erſtreben aber
die Erhaltung der jetzigen Arbeitszeit, obgleich der Beſchluß
des Arbeitgeberbundes, die Arbeitszeit nicht unter 10 Stun
den zu bringen, bereits durch die ſtellenweis errungene ver-
kürzte Arbeitszeit auf 920 Stunden durchbrochen iſt. Die Verbandsvertreter drängen ferner darauf, die Akkordarbeit aus

dem Tarifmuſter herauszubringen, da für die Zimmerer in
Zukunft die Akkordarbeit ausgeſchloſfen ſein muß. Ueber-
e zu den Arbeitsnachweiſen ſchildert Redner die Wirkung
erſelben. Er bezeichnet ſie als Kontroll- und Maß-

regelungsburegaus, die durch das Syſtem des Arbeits
zettelholens eine ſcharfe Kontrolle über die Arbeitſuchenden
ausüben und dringend der Reformierung bedürfen. Die ein-
ſeitigen Arbeitgebernachweiſe dürfen nicht durch Tarifverträge
geſchützt werden.

Jn Braunſchweig haben es die Kameraden durch ihr energi
ſches Vorgehen fertig gebracht, daß die dortigen Arbeitgeber die
Beſtimmung des Zettelabholens aus dem Reglement des Ar-
beitsnachweiſes geſtrichen haben. Nach Anſicht des Redners
kann das Betongewerbe mit tariflich erfaßt werden.
Allerdings müſſe man vorher genau prüfen, wie die Ein
ſchalungsarbeit im Preis feſtzuſetzen iſt. Für dieſe Arbeit
müſſe mindeſtens der geliende Zimmerlohn gezahlt werden.
Den Forderungen der Arbeitev zeigt der Arbeitgeberbund kein
Entgegenkommen für eine allgemeine Lohnerhöhung lehnt
er jede Garantie ab, er verlangt vielmehr, daß auch jene Orte,
in denen keine Lohnregulierung erzielt wird, mit in das Ver
tragsverhältnis aufgenommen werden. Von den Unpar-
teiiſchen wurde verlangt, daß bis zum 15. Februar alle Ab-
änderungswünſche zum Vertrag eingereicht würden
und daß am 24. Februar eine weitere Sitzung der Vertrag-
ſchließenden unter Leitung der Unparteiiſchen ſtattfinden ſoll.
Die Kameraden müſſen auf alles gefaßt ſein und damit rech-
nen, daß der Kampf große Dimenſionen annehmen kann und
die Ausſperrungen größer und umfangreicher werden wie das
letzte Mal, und man dieſe Vorſtellung bei Beratung der Bei-
tragsfrage auf ſich wirken laſſen ſolle. Er ſchließt ſeine Aus
führungen mit den Worten: Auch wir wünſchen geregelte Zu-
ſtände, aber nicht um den Preis, daß die Kameraden ſich der
Diktatur der Unternehmer des Baugewerbes unterwerfen.
(Lebhafter Beifall.)

Die Debatte über die Tarifbewegung wird von Kem-
mer- München eröffnet. Er wendet ſich vornehmlich zu den
Einſchälungsarbeiten am Betonbau und plädiert da-
für, daß der Lohn hierfür mindeſtens dem Zimmerlohn gleich-
geſtellt wird. Falls die Unternehmer ſich dem entgegenſetzen,
verzichten wir auf einen Vertrag. Schmaus Frankfurt
bezeichnet die Betonfrage als eine Lebensfrage der deut-
ſchen Zimmerer und wünſcht die tarifliche Regelung derſelben.

Dax- München will dagegen die Betonarbeit aus dem
Tarifverhältnis ausſchalten. Dieſelbe ſoll vielmehr nach der
Stuttgarter Reſolution geregelt werden. Fiſcher- Dres-den, aus Frankfurt ſprechen ſich für örtliche Tarifver-
träge aus, weil ſie der Meinung ſind, daß dadurch die örtlichen
Verhältniſſe mehr berückſichtigt werden können. Wenn die
Schiedsgerichte wirklich mal für die Arbeiter günſtige Urteile
fällen, ſo ſind ſie noch lange nicht vom Unternehmer anerkannt.

Jung- Elberfeld ſchildert, wie beim Bau ſtädtiſcher Wohn
häuſer die Baubewerber die Streikklauſel mit anerkannten.
Durch das Eintreten eines ſozialdemokratiſchen Stadtverord-
neten ſind dieſen Unternehmern keine Aufträge erteilt wor-
den. Jn der Schweſterſtadt Barmen iſt es Beſchluß, daß die
Unternehmer ſtädtiſcher Bauten den paritätiſchen Arbeitsnach-
weis benutzen müſſen. Dax- München erklärt nachdrück-
lichſt, daß der Verband dann, wenn der allgemeinen
Lohnerhöhung nicht ſtattgegeben und der Verkürzung
der Arbeitszeit nicht zugeſtimmt wird, der Vorſtand
ſich mit allen Mitteln gegen die Feſtlegung von Tarifen zu
wehren hat. Decke v- Braunſchweig gibt weitere Beiſpiele
bekannt, die Zeugnis davon ablegen, daß die Unternehmer nicht
tariffreundlich geſinnt ſind. Bei den Tarifverhandlungen
wollen wir keine Verſchlechterungen, ſondern gemäß
unſerer Verbands und Lohnpolitik Verbeſſerungen.
Können wir die nicht erhalten, dann pfeifen wir auf den Tarif.
Die Zimmerer ſind gewillt, den Kampf um die Verbeſſerung
ihrer Lebens- und ÄArbeitsverhältniſſe mit allen Mitteln zu
führen. Möller- Magdeburg Mehrings-Köln und
andere mehr ſprechen in demſelben Sinne.

Eine weitere Anzahl Redner geben noch breite Schilderungen
der Verhältniſſe und Erfolge, die die Bewegung 1910 den Zim-
merern brachte. Doch geht aus der ganzen Debatte klar hervor,
daß die Zimmerer für ihre Forderungen kämpfen werden und
die Opfer nicht ſcheuen, die der Kampf erfordert.

Nachdem 19 Redner zu dieſem Punkt geſprochen, wird durch
Schlußantrag die Debatte beendet.

Eine Reſolution, die dem Vorſtand zu ſeiner Haltung in der
Tariffrage ſeine Zuſtimmung ausſpricht und die Stärkung der
Organiſation wünſcht, um dem Unternehmertum gerüſtet
gegenüber zu ſtehen, findet einſtimmige Annahme.

Weiter wird durch Beſchluß feſtgelegt, daß die Einſchalarbeit
tariflich zu erfaſſen und zu regeln iſt.

Ferner wird zum Ausdruck gebracht, daß die Generalver-
ſammlung nichts gegen die Aufnahme des Betongewerbes in
das Tarifverhältnis einzuwenden hat, wenn für die Ein-
ſchalungsarbeit am Betonbau Löhne feſtgelegt werden, die nicht
geringer ſind als die Löhne der Zimmerer.

Der Abſchluß von Verträgen, in welchen für Einſchalungs-
arbeit geringere Löhne als die für Zimmererarbeit feſtgelegt
werden ſollen, ſind abzulehnen. Angelernte Zimmerer (Ein-
ſchaler) ſind im Zimmererverband zu organiſieren.

Ueber den Stand des Bauarbeiterſchutzes berichtete
Guſtav Heinke-Berlin, Sekretär der Bauarbeiterſchutz- Kom
miſſion. Redner ſchilderte, wie der Bauarbeiterſchutz immer
noch äußerſt unzulänglich ſei, trotz der kleinen Fortſchritte, die
der Bauarbeiterſchutz beſonders in Württemberg und Baden

emacht habe. Heinke erhävtet ſeine Ausführungen über die
eindliche Stellung zum Bauarbeiterſchutz durch Vorkommniſſe,

die ſich im preußiſchen Landtag abgeſpielt haben. Seine in
ſtruktiven Ausführungen fanden lebhaften Beifall.

Davauf wird die Sitzung auf Mittwoch vertagt.

Gewerkſchaftliches.
Polizei und Streikpoſtenſtehen.

Der Bezirksausſchuß von Arnsberg hatte die Frage zu
entſcheiden, ob eine Polizeibehörde berechtigt ſei, durch eine
Verfügung einem Staatsbürger generell das Streikpoſten-
ſtehen zu verbieten und ihn im Falle der Zuwiderhandlung zu
beſtrafen. Obwohl dieſe Frage längſt von den verſchiedenſten
höchſtinſtanzlichen Gerichten verneint iſt die preußiſche Poli-
zei und Juſtiz hilft fich bekanntlich damit, daß ſie es in das
ſubjektive Empfinden des einzelnen Polizeibeamten ſtellt, ob
der Verkehr durch einen Streikpoſten gehindert wird oder ge
hindert werden könnte wies der Bezirksausſchuß den Kläger
ab. Es wurde dem Kläger bei der Urteilsverkündung geſagt,

er möge ſich an das Oberverwaltungsgericht wenden

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 6. Februar 1913.

Die neueſte Fleiſchverſorgung der Städte.
Die Beratungen der hieſigen Landwirtſchaftskammer über

die Vermittlung der direkten Viehlieferung der Agrarier an
die Städte unter völliger Ausſchaltung der Aufkäufer und
Großhändler haben einen weiteren Schritt gezeitigt. Der Plan,
den Junkern ein gutes Geſchäft durch dauernden Abſatz bei
guten Preiſen zu ſichern, iſt zu verlockend. Die Oberjunker
haben deshalb in Berlin ſchleunigſt die Köpfe zuſammengeſteckt,
um zu ſehen, was ſich da herausſchinden läßt. Ein Telegramm
aus Berlin beſagt:

Jn einer Konferenz der Vorſtände der preußiſchen Land
wirtſchaftskammern wurde auch über die Schweineliefe-
rungen zu feſten Preiſen an die Städte ver-
handelt.

Jſt man ſich in dieſer Schweinelieferungskonferenz einig
geworden, ſo würde einer der ſchönſten Träume des Ober-
bürgermeiſters Rive ſeiner Erfüllung entgegengehen. Er hat
es ſchon vor einem halben Jahre als einzige Löſung der Teue-
rungsfrage bezeichnet, daß Städte und Landwirte in direktem
Verkehr miteinander treten. Kommt das Geſchäft zuſtande,
dann haben die Agrarier allen Grund, Rive endlich zum
Miniſter vielleicht gleich zum Landwirtſchaftsminiſter zu
machen, womit dann endlich ſein ſehnlichſter Wunſch erfüllt
wäre.

Für die Bevölkerung hat, wie wir ſchon wiederholt bemerk-
ten, dieſer Plan den Nachteil, daß mit dem Augenblick, in dem
das ruſſiſche Fleiſch durch dieſe Landwirtſchaftskammerliefe
rungen verdrängt iſt, die Junker wieder völlige konkurrenzloſe
Ausbeutungsfreiheit gegenüber den Konſumenten haben.
Würde Herr Rive nicht nach der Liebe der Agrarier geizen,
würde er vielmehr ſich nicht ſcheuen, dieſe edlen Staatsbürger
vor den Bauch zu ſtoßen, ſelbſt auf die Gefahr hin, daß er ein
Miniſter wird, ſo gäbe es einen weit ſicheren Plan der ſtädti-
ſchen Fleiſchverſorgung durchzuführen. Und das iſt der Plan
der Stadt Frankfurt a. M., die Schlachtviehzucht in eigene
Regie zu nehmen. Dieſe Abſicht iſt bis zu einer Vorlage des
Magiſtrats an die Stadtverordnetenverſammlung gediehen.
Jn dieſer Vorlage hebt der Magiſtrat die Bedeutung des Ver-
ſuchs hervor. Es heißt da: „Fällt er (der Verſuch) günſtig aus,
ſo kann er für die Fleiſchverſorgung der Bevölkerung von
großer Tragweite werden. Fällt er ungünſtig aus, ſo werden
diejenigen damit zu rechnen haben, welche der Anſicht ſind,
daß auf dieſe Weiſe die Fleiſchverſorgung der Bevölkerung ge-
fördert oder gar ſichergeſtellt werden kann.“

Nach der Vorlage ſtellt der Kreis Weſterburg und Weſter
wald eine Fettviehweide von 70 Morgen her. Die Stadt Frank
furt a. M. erhält das Recht, im Jahre 1914 20, in den folgenden
Jahren jährlich 40 Stück Vieh aufzutreiben. Das Vieh ſtellt

die Stadt, die auch das Riſiko für die Tiere trägt. Für den
Erfolg des Weidegangs übernimmt der Kreis das Riſiko. Er
erhält nur für die Tiere, die innerhalb der Weideperiode
ſchlachtreif werden, das auf 50 Mk. pro Stück vereinbarte
Weidegeld. Die Weideperiode ſoll von Frühjahr bis Herbſt
mindeſtens 150 Tage umfaſſen. Die Koſten des geſamten
Weidebetriebs trägt der Kreis. Er hat für Perſonal, tierärzt-
liche Beaufſichtigung, Schutzhütten uſw. zu ſorgen. Die Be-
ſtimmung über die Verwertung des ſchlachtreifen Viehes ſteht
ausſchließlich der Stadt zu.

Dieſer Plan ließe ſich hier in Halle mit den Siadtgütern
oder den umfangreichen Terrains der Auen in der Umgegend
der Stadt noch weit großzügiger durchführen als in Frankfurt.
Vielleicht macht die Stadtverwaltung neben der Propaganda
für die Schweinelieferungsverträge, ſich auch noch an dieſen
Verſuch der Rindviehzucht heran. Er wäre des Schweißes
eines Oberbürgermeiſters wert.

Mehr Rückgrat.
Jn unſerem Hannoverſchen Parteiblatt finden wir folgende,

auch für Halle ſehr beachtenswerte Ausführungen:
Es kommt nicht ſelten vor, daß Arbeiter bei uns voxſprechen

und erbittert über die Art und Weiſe klagen, wie ſie von dem
Unternehmer oder irgendwelchen Beamten behandelt werden.
Jm Anſchluß daran wird eine öffentliche Rüge von dem Ar
beiterblatt gefordert. Auf die Frage, was denn derjenige, der
von ſeinem Arbeitgeber oder Vorgeſetzten grob und beleidigend
behandelt wurde, demgegenüber getan habe, ertönt nicht ſelten
die Antwort: Nicht s! Das iſt ein erheblicher Mangel
an Selbſtbewußtſein. Gewiß ſollten die unangemeſſen
Behandelten nicht etwa wieder ſchimpfen oder in der Erregung
zu irgendeiner Unbeſonnenheit ſich hinreißen laſſen; damit
ſetzen ſie ſich lediglich ias Unrecht und ſchaden ſich unter Um-
ſtänden meiſtens noch empfindlich. Aber ſie hatten die
Pflicht, ſich eine ungehörige Behandlung auf der
Stelle energiſch zu verbitten.

Mangel an Rückgrat iſt es auch, wenn ein Arbeiter Miß-
ſtände in einem Betriebe erſt dann entdeckt, wenn er dieſen
aus irgendeine Grunde ſchon verlaſſen hat. Wer den
Mut zur Kritik erſt dann findet, wenn er den kritiſierten
Zuſtänden entronnen iſt, bringt ſich ſehr leicht in den Verdacht,
daß der Zweck ſeines Tuns nicht die Abhilfe der gerügten Zu
ſtände, ſondern Rache iſt. Jeder, insbeſondere der organi-
ſierte Arbeiter, hat die Pflicht, die Beſeitigung grober Miß
ſtände ſofort anzuſtreben, ſobald er davon Kenntnis erhält.
Das Arbeiterblatt kann und ſoll zur Kritik in der Oeffentlich-
keit erſt dann in Anſpruch genommen werden, wenn andere
Mittel nicht angewandt werden können oder verſagt haben.
Auf keinen Fall darf es benutzt werden, daß Verärgerte an
einem Unternehmer oder Vorgeſetzten ihr Mütchen kühlen.

Mehr Rückgrat iſt ferner zu fordern gegenüber dem Be
ſtreben der Unternehmer, die Arbeiterſchaft durch direkte
oder indirekte Anwendung von Zwangsmitteln in die gelben
Reihen zu treiben, oder von den freigewerkſchaftlichen Organi-
ſationen fernzuhalten. Wenn irgendein Dreiviertelinvalide
der Organiſation fernbleibt, iſt das nicht verwunderlich, ihm
kann man darob keinen großen Vorwurf machen; wenn aber
vollkräftige tüchtige Arbeiter im beſten Alter ſich aus ängſt-
licher Rückſichtnahme und in der Befürchtung, dem Unter
nehmer könnte das nicht willkommen ſein, der Organiſation
fernbleiben, ſo iſt das eine Angſtmeierei, die hart an
Jämmerlichkeit grenzt. Der jetzt ſo modern gewor
dene Vorbehalt, daß man ja doch denken könne, was man



wolle, iſt nur ein recht fadenſcheiniges Mäntelchen für ein
ſolch rückgratloſes Verhalten. Dieſe Art von „Freiheit“ beſaß
auch der Sklave längſt vergangener Zeiten.

Darum ſollte jeder, der noch nicht in die Reihen der kämp-
fenden Arbeiterſchaft eingetreten iſt, in ſich gehen und nach
denken, ob er nicht als gerader und ſelbſtbewußter Menſch, als

vollwertiges Mitglied der Geſellſchaft, die Pflicht hat, gerade
dort Rückgrat zu zeigen, wo er als Hauptfaktor auftritt und

für andere Werte ſchafft! Keine Krafthuberei, die zuweilen
bei lange geſchundenen und gedrückten Menſchen als Reaktion
aufzutreten pflegt und in dieſem Falle verſtändlich iſt, fordern
wir, ſondern ſelbſtbewußten Stolz, der ſich gegen un-
würdige Zumutungen und beleidigende Geringſchätzung auf-
bäumt und ſich in ehrlicher Entrüſtung un-erſchrocken und kaltblütig Genugtuung ver-
ſchafft!

Aus der Kröllwitzer Aktienpapierfabrik
wird uns zu dem geſtrigen Artikel über den fließenden GBold-
ſtrom der Aktionäre geſchrieben: Entgegen den enormen
Dividenden, die die Aktionäre beziehen, ſind die Arbeiterlöhne
die denkbar traurigſten. Z. B. wird beim Strohfahren bei
zwölfſtündiger Arbeitszeit 3 Mk. gezahlt. Auf der Stoffbahn
iſt es nicht viel beſſer; die wenigen Pfennige mehr müſſen im
wahrſten Sinne des Wortes erjagt werden. Auf dieſe
Jagerei iſt auch der Unglücksfall, dem der Arbeiter Henze aus
Lettin am Montag, den 20. Januar, zum Opfer fiel, zurück
zuführen. Der Aermſte wurde auf der Stoffbahn angefahren
und mit gebrochenen Rippen dem Krankenhauſe zugeführt. Faſt
keine Woche vergeht ohne ſolche Unglücksfälle. Die Schuld wird
der geradezu anarchiſchen Ausbeutungsweiſe der Arbeitskraft
jedes Einzelnen zugeſchrieben werden müſſen. Der neue
Direktor ſpart nicht allein an Arbeitslohn, ſondern auch an
Arbeitskräften. Ueberall wurden den einzelnen Abteilungen
Arbeitskräfte entzogen, damit die übrigen Arbeiter noch inten-
ſiver ausgenutzt werden können, als das ſchon bisher der Fall
war. Jſt es dann ein Wunder, wenn ſich die Unglücksfälle in
ſo erſchreckender Weiſe mehren?

Die Aufſichtsbehörde, die des öfteren ſchon öffentlich hierauf
aufmerkſam gemacht wurde, ſcheint gegenüber dem gewaltigen
Einfluß einzelner Aktionäre nichts durchdrücken zu können. Ja
ſelbſt der Halleſchen Polizeibehörde ſcheinen dieſe Trauben zu
hoch zu hängen; ſchon vor drei Monaten wurde Anzeige bei ihr
gegen die Betriebsleitung erſtattet, weil das Geſetz vom
24. Dezember 1911 über die Lohnzettel und die öffentliche Be
kanntmachung der Polizei über dieſe Angelegenheit vollſtändig
ignoriert wurde. Aber auch heute weiß noch kein Arbeiter, für
wieviel Stunden ſein Arbeitslohn berechnet iſt. Sie ſind ganz
auf die Gnade und Ungnade der Betriebsleitung angewieſen,
was doch gerade durch dieſes Geſetz verhindert werden ſollte.
Hoffentlich genügen dieſe Zeilen als Anſtoß dafür, daß das
Verſäumte nachgeholt wird.

Auch die ſeit Jahren immer wiederkehrenden Klagen der
Arbeiterinnen über ſchlechte Behandlung durch verſchiedene Vor
geſetzte ſind noch nicht verſtummt. Jn letzter Zeit iſt es der
Meiſter Peters, der ſich hierbei etwas beſonderes zugute tut,
obwohl er erſt vor kurzem vom Arbeiter zu ſeinem jetzigen
Poſten aufgeſtiegen iſt. Auch auf die Abortverhältniſſe der
Frauen ſcheint die Betriebsleitung nicht im entfernteſten ſo
viel Augenmerk zu lenken, als auf die Höhe der Dividende. Die
Frauen beklagen ſich, daß die Fenſter des Abortes zugenagelt

ſind, zuweilen wurden gar die Türen weggenommen, ſo daß die
Männer von unten aus hineinſehen können.

Sollte das alles der Betriebsleitung wirklich unbekannt ge
blieben ſein? Für die Aufſichtsbehörde bietet ſich dann ein
Feld erfolgreichſter Tätigkeit. Und dieſe recht draſtiſchen
Gegenſätze ſollten den Arbeitern endlich auch die Augen öffnen.

Der 19. Diſtrikt des Sozialdemokratiſchen Vereins
(Trotha) hält ſeine Verſammlung nicht heute, ſondern erſt
am Sonnabend, den 8. Februar, ab. Die Vertrauensmänner
des 4. Diſtrikts werden erſucht, ihre Bücher zu der am Frei
tag abend ſtattfindenden Verſammlung mitzubringen. Der
11. Diſtrikt hält ſeine Verſammlung heute bei Winkler, Ecke
Landsberger und Delitzſcher Straße, ab.

Neuer Angeſtellter im Metallarbeiter-Verband. Die Metall
arbeiter, deren Mitgliederzahl am Schluſſe des Jahres 5035
beträgt, haben in der am geſtrigen Abend im Volkspark ſtatt-
gefundenen Generalverſammlung einen weiteren Kollegen an-
geſtellt. Gewählt wurde der Kollege Heinrich Koch, Bau
ſchloſſer in Halle.

Eine peinliche Epiſode ſpielte ſich ſo ſchreibt man uns
am letzten Sonnabend gegen 2 Uhr mittags in der Gegend an
der Dreierbrücke ab. Paſſanten ſahen, wie vier bis fünf junge
Leute eine aus dem Waſſer gezogene Frauenperſon getragen
brachten. Die jungen Leute hatten ſich ihrer Ueberzieher ent-
ledigt und darin die Bedauernswerte eingehüllt. Als nächſter
Unterkunftsort kam die dort gelegene Strommeiſterei in Be
tracht. Kaum hatten jedoch die jungen Leute mit ihrer Laſt
den Garten betreten, als ihnen ſchon der Strommeiſter ent-
gegentrat und ſie mit barſchen Worten abwies. Die Unglück-
liche wurde dann nach dem nahegelegenen Piſſoirhäuschen ge-
bracht und von dort mit dem Krankenwagen abgeholt. Die
Paſſanten machten nun dem Strommeiſter auf ſein wenig
menſchenfreundliches Gebaren aufmerkſam, aber der fertigte
die Leute kurz ab und ging in ſein Haus zurück. Jn dem
Augenblick kam die Tochter des Beamten vom Waſſer her und
ſchleppte eine Bootsſtange hinter ſich her. Es iſt demnach an
zunehmen, daß ſich die Retter erſt dieſe Stange geholt haben.
Daraus geht hervor, daß der Beamte von dem Unglück Kennt
lagen konnte. Er hat ſich aber nicht an der Rettung be-
eiligt.

Nun wäre es angebracht, daß der Strommeiſter als Beamter
der Strompolizei nicht nur einen beſonderen Raum mit den
nötigen erſten Hilfsmitteln für ſolche Anläſſe zur Verfügung
hätte, und daß er angewieſen würde, bei ſolchen Vorkommniſſen
aktiv zu helfen. Denn gerade in dieſer Gegend kommen Waſſer-
unglücksfälle häufig vor. Bemerkenswert iſt noch, daß einer
der Augenzeugen dieſen Vorfall der Redaktion des hieſigen ſo
genannten unparteiiſchen Generalanzeigers ausführlich
meldete. Dieſes Blatt brachte aber davon nichts.

Soweit das uns zugehende Eingeſandt. Wir hören zu dem
Vorgang noch, daß der Strommeiſter ſich damit entſchuldigt,
daß er eine leidende Frau im Hauſe hatte. Um ſo berechtigter
iſt deshalb die aufgeſtellte Forderung nach einem geforderten
galn in der Strommeiſterei für die Behandlung ähnlicher
Fä

Die Unterrichtsmethode des Direktors Schotten von der
ſtädtiſchen Oberrealſchule war am Montag in der Stadt
verordnetenverſammlung bei der Beſprechung des Etats vom Stadt
verordneten Döhler inſofern zum J der Kritik gemacht
worden als er gegen den Direktor den Vorwurf erhob, dieſer halte
ſeine Pflichtſtunden zum Schaden der Schüler nicht pünktlich inne.
n einer uns überſandten Erklärung erklären die Schüler dieſen
orwurf für völlig unberechtigt. Die weſentlichen Sätze der Zu

ſchrift lauten h Bezug auf die Ausführungen des Herrn Stadt
verordneten Döhler in der Stadiverordnetenverſammlung über die
„Zuſtände an der Oberrealſchule“ ſpeziell in der Oberſekunda teilen
wir Jhnen mit daß die Behauptungen auf völligem Irrtum be
ruhen. Die Stunden werden ſtets voll abgehalten, und falls der
Direktor ſich einmal um einige Minuten verſpätet, wird die fehlende
Zeit in der folgenden Pauſe nachgeholt. Unſer Direktor hält nicht

r, wenn die betreffendennur die Pflichtſtunden ab, ſondern ſetzt
bungsſtunden an freiens nicht ganz verſtanden ſind,

Nachmittagen an und hat uns dadurch ſchon viele Stunden ſeiner
freien Zeit geopfert. Jetzt kann Herr Döhler verſuchen, ſeine
Behauptung zu beweiſen.

MitNeuuuflage des Fernſprech Teilnehmerverzeichniſfes.
dem Drucke des Verzeichniſſes der Teilnehmer an den Fernſpre
netzen im Oberpoſtdirektionsbezirk Halle (Saale) für 1913 wird Ende
Februar begonnen werden. Es liegt daher im dringendenIntereſſe der FernſprechTeilnehmer, die etwa erforderlichen Aen
derungen in der Eintragung ihrer Anſchluſſe auch die erſt am
1. April eintretenden Wohnungsverlegungen uſw. ſogleich dem
zuſtändigen Poſtamt anzuzeigen.

Stadttheater. Freitag „Othello“. Titelrolle: Herr Ferdinand
Kautsky vom Stadttheater in Nürnberg als Gaſt auf ngagemcyt
Schülerkarten an der Tages und Abendkaſſe. Sonnabend 75 Uhr
Die Fledermaus. Sonntag nachmittag bei ermäßigten Preiſen
Der liebe Auguſtin, abends 7/2 Uhr Undine.

Unfälle bei der Arbeit. Beim Ausladen eines Eisleber
Möbelwagens ſtürzte der Arbeiter Hugo Winkelmann mit
einer ſchweren Bücherkiſte geſtern nachmittag in der Auguſta
ſtraße ſo unglücklich eine Treppe hinunter, daß er das rechte
Bein brach. Geſtern nachmittag ſtürzte in Böllberg beim
Aufladen von Stroh der Knecht Rümpler vom Wagen herab.
Er blieb beſinnungslos liegen. Da er anſcheinend ſchwere
innere Verletzungen davontrug, wurde er nach Halle zu einem
Arzt gebracht.

Straßenunfälle. Eine Handelsfrau aus Könnern wurde
geſtern nachmittag auf dem Riebeckplatze von einem Kraftwagen
umgefahren, wobei ſie eine Quetſchwunde am Hinterkopfe
davontrug. Mit dem Kraftwagen wurde die Verletzte zuerſt
nach der Klinik wo ſie verbunden wurde, ſodann nach dem
Perſonenbahnhof gefahren. Eine junge Frau mit einem
Kinde auf dem Arme wurde heute morgen am Moritzzwinger
von einem Auto umgefahren. Während das Kind mit Haut-
abſchürfungen davonkam, erlitt die Frau einen rechten Knöchel
bruch. Ein Rollwagen verlor heute morgen das linke Vorder-
rad in der Leipziger Straße, wobei einige Dachpappenrollen
herunterfielen, die einen gerade vorübergehenden Schuljungen
trafen. Der Junge wurde zu Boden geworfen und erlitt einige
leichte Hautabſchürfungen im Geſicht und an den Händen.
Heute morgen rutſchte der Schloſſerlehrling Max Fri er auf
dem Martinsberge auf einer Apfelſinenſchale aus. Er trug
mehrere Bierflaſchen im Arme, die in Trümmer gingen. Dabei
zerſchnitt er ſich durch die Scherben den rechten Oberſchenkel.
Man brachte ihn zum Arzt. Jn der Merſeburger Straße fiel
geſtern abend ein angetrunkener Arbeiter von dem Hinter-
perron eines fahrenden Straßenbahnwagens herab. Er erlitt
ſtark blutende Verletzungen am Kopf. Paſſanten brachten ihn
in ſeine Wohnung.

Feuer in der Rabeſchen Spinnerei. Geſtern
gegen 24 Uhr entſtand in einem Arbeitsſaal der Abteilung II
der Baumwollſpinnerei in der Fährſtraße Feuer, das vermut-
lich an einem Vorgelege durch Reibungen ausgekommen iſt.
Durch herabfallende Fun“en wurde die auf den Maſchinen in
Arbeit befindliche Baumwolle entzündet. Der Brand hat an
Maſchinen und Baumwolle einen Schaden von etwa 20 000 Mk.
verurſacht. Die Feuerwehr löſchte den Brand in 40 Minuten.
Der Geſamtbetrieb erleidet keine Unterbrechung. Verletzungen
von Perſonen ſind nicht vorgekommen.

Beim Feueranmachen mit Petroleum verbrannte ſich heute
morgen in der Frieſenſtraße ein Dienſtmädchen an den Händen
und im Geſicht ziemlich ſchwer. Schon wiederholt hatte ſie mit
dem Petroleum am Feuer hantiert und dabei immer Glück ge
habt, doch diesmal wird ihr wohl eine Warnung ſein.

Ein angetrunkener Student verurſachte geſtern abend in
der Gr. Ulrichſtraße und deren Nebenſtraßen dadurch Aufſehen,
daß er in Frauenkleidung umhertaumelte. Poliziſten hielten
i an und ließen ihn mittels Droſchke nach ſeiner Wohnung

affen.
Von der Straße. Ein Milchwagen wurde heute früh in

der Brauhausſtraße von einem Automobil angefahren. Ein
Vordevrad des Wagens zerbrach dabei, die Milchkannen fielen
herab und der größte Teil der Milch ergoß ſich auf die Straße.

Von einem Balkon des zweiten Stockwerks des Hotels
Europa, Delitzſcher Straße, fiel geſtern abend eine größere
Menge der unteren Verputzung auf den Bürgerſteig. Trotz des
regen Fußgängerverkehrs wurde niemand verletzt. Auf der
Kreuzung Bismarck- und Goetheſtraße fiel ein Teil in Säcken
verpackter Holzkohle von einem Laſtwagen. Perſonen wurden
nicht verletzt.

Seeben. Gemeinderatsſitzung. Am Freitag, den
7. Februar, abends 8 Uhr, findet die Sitzung der Gemeinde
vertretung ſtatt. Wir erſuchen um rege Beteiligung.

Oſendorf. Gemeinderatsſitzung. Am Freitag abend
um 8 Uhr findet im Kirchhofſchen Lokale die Gemeindever
treterſitzung ſtatt. Die Verhandlung iſt öffentlich.

Aus den Gerichtsſälen.
Kriegsgericht der 8. Diviſion.

Ueberflüſſige Anzeigen. Um zwei faſt wertloſe Bleiplomben,
die nach der Ablöſung von den Kabelverſchlüſſen meiſt weg
geworfen werden, war von den Riebeckſchen Montanwerken
gegen einen früher dort beſchäftigt geweſenen Arbeiter eine
Anzeige wegen Diebſtahls erſtattet worden. Da der Arbeiter
inzwiſchen Soldat geworden war, mußte ſich das Kriegsgericht
mit dem Fall beſchäftigen. Der Mann hatte ſich die Plomben
aus „reiner Spielerei“ angeeignet, um ſpäter bei dem Militär
davon „Kugeln gießen zu können“. Keineswegs hatte der
Menſch dabei an Diebſtahl gedacht. Selbſt der Oberſteiger der
Grube mußte zugeben, daß die Plomben als wertlos wegge-
worfen wurden. Da der Nachweis der rechtswidrigen Zu
eignung fehlte, mußte der „Angeklagte“ koſtenlos freigeſprochen
werden. Von derſelben Güte war eine Anklage gegen einen
Musketier von dem Jnfanterie- Regiment Nr. 93 in Deſſau.
Der Mann hatte eines Tages in ſeiner Heimat vor Dienſt-
eintritt nach ſeinem Hunde mit einem Stein geworfen und
dabei verſehentlich die Fenſterſcheibe eines Fabrikgebäudes zer-
trümmert. Das ſollte „Sachbeſchädigung“ ſein. Das Gericht
ſprach auch ihn frei.

Gewerbegericht.
Um eine geſicherte Schlafkammer ſtritt man ſich in der Klage

ſache einer Aufwartefrau gegen einen Gaſtwirt. Die Klägerin
war gegen Lohn, Beköſtigung und Logis beſchäftigt worden und
hatte eines Tages den Dienſt verlaſſen, weil man ihren Wunſch,
ihr eine geſicherte Schlafkammer zur Verfügung zu ſtellen,
nicht ſofort erfüllt hatte. Einige Zeit vor der Löſung des
Dienſtverhältniſſes hatte ein Dieb der Bodenbretterkammer
der Aufwartefrau einen Beſuch abgeſtattet, die Sachen durch-
wühlt und der Aermſten 5 Mk. entwendet. Sie verlangte nun,
da man ihr nicht ſofort einen beſſer geſchützten Schlafraum zur
Verfügung ſtellte, Lohnentſchädigung uſw. im Geſamtbetrage
von 30,33 Mk. Jn der Verhandlung wurde zum Ausdruck ge-
bracht, daß ein Dieb eventl. auch die geſicherteſten Schlaf-
kammern öffnen könne und daß die ſofortige Erfüllung des
Wunſches auf zur Verfügungſtellung einer geſicherten Schlaf
kammer nicht als ein Grund zur Löſung des Dienſtverhältniſſes
angeſehen werden könne. Die Klägerin wurde deshalb mit
ihrer Forderung abgewieſen.

Unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit wurde eine Klage ver
handelt, in der eine junge Mamſell von einem Gaſtwirt 835 Mk.
wegen r Entlaſſung verlangte. r Beklagtemachte geltend die plötzliche Entlaſſung ſei deshalb erfolgt, ſein. unter der Führung eines Di
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des Bekla wohnte,weil die Klägerin, die in der gemach genommen
manchmal ihren Geliebten mit in ihr ma
habe, und dann auf Vorhalt den Dienſt freiwillig verlaſſen
habe. Die Klägeriw wurde mit ihrer Forderung abgewieſen.
wobei man es ganz dahingeſtellt ließ, ob ſolche Rendezvous im
Schlafgemach ſtattgefunden hätten.

Löſung des Dienſtverhältniſſes durch gröbliche Beleidigung.
Ein Packer klagte gegen eine Speditionsfirma, weil ſie ihn
durch den Vorwurf des Diebſtahls gezwungen habe, den

zu verlaſſen und ver ſpte Lohn für zwölf Tage und
Trinkgelder, in 60,63 Mk. Mitarbeiter bekundeten, daß
der Vertreter der Firma dem Kläger eines Tages vorgeworfen
hatte, er habe bei einem Umzuge eine Kartätſche weggenom-
men. Der Vertreter der Firma wollte mit dem Vorwurf „nur
ſeinen Scherz“ S haben. Der Kläger und p. Mit
arbeiter hatten den Vorwurf aber für Ernſt aufgefaßt. Das
Gericht brachte zum Ausdruck, daß Kläger auf Grund des ihm
unberechtigt gemachten Vorwurfes, er habe eine Kartätſche weg
genommen, berechtigt geweſen ſei, das Dienſtverhältnis ſofort
zu löſen. Die Firma ſei daher zum Schadenerſatz verpflichte
und auch verurteilt, den Betrag von 60,63 Mk. zu zahlen.

Strafkammer.
Proviſionsreiſenden-Elend. Ein 28jähriger Inſpektor einer,

hieſigen Verſicherungsgeſellſchaft arbeitete nebenbei für eine
Leipziger Verlagsfirma und ſammelte Aufträge für eine

odenzeitung. Da er als verheirateter Mann nicht auf ſeine
Rechnung kam, fälſchte er 26 Beſtellſcheine, um Proviſion zu
erlangen. Da er wegen Urkundenfälſchung ſchon vorbeſtraft
iſt, verurteilte man ihn unter Berückſichtigung ſeiner Notlage
zu ſechs Monaten Gefängnis.

StadtTheater.
Der gutſitzende Frack. Komödie in 4 Akten von Gabriel

Drégely. Zu der allbekannten Melodie, daß man es mit
Geld und Protektion zu „hohen“ Titeln und ſelbſt zu
den einflußreichſten und höchſten Staatsſtellungen
kann, ohne mit ſonderlich viel Jntelligenz und Geiſt beſchwert
zu ſein, hat der Ungar Drégely einen neuen „Vers“ ge
ſchrieben. Jn Ungarn, allwo man beſcheidener iſt, bedarf es,
wie uns der Dichter zeigt, zur Befriedigung ſelbſt der ehr-
geizigſten Pläne nicht einmal des Geldes und der Protektion

hier tut es ſchon ein gutſitzen der Frack. Der tadel-
los ſitzende Frack iſt es, der den Schneidergeſellen Anton
Melzer in Budapeſt im Fluge aus der Werkſtatt des biederen
Meiſters Leopold Huber bis zum Miniſter ſteigen läßt.
Die „Schneiderei“ behagt Anton Melzer ſchon lange nicht mehr.
Seine „hochfliegenden Pläne“ beſchäftigen ihn Tag und Nacht.
Aus dem Manuſkript eines Werkes über Kapitaliſten und
Arbeiter“, für das der Bräutigam der hübſchen Schneider-meiſterstochter, ein junger, herhangerter und weltfremder

Doktor der Nationalötonomie keinen Drucker finden kann, hat
ſich der unternehmungsluſtige und ehrgeizige Schneidergeſelle
einiges Wiſſen angeleſen. Sein Selbſtvertrauen iſt dadurch
maßlos geſtiegen, und er fühlt ſich „zu Höherem“ berufen.
Nun iſt ſein Streben nur noch darauf gerichtet, in die „gute
Juſag haft von Budapeſt zu gelangen. Da kommt ihm der
Zufall zu Hilfe. Der Lokalbahndirektor Theodor von Gahl
läßt ſeinen Franckanzug bei Antons Meiſter aufbügeln, um
ihn zu einem Geſellſchaftsabend bei einem reichen jüdiſchen
Bergwerksbeſitzer, zu dem auch der Miniſterpräſident erwartet
wird, anzulegen. Raſch entſchloſſen nimmt unſer Schneider
geſelle die Gelegenheit beim Schopfe, wirft ſich in den Frack
des Lokalbahndirektors, pumpt ſich beim Meiſterstöchterlein
das nötige Kleingeld und erſcheint als Anton von Melzer
auf dem Feſte des jüdiſchen Parvenüs. Hier beherrſcht er bald
die Situation, erſchmeichelt ſich das Vertrauen und die Gunſt
des Miniſters, wird ſchnell zum Liebling der Damen, und von
den anweſenden Geſellſchaftsſtützen, Börſenſpekulanten,
Sportsleuten, Gelehrten uſw., als der Günſtling des Miniſters
umſchwärmt. Der Miniſter, dem die auswendig gelernten
Schlagwörter aus dem Buche des Dr. Sonnberg mächtig impo
niert haben, macht ihn zum Abgeordneten, als welcher Melzer
bald großen Einfluß gewinnt. Das Buch Sonnbergs, den er
zu ſeinem Privatſekretär gemacht hat, läßt er unter ſeinen
Namen drucken, und wird ſo mit einem Schlage als ein be-
deutender Mann berühmt. Da droht ihm plötzlich das Schick
ſal von ſeiner Höhe herahzuſtürzen. Dr. Sonnberg überraſcht
ſeine Frau, die ſich in den ehemaligen Schneidergeſellen ver
liebt hat, im zärtlichen Beiſammenſein mit Melzer. Jn
ſeinem Zorn droht er alles zu enthüllen. Aber der Ritter von
Melzer iſt ſo leicht nicht aus der Faſſung zu bringen; er ver
traut ſeinem Frack und ſeiner Keckheit, und ſiegt wieder in
dieſem Zeichen! Noch ehe ihm der drohende Skandal gefähr
lich wird, iſt er Handelsminiſter, Exzellenz. Der ihm
nun erſt recht unentbehrlich gewordene Dr. Sonnberg wird mit
dem Geheimratstitel beſchwichtigt, erhält ſeine Frau unver-
ſehrt zurück, und der Edle von Melzer führt als Sieger die
einzige Tochter des ſchwerreichen jüdiſchen Barons als Braut
heim. Soviel vermag in Ungarn ein gutſitzender Frack, wenn
deſſen Träger, wie der Schneidergeſelle Anton Melzer, außer
dem noch über ein „gutes Mundſtück“ und die nötige Portion
Frechheit verfügt Nach Ben Akiba iſt bekanntlich alles ſchon
dageweſen, und daß die Entwicklung eines Menſchen vom
Schneidergeſellen zum Miniſter wohl möglich iſt, dafür bietet
die Geſchichte in dem Präſidenten John ſon der Vereinigten
Staaten von Nordamerika ein treffliches Beiſpiel. So etwas
iſt natürlich nur in demokratiſch regierten Ländern denkbar;
in Preußen- Deutſchland iſt „unſeres Erachtens nach“ als Be
fähigungsnachweis zum Landwirtſchafts oder Poſtminiſter
mindeſtens ein hoher militäriſcher Rang erforderlich

Es iſt überflüſſig zu verſichern, daß wir bei dem erſtaun
lichen Werdegang des Budapeſter Schneidergeſellen, der ſichauf der Bühne in nur loſe aneinander gercißten Szenen ab-
ſpielt, eine ganze Menge Unwahrſcheinlichkeiten mit in den
Kauf nehmen müſſen. Die witzige und beißende ſoziale Satire
auf die enge Beziehung zwiſchen dem Karrieremachen und den
eleganten Kleidern und geſellſchaftlichen Fineſſen läßt uns
indes dieſe Schwäche gern vergeſſen. Literariſche Ambitionen
hat Drégely jedenfalls nicht, und als gutes Unterhaltungs-
ſtück erfüllt die köſtliche Komödie ihren Zweck vortrefflich.

Geſpielt wurde ganz ausgezeichnet. Namentlich Walter
Fahrenbach war als kecker Schneidergeſelle ſo recht in
ſeinem Element; er bewegt ſich auf dem Parkett des Salons
nicht minder gewandt und ſicher, wie auf dem Arbeitstiſch der
Schneiderwerkſtatt. Das Protzentum und die Vornehmteuerei
des neugeadelten jüdiſchen Bergwerkbeſitzer-Ehepaares wurden
von Georg Thies und Marie Brandow famos zu komiſcher
Wirkung gebracht. Den alten Adel vertrat Willi Braune
mit vornehmer, etwas nachläſſiger Eleganz, ein typiſcher Ver
treter des neuen war Hans Hofer. Das aufgeregte Weſen
und die nervöſen Zuckungen des Lokalbahndirektors fanden
durch Walter Sieg eine draſtiſche Wiedergabe, den ſtillen und
unbeholfenen Dr. Sonnberg gab Rudolf Rieth mit be
ſcheidener Zurückhaltung. Albert Friedrich (Miniſter),
Karl Scholling (Buchhändler), Karl Stahlberg (Ge-
treidehändler), Otto Patry (Journaliſt), Helene Achter
berg, Hella Walden und Wanda Oferta trugen in
kleineren Rollen zu ihrem Teile nach beſten Kräften zum Ge-
lingen der Aufführung bei.

Das Publikum bereitete dem fidelen Stück und der flotten
Darſtellung eine gleich freundliche Aufnahme

Fünftes Sinfonie Konzert des StadttheaterOrcheſters.R ichard- Wagner- Abend. Ga ekaliſche Genüſſe bereitete uns das Orcheſter geſtern unter der
Leitung des Deſſauer Generalmuſikdirektors ran z
Mikorey. Mag man über den Wert des Gaſtdirigenten-
tums denken wie man will, ſicher iſt, daß ſchon das Bewußt-
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t die ausübenden Muſiker anfeuernd wirkt und ſie ver
anlaßt, ihr Beſtes herzugeben. 8 er hat ſeit
nicht ſo gut geſpielt wie geſtern, wobei wir von einigen Un
er harg in den Holzbläſern, die ſfy im LohengrinVorſpiel
empfindlich bemerkbar machten, abſehen wollen. Soweit die
r Verfügung ſtehende Zeit geſtattete, hatte Mikorey. die

uſiker mit ſeinen Abſichten vertraut gemacht, und ſie folgtenmit Eifer ſeinen wohlberechneten Weiſun en. Jn plaſtiſcher
Deutlichkeit arbeitete er das polyphone Gewebe des Triſtan
vorſpiels heraus, zu einem glänzenden Hymnus geſtaltete er
das e engere iel. uch die Tannhäuſer-Ouvertüre,
die durch häufige Aufführungen reichlich bekannt iſt und viel
leicht durch ein Werk wie die Fauſt Ouvertüre zweckmäßig
hätte erſetzt werden können, beanſpruchte in der Auffaſſung
Mikoreys, der insbeſondere auf ſcharfe Herausarbeitung der
Kontraſte Wert gelegt hatte, erneutes Jntereſſe. Mikorey iſt
ein Muſiker von geſteigerter Senſibilität, nervös im guten
Sinne, darum für die auf pſhychologiſchen Vorausſetzungen be
ruhende Muſik eines Wagner der geeignete Dirigent. Wohl
tuend berührt dabei die äußerlich Ruhe. Er zappelt
nicht, er vollführt keine akrobatiſchen Verrenkungen, er koket-
tiert auch nicht, aber alle ſeine Bewegungen verraten konzen
trierte Energie. Wir haben geſtern gehört, was das hieſige
Orcheſter leiſten kann. Die Gerechtigkeit erfordert zu ſagen,
daß dies nur durch gründliches Proben erreicht werden konnte,
und die Gerechtigkeit fordert ebenfalls, daß man Kapellmeiſter
Ohneſorg Gelegenheit gibt, das folgende Konzert (24. Februar)
ebenfalls in genügenden Proben vorzubereiten. Wenn dies
nur ſo nebenher erledigt wird, können natürlich abgerundete
Leiſtungen nicht zuſtande kommen, und Ohneſorg wird darum
gut tun, energiſch darauf zu dringen, daß ihm die erforder-
liche Zeit bewilligt wird.

Soliſtiſch wirkte unſer bewährter Franz Schwarz mit.
Anfangs enttäuſchte er durch Unklarheiten der Ausſprache und
der Tongebung. Er mußte ſich erſt einſingen, brachte aber
dann den Abſchied Wotans zu großartiger Steigerung. Nicht
zu leugnen iſt, daß man bei Opernbruchſtücken, die derartig nach
Dekoration und ſzeniſcher Darſtellung verlangen, wie dieſe
Schlußſzene aus der Walküre, bei der konzertmäßigen Auf-
führung etwas vermißt. Ausgezeichnetes bot er mit dem Wahn-
monolog Hans Sachſens aus den Meiſterſingern und er er-
weckte den Wunſch, ihn in dieſer Rolle einmal auf den welt-
bedeutenden Brettern zu ſehen.

Mikorey wurde von dem zahlreichen Publikum lebhaft ge-
feiert und war auch ſeinerſeits von der Bereitwilligkeit des
Orcheſters befriedigt, dem er ſeine Anerkennung u

Volkswirtſchaftliches.
Ein Rieſe unter den Rieſen,

Wie verlautet, ſind Beſtrebungen im Gange, die auf eine
Vereinigung der Gelſenkirchener Bergwerksgeſellſchaft mit den
Rheiniſchen Stahlwerken hinzielen. Damit würde der größte
Montanrieſe geſchaffen. Das Schwergewicht der Gelſenkirchener
Bergbaugeſellſchaft liegt im Bergbau, das der Rhein. Stahl-
werke in der Stahlherſtellung und Verarbeitung. Welchen
Rang die beiden Werke in der Großinduſtrie einnehmen, illu-
ſtrieren die Beteiligungsziffern bei den beiden Montanver-
händen. Wir machen darüber dieſe Aufſtellung:

Gelſenkirchener Bergwerks- Geſamtbeteiligung
geſellſch. u. Rhein. Stahlwerke aller Werke

Kohlenſyndikat: Tonnen Tonnen
Kohlen 9218000 79 704 834Kols 16826 808 16 687 350Briketts 2866600 4 777 960

Stahlwerksverband:
Produkte A. 646 914 6 244 151

Der neue Konzern würde mit der Beteiligung im Kohlen
ſyndikat weitaus an erſter Stelle ſtehen. Von der Geſamt-

beteiligung macht ſein Kohlenanteil 11,6 Prozent aus, das
Kokskontingent 10,9 Prozent und der Brikettanteil 8,7 Prozent;
ſein Anteil im Stahlwerksverband ergäbe 8,7 Prozent der Ge-
ſamtheteiligung. Die letztere Organiſation umfaßt 28 Werke,
die die geſamte deutſche Stahlproduktion beherrſchen; dem
Kohlenſyndikat gehören 64 Mitglieder an. Man mag daraus
die Größe des neuen Konzerns bemeſſen. Jmmer mehr ballt
ſich das induſtrielle Kapital in wenigen Händen zuſammen,
immer kleiner wird der Kreis der Herrſcher im Reiche der
Jnduſtrie. Und es ſind Herrſcher, die im Auftrage unperſön-
lichen Kapitals regieren. Jmmer auffälliger vollzieht ſich in
organiſatoriſcher und techniſcher Beziehung die Entwicklung zu
einer neuen Geſellſchaftsordnung. Es iſt eigentlich nur noch
die Aenderung der Beſitztitel notwendig und die Güter-
erzeugung als Bedarfsproduktion im Jntereſſe der Geſamtheit
kann an die Stelle der kapitaliſtiſchen Warenerzeugung treten,
die als Mittel zur Profitmacherei für die Beherrſcher des Kapi
tals dient.

Ein Putzwarenſyndikat?
Wie der Konfektionär mitteilt, iſt in Chikago in einer ge

heimen Verſammlung der Putzwarenfabrikanten des Weſtens
ein Syndikat gegründet worden. Es ſoll den Markt für Putz
waren von Pittsburg bis San Franzisko, von Louisville bis
St. Paul monopoliſieren. Das Syndikat wird das ganze
Gebiet mit Lagerhäuſern und Läden überziehen. Das Grün-
dungskapital beträgt 25 Mill. Mark. Eine Neuhyorker
Bank hat die Finanzierung übernommen. So bemächtigt ſich
das Großkapital aller Gebiete des Wirtſchaftslebens, zwingt
alles unter ſeine Diktatur!

Soziales.
Die wirtſchaftliche Lage des Krankenpflegeperſonals.

Bei den Beratungen zum Reichshaushaltsetat
(Reichsamt des Jnnern) wurde auch wieder einmal die Lage
des Krankenpflegeperſonals aufgerollt. Es war dies nicht das
erſte Mal, daß ſich der Reichstag mit dieſer Materie zu be
faſſen hatte. Schon in den Jahren 1900-03 wurden die Miß
ſtände gegeißelt, die damals auf dieſe Anträge von dem Re
gierungsvertreter gegebene Antwort beſtritt zum größten Teil
das Beſtreben der beregten Uebelſtände; er verſprach jedoch,
wenn tatſächlich ſolche vorlägen, Abſtellung. Die bürgerlichen
Reichstagsabgeordneten, die zu dieſem Antrag das Wort nah-
men, verſuchten hingegen die angeführten Verhältniſſe als
übertrieben hinzuſtellen.

Nach nunmehr rund 12 Jahren mußte bei den diesmaligen
Beratungen ſelbſt der Vertreter der Regierung Mißſtände zu
geben. Eine amtliche Erhebung bot ein einwandfreies An-

klagematerial gegen die Regierungsbehörde. Arbeitszeiten bis
zu 15 und 16 Stunden ſind danach keine Seltenheit. Es konn
ten ſogar an Hand der amtlichen Statiſtik Arbeitsleiſtungen
bis zu 40 Stunden einſchließlich der Nachtwachen konſtatiert
werden. Die völlig unzureichende dienſtfreie Zeit,
ebenſo die mangelhafte Fürſorge der im Dienſterwerb
unfähig gewordenen Perſonen bildet ein weiteres Kapitel
dieſer Statiſtik. Und die ungenügende Entlohnung
verurſacht den häufigen Wechſel des Perſonals. Dazu kom
men die ſkandalöſen Zuſtände im Wohnungs-
weſen. Daneben erfuhren die Geſundheitsverhält-
niſſe des Perſonals eine beſondere Berückſichtigung. An der

Hand einwandfreier Enqueten konnte konſtatiert werden, daß
die Arbeitskraft einer Krankenpflegeperſon durchſchnittlich nach
312 Jahren vollſtändig aufgebraucht iſt. Dieſe wuchtigen
Anklagen zwangen die Reichsregierung, zuzugeben, daß tat
ſächlich an das Krankenpflegeperſonal beſonders hohe An
forderungen geſtellt werden, daß der Beruf mit vielen Ent
behrungen und Entſagungen verbunden ſei. Eine ſtarke Ar-
beitsüberlaſtung liege vor und das Reichsgeſundheitsamt habe
bereits Vorſchläge gemacht, die eine Verbeſſerung der Verhält
niſſe herbeiführen können. Der Regierungsvertreter betonte
jedoch im gleichen Atemzuge die Schwierigkeit einer
reichs geſetzlichen Regelung.

Jſt nun auch durch die Anerkenntnis der Regierung die
Frage der Verbeſſerung der Lebenslage des Krankenpflege-
perſonals ins Rollen gekommen, ſo iſt doch zu befürchten, daß
bei den meiſt ſehr lange währenden Erwägungen der Reichs
regierung noch eine geraume Zeit vergehen wird, ehe man
ſich zu eingehenden Reformen entſchließt. Die Regierung zu
zwingen, auf den Weg zur Verbeſſerung der Verhältniſſe vor
wärts zu ſchreiten, iſt aber Aufgabe des Perſonals ſelber.
Nachdem im Reichsparlament die Frage aufgerollt iſt, darf es
keine Ruhe für die Berufsangehörigen geben, bis eine voll
ſtändige Beſeitigung der Mißſtände herbeigeführt worden iſt.
Hoffentlich erkennt das Krankenpflegeperſonal insgeſamt dieſe
Notwendigkeit an und kämpft geſchloſſen mit den bereits in
ihrer beruflichen Organiſation, dem Verband der Ge-
meinde- und Staats arbeiter zuſammengeſchloſſenen
Berufsgenoſſen um Verbeſſerung der eigenen Lage.

Die preußiſchen Gefängniſſe.
Die Verwaltung des preußiſchen Gefängnisweſens unterſteht

bekanntlich zum Teil dem Miniſterium des Jnnern, zum Teil
dem Juſtizminiſterium, und jede der beiden Verwaltungen ver
öffentlicht auch geſonderte Jahresſtatiſtiken über die ihr unter-
ſtellten Anſtalten.

Nach einer ſoeben im Reichsanzeiger veröffentlichten Statiſtik
hatten die Strafanſtalten und Gefängniſſe beider Verwaltungen
zuſammen im Rechnungsjahre 191112 einen täglichen Durch
ſchnittsbeſtand von 51 549 Gefängniſſen. Nach dem endgültigen
Ergebniſſe der Volkszählung vom 1. Dezember 1910 belief ſich
die Bevölkerungsziffer Preußens auf 40 165 219 Einwohner.
Legt man dieſe Zahl zugrunde, ſo entfallen auf 100 000 Ein-
wohner 128,34, die ſich in Zuchthäuſern oder Gefängniſſen be
fanden. Bei einem Vergleich mit den entſprechenden Zahlen
für das Vorjahr, in dem der tägliche Durchſchnittsbeſtand in den
Gefängniſſen der Juſtizverwaltung 31 095 Gefangene (darunter
8094 Unterſuchungsgefangene) in den Strafanſtalten und Ge
fängniſſen der Verwaltung des Jnnern 21 153 Gefangene,
nämlich 11 222 Zuchthaus und 9931 Gefängnis- (darunter 1238
Unterſuchungs) Gefangene, in den Anſtalten beider Verwal
tungen zuſammen 52 248 Gefangene betragen hat, zeigt der
Durchſchnittsbeſtand in den Gefängniſſen der Juſtizverwaltung
eine Abnahme von 929 Gefangene und auch der Tagesdurch-
ſchnitt in den dem Miniſterium des Jnnern unterſtellten
Zuchthäuſern ſowie der durchſchnittliche Geſamtbeſtand an Ge
fangenen der Strafanſtalten und Gefängniſſe beider Verwal-
tungen einen kleinen Rückgang.

Jm weiteren wird nachgewieſen, daß die Zahl der Gefängnis-
inſaſſen in den Wirtſchaftskriſenjahren erheblich zunahm, wäh-
rend ſie in wirtſchaftlich günſtigeren Jahren ſank. Die Zahl
der weiblichen Gefängnisinſaſſen ſank ſeit dem Jahre 1892-93
faſt ununterbrochen. Auch die Zahl der jugendlichen Straf-
gefangenen hat im Laufe der letzten 12 Jahre eine außer
ordentlich ſtarke Abnahme erfahren.

Allerlei.
Der König rief, und alle, alle kamen
Eine Köpenickiade in Straßburg i. E.

Am Mittwoch vormittag wurde die Garniſon Straßburg auf
Grund einer ans dortige Gouvernement gelangenden Depeſche
alarmiert, in der gleichzeitig der Beſuch Wilhelms II.
angezeigt wurde. Jn kürzeſter Zeit hatten die öffent-
lichen Gebäude und die Häuſer der Patrioten geflaggt. Alles
war in Aufregung.

Die Depeſche, die ſoviel Aufregung hervorgerufen hatte, war
in Weißenburg aufgegeben worden und an den Gouverneur
von Straßburg gerichtet; ſie hatte etwa folgenden Jnhalt:
„Seine Majeſtät der Kaiſer wird ab Bahnſtation Weißenburg
mit Automobil um 12 Uhr in Straßburg eintreffen. Er begibt
ſich ſofort nach dem Polygon, wo er zwiſchen 12 und 1 Uhr die
Garniſon alarmieren wird.“ Nach dem Eintreffen
des Telegramms wurden durch Trommelſignale und Eilordon-
nanzen die Nichtkaſernierten und die Offiziere in die Kaſernen
berufen. Gegen 12 Uhr rückten die Truppen aller Waffen-
gattungen in Felduniform nach dem großen Exerzierplatz auf
dem Polygon, wo ſich bereits Prinz Joachim von
Preußen, die Generalität und der Kaiſerliche
Statthalter Graf v. Wedel eingeſtellt hatten. Gegen
134 Uhr, als die letzten Truppen bereits angerückt waren,
ſtellte ſich auf telegraphiſche Anfrage in Berlin heraus, daß
der Kaiſer bereits in Königsberg eingetroffen ſei.
Jn der Stadt hatten ſchon zahlreiche Gebäude ge
flaggt: auch vom Münſter wehten die Reichsfarben „zum
Gruß'“.

Ueber den Urheber der gefälſchten Depeſche an
das Kaiſerliche Gouvernement, auf Grund deren dann die
Alarmierung der Garniſon erfolgte, wird mitgeteilt, daß es
ein entlaſſener Zahlmeiſteraſpirant der Metzer
Garniſon namens Keller, iſt, der ſich den nachträglichen
Faſtnachtsſcherz erlaubt hat. Keller wurde vor einiger Zeit
wegen Unregelmäßigkeiten entlaſſen und iſt ſeinerzeit vom
Militärgericht für un zurechnungsfähig erklärt worden. Um
nun zu zeigen, daß er vollkommen zurechnungsfähig iſt, hat
Keller, wie er angibt, den Streich verübt. Jn der Uniform
eines Poſtbeamten begab er ſich mit einem richtig aus-
gefertigten Depeſchenformular ins Gouvernement, wo man die
Fälſchung nicht ſobald erkannte. Die Depeſche beſagte, der
Kaiſer komme um 12 Uhr nach Straßburg und werde ſich mit
Kraftwagen ſofort nach dem Polygon begeben, die Garniſon
wäre ſofort zu alarmieren. Mit der Abſchrift der gefälſchten
Depeſche begab ſich Keller dann ſofort zu einer Straßburger
Zeitungsredaktion, um ſich ſeine Zurechnungsfähigkeit beſtäti-
gen zu laſſen. Keller, dieſer gelehrige Schüler des Haupt-
manns von Köpenick, der gleich ſeinem Meiſter Wilhelm Voigt
der Welt einige heitere Stunden bereitet hat, wurde verhaftet.

Der Teufel in den Berliner Vororten.
Ein Verein ehemaliger Realgymnaſiaſten zu Neukölln wollte

einen Faf tsball arrangieren, und damit die Geſchichte
einen einheitlichen Rahmen habe, war die Veranſtaltung als
Walpurgisnacht geplant. Jn der Einladung wurde auf
dieſen Charakter des Feſtes aufmerkſam gemacht, und um den
Teilnehmern eine n die Wahl der Koſtüme zu
geben, wurde ihnen geraten, ſie das Aeußere und die Trach
ten der Menſchen annehmen ſollten, die mit dem Teufel in Be
rührung kämen. Als Motive beſonders genannt:

Bilder aus Grimms Märchen, Nero, Tiberius, Hagen, Fauſt
Mephiſto, Dante uſw.

Aber die junge Geſellſchaft, die dem Teufel ein Schnippchen
zu ſchlagen gedachte, hatte die Rechnung ohne die Leute gemacht,
enen der Teufel eine toternſte Sache iſt. Der Gemeinde

kirchenrat von Neukölln trat zuſammen und unterzog die Ein
ladung einer eingehenden Beſprechung, deren Reſultat eine
öffentliche Bekanntmachung war, in der es hieß,
z man den Veranſtaltern zwar mildernde Umſtände zu-
billigen könne, da ſie ſich der Schwere ihres Vergehens wohl
nicht bewußt geweſen ſeien, indeſſen könne der
kirchenrat nicht umhin,

„ſein tiefſtes Mißfallen und Bedauern über dieſe Verletzung
des chriſtlichen Anſtandes von ſeiten der jugendlichen Kreiſe
unſerer Bevölkerung öffentlich zum Ausdruck zu bringen,
welche in erſter Linie einen gewiſſen Anſpruch auf Bildung
und öffentlichen Anſtand erwarten laſſen müßten. Die Mit-
glieder des Gemeindekirchenrates, insbeſondere die Geiſtlichen
der Parochie, letztere in ſchmerzlichem Hinblick auf ihre
früheren Konfirmanden unter den Vereinsmitgliedern, geben
ſich hierbei aber der Hoffnung hin, daß dieſe öffentliche Er
innerung von ſeiten unſerer Ki gemeindeverwaltung be
wirken werde, daß unſere liebe Jugend in Zukunft beſtrebt
ſein wird, ihre Fröhlichkeit in Grenzen zu halten, welche das
chriſtliche Gewiſſen der Oeffentlichkeit nicht verletzen und
beunruhigen.“

Damit iſt der Teufel in Neukölln wieder in ſeine alten
Ehren eingeſetzt und die Veranſtalter der Walpurgisnacht in
dem Berliner Vorort werden daran denken, wie ſich vor hun
dert Jahren in ihrer Nachbarſchaft die hölliſchen Mächte
der Aufklärung auch widerſetzt haben. Zu dem klaſſiſchen Vor-
bild der Neuköllner Walpurgisnacht erwähnt der Proktophan
tasmiſt dieſen Fall:

Das Teufelsvpack, es fragt nach keiner Regel.
Wir ſind ſo klug, und dennoch ſpukt s in Tegel.

Während ſo in Neukölln dem Teufel wieder einmal zu dem

Gemeinde

nötigen Reſpekt verholfen wurde, iſt man ihm in Ehar-
lottenburg mit Geſchick zu Leibe gegangen. Bekanntlich
hat ſich der Böſe da hinter den Pfarrer Kraatz verſteckt, undn es
war vor Jahr und Tag nur einem Leutnant und einem Haupt-
mann zu verdanken, daß er nicht die Herzen der Militärſolda-
ten betörte. Die ließen die Musketiere, deren Seelenheil ihnen
anvertraut war, die Kirche räumen, als Beelzebub den Pfarrer
Kraatz beſtimmte, ſich über den Fall Jatho anders auszu
ſprechen, als es dem Oberkirchenrat genehm war. Selbiger
Kraatz iſt aber leider immer noch im Amte, und was ſchlimmer
iſt, er wollte am Geburtstag des Kaiſers den in der Luiſen-
kirche üblichen Spezialgottesdienſt für die Beamten (Schutz
leute, Feuerwehrleute uſw.) halten. Aber ſiehe da, als er die
Kirche zur feſtgeſetzten Stunde betritt, iſt ſie le e r. Der Polizei
präſident von Charlottenburg hatte rechtzeitig Nachricht von der
ungeheuren Gefahr erhalten, die den Schutzleuten und Feuer-
wehrleuten drohte. Die Beamten wurden in eine andere Kirche
kommandiert, und der Teufel hatte das Nachſehen. Er ſoll
unter Verbreitung eines gewaltigen Schwefelgeſtanks die
Luiſenkirche verlaſſen haben.

Von unten nach oben.
Die Freiheitskriege endigten mit der Niederlage Napoleons;

er mußte, wie bekannt, am 11. April 1814 abdanken und begab
ſich nach Elba. Doch bald kehrte er zurück. Die Ereigniſſe
ſpiegeln ſich am beſten in den Pariſer Zeitungen vom Februar
und März 1814 wider. Die Aufeinanderfolge der Bezeichnungen
Napoleons gibt ſo ſchreibt man der Tägl. Rundſchau den
raſch fortſchreitenden Umſchwung in der Stimmung der öffent
lichen Kreiſe wieder.

28. Februar: Der Menſchenfreſſer hat ſeine Höhle
verlaſſen.

7. März: Der korſiſche Vielfraß iſt im Golf Juan ge
landet.

9. März:
11. März:

0Der Tiger iſt in Gap angekommen.
Das Ungeheuer liegt in Grenoble.

16. März: Der Tyrann hat Lyon durchgzogen.
17. März: Der Ufurpator zeigt ſich bereits 60 Meilen

von der Hauptſtadt.
18. März: Bonaparte nähert ſich mit großen Schritten,

aber er wird in Paris niemals einziehen.
unter unſeren19. März: Napoleon wird morgen

Wällen ſein.
20. März: Der Kaiſer iſt in Fontaineblau angekommen.
21. März: Se. kaiſerliche und königliche Majeſtät hat

geſtern Jhren Einzug- in die Tuilerien gehalten inmittenFhrer getreuen Untertanen

Jn der Tat eine Glanzleiſtung der bürgerlichen Preſſe
von damals.

Drohende Ueberſchwemmung.
Der ſtrengen Kälte der Vorwoche iſt eine geradezu frühlingshafte Wärme gefolgt. Jn Berlin ſtieg am um hie

Mittagsſtunde das Thermometer bis auf zehn Grad. Durch
die infolge des plötzlichen Temperaturwechſels eingetretene
rapide Schneeſchmelze iſt beſonders Weſtdeutſchland von der
Gefahr des Hochwaſſers bedroht. Jn den Hochgebirgen
Norwegens hat ein gewaltiger Schneeſturm ſeit geſtern den
Verkehr vollkommen unterbrochen.

Aſchermittwoch
Ein Maſchiniſt in Biebrich a. Rh., der nachts eine karne

valiſtiſche Veranſtaltung (1) beſucht hatte, überfiel morgens,
anſcheinend in einem Anfall von Eiferſucht, ſeine im Bett
liegende Ehefrau und verletzte ſie durch Beilhiebe lebensgefähr-
lich. Dann zertrümmerte er ſeinem vierjährigen
Söhnchen den Schädel. Hierauf begab er ſo nach der
Kaiſerbrücke bei Mainz, ſetzte ſich auf das Geländer und gab
z s auf ſich ab. Er ſtürzte in den Rhein und
ertrant.

g Studentenkrawalle in Marburg.
n der Nacht vom Dienstag zum Mittwoch zwiſchen

und vier Uhr kam es auf dem Marktplatz in Marburg zu
ſammenſtößen zwiſchen Studierenden und Polizeiorganen, die

einen ernſthaften Charakter annahmen. ie ver
afteten Studenten wurden von ihren Kommilitonen immer

e gerſiheien Herrgen kömren ſich ſolche

ie gebildeten n „Scherze“ ſchon erlauben; finden ſie doch immer milde und nachſichtige
Um ſo mehr ſind ſie dann ſpäter natürlich berechtigt, als
Staatsanwälte, Richter und dergleichen Staatsſtützen ange
lagen Arbeitern die ganze Strenge des Geſetzes fühlen

zu laſſen tKleines Allerlei. Von Poliziſten 37 Jn
Rot t weil wurde am Mittwoch mittag der 22jährige Zigeuner
Karl Pfiſter bei einem Fluchtverſuch, den er auf dem Rückwege
vom Landgericht zum Amtsgerichtsgefängnis machte, auf der
Straße von dem ihn transportierenden Landjäger erſchoſſen.
Erdbeben im Kaukaſus. Am Mittwoch vormittag um
9 Uhr 15 Min. wurde die Stadt Schem acha von einem ſtarken
Erdbeben mit heftigen Erdſtößen heimgeſucht. Die Bevölke
rung kampiert in den Straßen. Die Erdſtöße dauerten gegen
Mittag noch an. Auf der Station March ſtreifte geſtern
der letzte Waggon eines Güterzuges bei der Ausfahrt vier
Waggons eines Perſonenzuges. Drei dieſer Waggons ſtürzten
um, wobei 12 Paſſagiere leicht verletzt wurden. Bei einem
Fußballwettſpiel in Sunderland ereignete ſich
Mittwoch nachmittag ein ſchwerer Unfall. Auf dem Dache
eines Kohlenſchuppens ſtanden etwa 200 Leute und Kinder, um
dem Spiele zuzuſehen. Plötzlich ſtürzte das Dach ein, woduvrch
eine Anzahl von Perſonen ſchwer verletzt wurde.

Syrechſtunde der Redaktion von 3412 bis 341 Khe,
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Taghüeh abends s VAutoliebchen:
Grosse Poseeoe in s Axten v. Kren u. Sehönfetd.

s088s Musik von Jean Gilbert.
Gesan 72

Autotiebohenwalzer. T Versueohs dochmal! Fränulein, Können Vin Hnnksrum ftanzen
Das haden die Mädchen s0 gerne. Im I, wstgarten

ist Frei- Konzert. Die Polizei And't was dabel.
Häuser Veberall Bombenerfolg!ved e ee éerehebere Pre

Masken allwogte Autoliebehen-Künstler-Gesellsshaft.

ERiniass u. Resiehtigung s Vhr. Anfang s Vhr. Ende 77Zutritt nur im Kos t oder Gese
Entree 3, Loge 5, ganze Loge 20, II. Rang (Auschauer) 1 K.

Vorverkauf: Herren 2, Damen 1 MK., bei Steinbreeher Jasper,
Markt, Welseh, Riebeckpiate n. L. Wuehbererstr., P. G
Bernburgerstr. sowie b. Haasenstein Vogler, Gr. Wiriehstr. 68, I.

Flegante DPamenmasken erhalten freten Zutritt.

O e8 8S Volhspurkzz
F Ssonnabend, 8. Fobruar, abends 8 Uhr 8

2 Grosses Gelprets Shalen.
2 Vm zahlreiche Beteiligung ersucht 2
S 6047 Die Geschäftsleltung. 8

Jwiadenobratder Verein Hole Saale

Diſtrikt Seeben Gutenberg.
Sonntag 823 9. Februar abends 8 Uhr findet in dem Lokgheg

Herrn Riohter, Gaſthaus zu Seeben“: unſerWinter Vergnügen
beſtehend aus

Tmeuter, humoristischen Vorträgen m BALI
ſtatt.

Eintritt 7 Uhr. Eintritt 7 Uhr.Die Mitglieder und deren Angehörige r erſucht ſich dazurecht dahireiqg einzufinden. Das Fest Komitee.

Dentocter Trunsportarhelter-Verhand

Zahlstelle Betitzsch. *2142
Sonntag den 9. Februar or-, abends 8 Uhr,

im „Lindenhof“:F Kappen- all.r ladet freundlichſt ein t
Brauereh n. Müblenardeiter- Verband Nerven

Sonntag den 9. Februar abends 8 Uhr
im Saale der Xaiser Vlhelms- Halle

Gr. Winter Vergnügen
unter Mitwirkung der Floria- Sänger, Halle.
Nachdem: BAL I mit Veberraschungen.

Programme im Vorverkauf in den Verkaufsstellen und im Lokal.

*2140 Das Komitee-
für Cüe denen bahn

kinladuneskarten

Narrenahbenden,

Vockhierfesten.
Famlllen Abender
Schlachte Festen. J

Zu beziehen durch die

Volks Buchhanädlung.

Roßschlächterel
Artur Holland, Torztrasse 43.

Telephon 3171.

nantwrchen

2 20 Pfo. an.

I

Englischer Ho T
S Sonnabend, den S. erGr. Sonisehietest S
verbunden mit BRocekbier-Rummel. W Zum Aue
gelang das exquiite Riebeck-Book.

Freundllichst ladet ein Hugo Seydewitz.
Restaurant zur Eiche“, Eichendorffstr, 25.

Freitag en 7. Februar

Scehlachite es.
Früh 9 Uhr WellSeiseh.

Abends diverse frische Wurst und Suppe.
Hierzu ladet freundlichſt ein Familie Kniser.

Sonnabend den S. ds. Mt8s.:

Grosser Preis-SKat,
wozu ergebenſt einladetWilhelm Vogel, Gastwirt, Trothaerstr. e.

Vergnügungs- Verein

der Arbeiter der Halleschen Röhrenwerke,
Sonnabend, d. s. Februar, abds. s UVUhr,
im Goldenen Hirsch“, Leipzigerstrasseasken-Zall,
wozu freundlichst einladet Der Vorstand

Karten sind bei d. Vorstandsmitgliedern C. Koch,
e Wörmlitzerstr. 96, C. Hennicke, Ludwigstr. 22,N. Vrlaub, Dryanderstr, 31, sowie an d. Abendkasse zu haben.

Osencdor f.
Restaunr, zur Erholung

Sonnabend und Sonntag, den 8. und
Februar cr.c Bocirhi er fest

mit Speckkuchen *2139Für humoriſtiſche Ducegelivag iſt beſtens geſorgt.

Es laden freundl. ein Wilhelm Engelmann u. Frau.

7 fl.

Zenra berdand der AMnmerer

Zahlſtelle Merseburg-
Sonnabend, 8. Februar, abends 8 Uhrin der Kaiſer Wilhelmshalle *2137

VE R G V G E IV. a
Hierzu ladet freundlichſt ein Der Vorstand.

AMalcliva
die Zigarette des Kenners,

in der Preislage von

2 bis 10 Pfennigen.
2519 Zu haben

in Zigarren Spezial Geschäften.

MalkKulatuar

Stadt Theater
in Male g. D.

Direktion: Geh. Hofrat A. Riobaräs.
Freitag den 7. Februar 1918:

150. Abonnem. Vorſt. 2. Viertel.
ülerkarten Mk. 1.30 (eino G Billettſteuer u.

geld) an der Tages u. Abendkaſſe.

Othello,6037 der Mohr von Venedig.
Trauerſpiel W 5 Aktenrip n W. reW än.
Sonnabend den den S. Febr. 1913;

151. Abonnem. Vorſt. 3. Viertel.

Die Fledermaus.
Operette in 5 Akten

on Joh. Strauß.

Reste s
Möbelcrepe u. Känstlerstoffen

Schürzenzeugen
Kleider- u. Blusenstoffen

Velours u. Barchenten
Halbleinen u. Hemdentuchen

zu spotthilligen Proisen.
S. Sommer,

16 Brüdlerstr, 16.
Unſern Rieſen- Umſatz verdanken wir der hervorragenden

Ware, die wir zu Dp billigen Preiſen M liefern.
Aus heute eingetroffenem Waggon: 1].

9000 Pfund
Kahbeljau a

19,
Pfund 27

Kopf Pfund

S ohne Kopf
Karhonaden bretfertg
Pratschellfich tun 2 Austernfich-

Scholle mittel Pfund i E ö0 g.
Khellfigch agfent A. Frander und 119
Rotſleiſchiger Flusslachs r 120

Ferner ſehr preiswert: 6044
Kiſte 68Hochteine Odtgee-Sprotten

Doppelkiſte nur 83 v.

kchte Kieler Sprottet 2 e er er O7en S 1/4 Pfund 20 Pf., Pfund 35 Pf.

g gende re
kismei.
dw u n i ls ngsAn her n len

Muſik von G. Mraczek.
W heher 100 mit
Wirkende Personen

r

8 Jacitson Giris,

Kaſſenöffn.
6039

II
Telephon 3783 und 1275.

Rossfleisch. ſlängnese- i len
Des Woche Wieder f. Blskults t ehe

ch ünſeve deine (an n eente

A. Thurm, uzu haben in der c
Reiſlstrasse 10. e

prima a
à Pfd. 40 u. 45 V

Lende und Leber,
5929 Von heuteLeber und t wolniſch). tjetzt

Gr. Ulrichstr.
Die b Preiſe für Lumpen,Knochen, Alteiſen. etalle eder

J Alte Zeitungen, Journa e cK. Samuel, Alter winſ

e Heue: Theater“) lrrigatoren,
v füma nd Hauuunmer irrige oraonit nen

Irrigator-Garnituren,
CIysopomp., mod. e eDamenbedien
F. Hellwig alie a. n
Pernrwrt 2030. Be 1881. *1 e

Mi an u an

m an in

Elvenbahn- Awdahfile

ien r
verk. billig

Sternſct, goni Was

oßen

Hasen! Kaninchen
beſter Qualität, empfiehlt *2146

Walter Raue, Zwingerſtr. 27.

Schla
R. Fronme,rah,iebe Zntzer

ſtraße 5

ag 2518Sſch cher tet
Fr. Peters,

B Blumenthalſtraße 27.

Merseburg.
*779 Heute FreitaSohiachtefest
vei Rich. Tepper. Neumarkt 465.

e T J e S 4 re3 F7 n e.h 57 S e ne 55 vg.

W hllederabf älle s 5

J e S 11.
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r. 32

Deutſcher Reichstag.
104. Sihung, Mittiwoch, den 5. Februar,

Am Bundesratstiſch: Dr. Dekbrück.

Etat des Reichsamts des Junern.
(23. Tag.

Mimſſterialdirektor v. Joncquièvres: Jch-habe vor einigen Tagen
in einer Antwort auf die Ausführungen des mann be
r u in Hamburg dor der Seeberufsgenoſſ Vertreter
der A rt wurden und ſich mit den der Seeberuf e fte v v werden.en Raler iſt näml xe Ich z e n T h 3be ber ß Paul

Die Beratung beim n „Reichoverſicherungsamt“.
Abg. Hoerſten So

a 847 der Reicheverſicheru hat der Bundesrate Berufstrankheiten zu den Betriebs
Ware zu rechnen. Berufsgenoſſen en laufen hiergegen
Siurm, indem ſie meinen, a f tür die Kranken ſei geg.Leider ſind erſt S die

Aufnahmen zu Aber r Wsgenoſſenſchaften nichts veranlaßt haben r ts
getan P ſo iſt doch durch eine Reihe von auf ſozialem Gebiet
verdienten Männern vieles feſtgeſtellt worden, was als Baſis fürein W des Bundesrats dienen kann. Die kleine Orts-
krankenkaſſe der Maler mit nur 5600 Mitgliedern in m letzten

Wien an e S e e gen Er-krankten ausgeben müſſen. Jn devarkigen T. da Reich
oder der Staat ifen, zumal es Bl einen ſehr guten
Erſatz, das Diamtweiß, gibt. Als ll wird nur ein plätzliche r t a r 77 u eineinen Unfall nur ſehr r Aner ringenkann. Ein Holzarbeiter, der ſich an ehiem Hobel verletzte und

der Verletzung a gs kein Gewicht beigelegt hatte, konnte, als
die Sache ſich verſchlicumerte, nicht W nerkenntnis als Un
fall bringen, trotzdem und Sachverſtändſeiner Seite waren. (Höet! hört!) e Varbenauch mittelbare Unfälle noch nerkaur, ſowie et auf dem

Wege von und zur Arbeit. Vor neun Jahren war der Begriff be
reits ſehr eingeengt und auch heute kann man nicht eine beſtimmte
Erklärung für einen Unfall geben. Leiſtenbrüche ſind von

indem geſagt wird, die Anlage um Bruch
vorhanden. Dann ſchaffte man einenden Verluſt von einzelnen Fi liedern ab und ſetzte die genſer

von und 20 Proz. auf 10 herab. 737 ging weiter und
ſagte: Heine werden r h mit Renutenwenn der te ſich daran tdes Dr. Kaufmann in feinemBuch „Licht und Schatten der g. v vor e Schablo
niſteren. Jn der Praxis wird aber nur ſchabloniſiert. Die Be
rufsgenoſſenſchaften haben alle der Arbeiterſchaft ungünſtigen Ur-
teile zuſammengeſtellt, und nach dieſer Schablone wird ohne
Begründung die Feſtſetzung getroffen. (Hört! hörtt) t dem Beſtehen der Verſicherung ſind die Renten mehrfach heragtereyſeh.,

für den Verluſt eines Auges zahlte man früher 40 Proz., ſpäter
824 Proz. und heute 25 Proz. Ich kenne einen Senatspraäſtdenten,
der bereits geſagt hat, mit einem ug ſieht der Mann ja gerade
ſo gut wie mit zwei Augen, der alſo für den Verluſt eines Auges
gar nichts zahlen will. Einem Arbveiter, der künſtliche Beine
hat, wurde die Wohltat gewährt, Schreibmaſchine zu lernen, und
er en bei ſeinem Wohltäter 400 M. jährlich ver-

annte die Berufsgenoſſenſchaft, und das Reichs
trat ihr bei, daß dieſer Arbeiter erwerbsfähig iſt.Sorn Wenn das noch zehn Jahre mit dieſer Praxis

weitergeht, ſo wird auch ein Arbeiter ohne Arme und Füße, derdurch geh Behandlung ſoweit gebracht iſt, wieder am
Schrauhſtock zu ſehen, für erwerbsfähig erklärt werden. Die
Orthepädie wird dann nicht zum Segen, ſondern zum Fbuche. Man
hat unſere Verſicherung mit einem ſchönen Moſatkbildeman darf dem Bild aber nicht zu nahe kommen. J richtig! bei
den Sozialdemokraten.) Man weiſt r de die ungeheuren
Summen hin, die rn e e die vwilionen aufeber auf den Kopf der Verſchenenn macht das nur 3 M. z ſehnte

ezt es bei der Jnvalidenverſicherung, wo es 6 M. ausmacht, bei
der Kranfenverſicherung, wo 3900 Millionen im ganzen doch nur
12 M. auf den Kopf r Verficherten betragen, wovon 8 M. der
Arbeiter bezahlt hat, 2 Willionen werden käglich für die Ver
ſichern 600 Millionen im Jahre. Davon zahlen 300die Arbeiter, und von den anderen 300, die die Unternehmer
zahlen, erklärte hier einmal ein Großunternehmer, Herr Schmidt
Altenburg, es mache nicht 25 Proz. der Betriebsausgaben. Die
600 Millionen Mark jährkich verteilen ſich arf 24 Millionen Ver
ſicherte. Nehmen Sie die Berliner Verficherten, fo ſind das 2 Proz.,
und da ſehen Sie deutlich, daß die Berliner Armenverwaltung an
ihre Armen ohne Gegenleiſtung ſchon mehr zahlt. Die r
iſt eben weiter nichts, als eine zentraliſierte Armenpflege. (S

nen e Zuletgutes o weiſt der Etat geanſiBerlin bei 18,6 Millionen Mark Einnahme und 11,4 nen

allgemein.

von 22 Wilienen Mark oder rund

40 Pesz. auf e jedem Kaufmann das Herz lachen. Manfagt, der neberſchuß ja zurückgelegt, aber wer weiß, wie dieſe
Gelder einmal verwendet werden, die Verletzten bekommen jeden-
falls nichts. SWet, wurde den Witwen, wenn der Mann ſtarb,
etwas h das fällt nach der Reichsverſtcherungsord
r allein die Landesverſicherungsanſtaltin in wen Jahre 737 000 M. rt und nur 53 000 M. ſind
an die Witwen und Waiſen gezahlt. Man hat ihnen alſo das
14fache von dem genommen, was man ihnen gegeben Hat. See
r Wir haben gar keinen Grund, uns anderen Ländernielen. England gibt 280 Millionen Mark jährl r
S eine Verſt rung aus, a alſo in zwei e ſoviel bezahlt

di n kheiten ih mehreree weiz Sktran in ihrer erung. Wir müſſen darauf achten, daßz wir anderen Ländern gegenüber mit unſerer Verſicherung nicht ins Hintertreffen kommen, und
ich möchte mit den Worten des Präſidenten desamtes u die er freilich etwas anders Man
hüte ſi der betretenen Bahn weiter zu denn ſonſt
folgt dem das Sie auf die W J 7 das(Eebhafter Beifall bei den Sozial

BeckerArn Das Urtefk des Vorredner über berechtigt. Auch
wir w daß die U auf eine Reihe von Bee ehe f beAbg. Hepp er an herte Strafen wegen Verftsße

v e hhhee Land wirtſchaftlichen Berufsgenoſſen
ſheſt t HeſſenNaſſau.

Abg. Behrens in Vgg.) kritifiert in einzelnen Punkten
die Ansführun Reichsverſicherungsordnung. Von gewiſſerSeite wird W ver dort, wo gar kein Bedürfnis für die Errichtung
von Landkrankenkaſſen v t, z. B. in den Großſtädten der
weſtdeutſchen Jnduſtrie, für die Errichtung von Landkrankenkaſſen
propagiert. So will der Sberbürgermeiſter Cuno von Hagen dort
eine Landkrankenkaſſe errichten, obwohl der Reichstagsabgeordnete
Cuno gegen die Landkrankenkaſſen geftimmt hat. (Hört! hört!)
Bei Landarbeitern ſollte man auch die Unfälle des täglichen Lebens
als Betriebsunfälle auffaſſen und entſchädigen.

Abg. Taubadel (Soz.):
Wir haben ſchon bei der Beratung der Reichsverficherungs-

ordnung beantragt, die Berufskrankheiten als Betriebsunfälle an
zuſehen. Damals war gerade die Partei des Abg. Becker, der das
heute befürwortet, dagegen. (Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.
Sparſamkeit iſt gewiß recht ſchön, aber nur nicht am verkehrten
Ende. Jm Reichsverficherungsamt ſ man jetzt auf Koſten der
armen Jnvalidenrentner. Das Rei erungsamt hat an dieLandesverſicherung gsanſtalten einen Erlaß verſchickt, ſie möchten doch
bei der Jnvalidenverſicherung recht fparſam wirtſchaften. Die Folge
iſt ein koloſſaler Rückgang der Jnvalidenrenten, ſchon gezahlte
Renten werden in der rigoroſeſten Weiſe wieder entzogen. (Hört!
hört! bei den Sozialdemokraten.) Beſonders arg iſt es mit r
Verhältniſſen im Bereich der Landesverſicherungsanſtalt Sch!
Die Verſicherten ſagen, ſie müſſen erſt auf allen Vieren kriehe ſie eine Rente bekommen. (Hört! hört! bei den Sozialdemo
kraten.) Ein Bergarbeiter in Waldenburg hat kürzlich Selbſtmord
verübt, weil er keine Rente bekam. (Hört! hört bei den Sozial
demokraten.) Die En in Schleſien iſt daher auch ganzDabei geht der allfährliche i rich der Landesver

ſicherungsanſtalt Schleſien bereits über 10 Millionen Mark hinaus,
und ihr Vermögen beträgt 116 Millionen. (Hört! hört! bei den
Sozialdemokraten. Gewiß müſſen die Landesverſicherungsanſtalten
über ein gewiſſes Kapital verfügen, aber der t der Invaliden
verſicherung iſt doch nicht die Auffpeicherung großer Vermögen, viel
mehr ſoll ſie ein Schutz für die wirtſchaftlich Schwachen ſein. (Zu-
ſtimmung bei den Sozialdemokraten.) Schließlich möchte ich für
die Angeſtellten der r eine Beſſerſtellung undvor allem die Aufſtellung einheitlicher Grundſätze für das Aufrücken
der Unterbeamten in die mittleren Stellungen befürworten.
Bravo bei den Sogzialdemokraten.)

Abg. Koßrmann. ereh Bei der Gewährung von Renten ſollte
man möglichſt milde vorgehen, die Leute r W doch keine
Gnade, ſondern haben einen geſetzlichen A g. weiteren
klagt der Redner über zu rigoroſes Fehlen vonUnfallverhütungsvorſchriften in landwi ichen Betrieben; hier
ſollten die Beruefsgenoſſenſchaften nicht mit Strafen, ſondern mit
aufklärenden Vorträgen vorgehen, da der Verſtoß gegen die Vor
ſchriften doch meiſt auf Unkenntnis beruht.

Miniſterialdirektor Caspar: Ueber die Frage der Einbeziehung
gewiſſer Berufskrankheiten in die Unfallverſicherung finden im
Einvernehmen mit dem preußjiſchen Handelsminiſter bereits Er
wägungen ſtatt. Der Rüfkgang der Jnvalidenrenten, den der Abg.Taubadel beklagt, iſt nicht aus Sparſamkeitsrückſichten erfolgt,
fondern weil die Bewilligungen von Renten über Erwarten groß
geweſen ſind, und in vielen Fällen erfolgt waren, ohne daß eine
Not wendigkeit dazu vorlag. Wenn Fingerverletzungen jetzt
ringer bewertet werden als früher, ſo liegt das daran, daß eine
beffere Erkenntnis über die Erwerbsfähigkeit bei ſolchen Ver
letzungen Platz iffen hat. So weittragende Schlirſſe, wie der
Abg. Körſten darf man daraus doch nicht ziehen.

Abg. Silberſnuidt (Soz.):
Die Zahl der Reviſionen von Bauten iſt durchaus ungenügend.

Man ſollte doch Baukontrolleure aus dem Arbeite
womit man in Bayern recht gute Erfahrungen gemacht hat.

ge

e

ſtande anſte ellen,
Die

Vefbauberuſgenoſſerſchaft het viel
nur -9 bei 21 000 Betrieben und einer
Das Reichsverficherungsamt müßte
ſicht ſorgen; mußte doch felbſt von
den, daß bei der r
nur auf das einer beführen ſind. hörtt beider in ſchreitet jaeinen Fonds zur Dir c Er
Unfalverhütungste

worden.
auch die Vertreter der Arbeiterorganiſcctionen gehört

(Beifall bei den Sozialdemokraten.)
Giesberesc

därften auf keinen Fall dazu benutzt werden, um v. Städten
im Verein mit den Vetriebskrankenkaſſen ein Gegengewicht gegen

die Ortskrankenkaſſen zu bilden.

re da chiedene Jndrſſtrieſtädte
ließt den C r an, ue z. B. ans affen errichten. Daßc pei 5 iſt, a get das Denen (Sehr

wahr! bei den Sozialdemo
Miniſterialdirektor Caſpar weiſt darauf hin, de das Reichs

amt des Jnnern auf die Errichtung von Landkrankenkaſſen keinen
Einfluß hat.

Die Refokution Becker-Arnsberg wird angenommen.
Es folgt das Kanalamt.Abg. Hoff (Vp.) wünſcht Vermehrung des Lotſenyperſongks auf

dem Kaiſer- Wilhelm- Kanal.
Abg. Waldſtein (Vp.): Die Anftellungsberhältniſſe der Zeiſen

ſind im höchſten Maße reformbedürftig. Die Haftung der L
ſollte endlich aufgehoben werden.

Miniſterialdirektor v. Joncquières: Die Haftung der Lotkſen
können wir nicht aus der Hand geben. Wir h aber, um die
Lotſen nicht zu ſehr zu beſchweren, einen Vertrag mit einer Ber
ſicherungsgeſellſchaft abgeſchloſſen.

Das Kapitel wird bewilligt.
Beim „Aufſichtsamt für Privatverffcherung“ bemerkt

Abg. Taubabel (Sos
et e er die Abonnentenver ſicher v vichstag gewü uns gen, nureine Denkſ derAbonnentenve ung beibri Studium
dieſer ehe es Tgrei Ue 2 7ein g s Ei ten notwendig iſt.zu dem ganz e an e a De f

ver evielen Arten un ndnerierg zum Segen gereiche. ne
lagen für dieſe Behauptung aber werden nicht gegeben. Würde
wir feſtſtellen können, was die Verſicherken zahlen und wasihnen bezahlt wird, fo würde ſich herausſtellen, et die e
rung nur dem Geldbeutel der Verleger zum Nutzen gereiht.hafte Zuſtimmung.) Die Denkſchrift unterſcheidet eine en ne

beaufſichtigte von der unbeaufſichtigten Ab Verſeſer de eund will die erſtere gelten laſſen. Hätte der Verfeſſer der
ſchrift die Arbeiterſekretariate zu Rate gezogen, ſo hätte er er
fahren, daß auch bei der ſogenannten begufſichtigten Abonnenten
verſicherung die Klagen genau ſo umfangreich und fo berechtigt.
ſind, wie bei der unbeaufſichtigten. (Sehr wahr bei vdemokraten.) Wir müſſen guch heute noch eAbonnentenverſicherung überhaupt verboten wird an e bei den

Sogzialdemokraten.)
Abg. Dr. Marceur (Z.) dankt der Regierung fer Be Fettzige

Denkſchrift und ſchließt ſich im übrigen der Kritik des Vor
redners an.Abg. Dr. Junck (natl.) ſteht der Abonnentenverſicherung freund
licher gegerüber. Es kann ſich nur darum handeln, die unbeauf
ſichtigte auf das Nivean der beauffichtigten zu heben, bei der derVerleger gewiſſern taßen nur der Akquiſtteur für die Verfſtcherungs-

geſelkſchaft iſt. Es iſt nicht zu verſtehen, weshalb die Sozialdemokratie den Minderbemittelten den Segen der Abonnentenverſiche
rung nicht gönner will. (Zurufe bei den Sozialdemsokraten: Segen
für die Verleger!) Es ſollte ein Geſetz erlaſſen werden, das jede
Abonnentenverſicherung der Stantsaufſicht unterſtellt.

Miniſterialdirektor Caspar: Wir ſehen in der Abonnenten
verficherung eine wenig erfreuliche Erſcheinung. Das ſteht in der
Denkſchrift ausdrücklich darin. Wenn aber trotz der Tatſache, daß
die politiſche Preſſe fortgeſetzt die Verbindung von Zeitung und
Verſicherung bek ämpft, bei uns nur ſo wenig Beſchwerden einlaufen, ſo beweift das eben, daß die Verficherten ſelbſt durchaus
zufrieden ſind.

Das Haus vertagt hierauf die Fortſetzung der Debatte auf
Donnerstag 1 Uhr. (Schluß 7 Uhr.)

Aus der Provinz.
Deutſches Recht.

Bedarf es noch einer Verſchärfung der Geſetze gegen
organiſierte Arbeiter?

Wer der am geſtrigen Mittwoch in Nordhauſen ſtattgefundenen
Strafkammerſitzung beigewohnt hat, muß obige Frage verneinen.
Vundern muß man ſich vielmehr über die Auslegung der
Erpreſſerparagraphen, wie ſie das Gericht in einem Prozeß
degen zwei organiſierte Maurer, Emil Nieſel und Oskar Vog-
ler aus Oberröbliugen, angewendet hat. Die beiden Männer
waren auf dem Neubau der Malzfabrik in Sangerhauſen
deſchäftigt. Jm Oktober v. Js. trat auch der Maurer Hermann
an zler aus Sangerhauſen auf dem Neubau in Arbeit. Da nun die
auf dem Neubau beſchäftigten Maurer warßten, daß K. vor längerer

Peit der Organiſation angehört, aber wegen großer Schulden ge-
trichen war und nach der Zeit als Nichtverbändler die Vorteile,
die durch die Organiſation der Arbeiter errungen, für ſich ſtets
m Anſpruch nahm, beauftragten ſie ihren Baudelegierten, den K.
wo ſeiner Organiſationszugehövigkeit zu fraggen. K. gab ſtets

zweichende Antworten. Auf Zureden des Poliers erklärte er
ſchließlich zum Beitritt zur Organiſation bereit. Er glaubtemit den Beitrittsgebühren und einer Marke auszukommen. Da

r aber von dem Verbandskaſſterer die Mitteilung erhielt, daß er
früheres Mitglied, das wegen großer Schulden geſtrichen war,

tußer dem Eintrittsgeld auch noch eine beſtimmte Extraleiſtung
m ne v milſje, ließ er dem Kaſſierer ſagen:

den Bgitrag kann ich mir ein paar Stiefel kaufen, im

übrigen kann mich der Kaſſierer 39mal im A.
lecken.“ Dieſe „liebevolle“ Mitteilung ſchlug bei den vorgani-
ſierten Arbeitern dem Faß den Boden aus. Es fielen einige
Schimpfworte und ſie ließen dem Polier durch die Angeklagten
mitteilen daß ſie nicht wieder auf das Gerüſt gingen, wenn
Kanzler weiter arbeite. Der Polier verfuchte die Arbeiter noch
einmal zu beſchwichtigen. Sie arbeiteten auch weiter, während
Kanzler nach 14 Tagen die Arbeit einſtellte. Das war im weſent
lrchen der Beweggrund der Verhandlung gegen die beiden Maurer

wegen Erpreſſung.
Jn der Beweisaufnahme wurde das oben geſagte beſtätigt; die

Angeklagten erklärten wiederholt, daß es ihre Pflicht geweſen ſei,
den K. zur Organiſation anzuhalten, weil dieſem ſtets die beſſeren

Lohn und Arbeitsbedingungen, die durch die Geſchloſſenheit der
Arbeiter errungen, zugute gekommen ſeien.

Der Vertreter der Anklage glaubte natürlich durch die Beweis-
aufnahme die Angeklagten der Erpreſſung für überführt. Die
Arbeitswilligen, die, durch die hohen Beiträge veranlaßt,
dem Verbande nicht beitreten und deshalb von den organiſierten
Arbeitern beläſtigt und boykottiert werden, müßte das Gericht
ſchützen. Sein Antrag lautrte auf 2 Monate bezw. 2 Mo-
nate und 2 Tage Gefängnis. Der Rechtsbeiſtand der Ange-
klagten nahm Veranlaſſung, die Anklage gehörig zu zerpflücken.
Er meinte, die Vorausſetzungen des Erdreſſerparagraphen ſeien
nicht im entfernteſten gegeben. Die Angeklagten hätten im

guten Glauben und im Jntereſſe der Solidarität
der Arbeiter gehandelt. Mit ihrem Vorgehen hätten ſie
keinen Vermögensvorteil erwerben, ſondern nur allein wirtſchaft-
liche Zwecke erfüllen wollen. Freiſprechung miüfſe erfolgen, weil

ſich

die Handlung keine Erpreſſung und keine Drohung im Sinne des
s 153 der Gew.-Ordn. ſei. Nur die Gepflogenheit der Organi-
ſation noch zu feſtigen, hätten die Angeklagten im Sinne gehabt.

Der Gerichtshof folgte den Worten des Staatsanwalts. Er
ſah alle Tatbeſtandsmerkmale der vollendeten und verfuchten Er
preſſung für erhracht. Der Verband der Maürer habe
ſich durch das Vorgehen der Angeklagten einen
rechtswidrigen Vermögensvorteil erwerben wollen.
Die Mittel, die zur Beugung des Willens von den Angeklagten
angewendet, ſeien auch eine Drohung. Das Urteil lautet auf je
2 Monate Gefängnis.

Nach dieſem Urteil wird ſich wohl auch der jugendliche Jnnker
Kardorff, der im Abgeordnetenhauſe eine energiſche Bekämpfung
der organiſierten Arbeiterſchaft von der Regierung verlangte, be
ruhigen. Er wird nun einſehen, daß die beſtehenden Strafmittel
gegen die organiſierten Arbeiter ausreichen und daß ſchärfere
Strafmittel nicht notwendig ſind.

Der Weinban in der Provinz Sachſen.
Der Obergärtner Bebber ſchildert in einer ſoeben erſchie

nenen Schrift: Entwicklung des Weinbaues in den letzten
25 Jahren in der Provinz Sachſen den ehemaligen Beſtand an
Weinbergen in den Kreiſen Naumburg, Quer ffurt, Weißen
fels, Eckartsberga, Schweinitz, Mansfelder See
kreis und Erfurt. Schon damals traten Oidium und
Traubenwickler auf, aber lange nicht ſo a ie und wirt
ſchaftlich belaſtend wie ſpäter, als Reblaus und Peronofporgdazu kamen. Ganze Weinbergsanlagen fielen dem Reblaus
vernichtungsverfahren zum Opfer, dem die Weinbergsbeſitzer,
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rroddem e entechadigt wurden, meiſtens feindlich gegenüber
ſtanden. Schließlich wurde das Verfahren aufgegeben und
zum erſtenmal in Deutſchland der Verſuch gemacht, veredelte
amerikaniſche Reben anzupflanzen. Jnfolge der Krankheiten
iſt der Weinbau ſtändig und ſtark zurückgegangen, zumal die
erſten deutſchen Weingeſetze der Konkurrenz der Fälſcher eher
Vorſchub leiſteten. Das letzte durchgreifende Geſetz ſei für
unſere Verhältniſſe zehn Jahre zu ſpät gekommen. Jm Jahre
1912 iſt unſere Weinkuktur arg heruntergekommen und es iſt
ihr nur durch kräftige Unterſtützung und größte Umſicht er-
fahrener Leute wieder aufzuhelfen.

Merſeburg. Die Aufnahme der ſchulpflichtigen
Kinder des Seminarſchulbezirks findet am Donnerstag, den
13. Februar, nachmittags von 3--4 Uhr, im Seminargebäude
(Zimmer Nr. 19) ſtatt. Jmpfſchein iſt mitzubringen. Der
Bezirk umfaßt alle Straßen weſtlich der Eiſenbahnſtraße bis
zur e dteritraße (einſchließlich) und der Teichſtraße (ein-
ſchließlich).

Querfurt. Opfer der Arbeit. Am Dienstag ver-
unglückten durch Einſturz einer Holzbrücke im Abraum der
Querfurter Kalkinduſtrie die beiden Arbeiter Linke und
Feine von hier ſchwer. Beide wurden in das hieſige Kranken-
haus eingeliefert. Das Unglück konnte, wie uns mitgeteilt
wird, nur dadurch geſchehen, weil die Brücke zu der betreffen-
den Arbeit zu ſchwach iſt. Dieſelbe iſt ſo ſchmal, daß bei dem
ſtarken Gefälle die Arbeiter ſich auf den Wagen ſtellen müſſen
(was bekanntlich verboten iſt), ſtatt neben dem Wagen zu
ehen. Dann ſind nur einige einfache Säulen vorhanden, auf

n die Brücke ruht. Daher kam es, als zwei Wagen zu
gleicher Zeit darüber fuhren, ſich dieſelbe nach einer Seite
neigte, wodurch die Wagen abſtürzten, die beiden Arbeiter
unter dieſelben zu liegen kamen und gräßlich zugerichtet
wurden. Ueberhaupt ſoll es in dieſem Betriebe mit den Un-
Fallverhütungsvorſchriften nicht allzu genau genommen wer
den, was die Gewerbeinſpektion wohl zu einer Prüfung ver-
anlaſſen dürfte.

Mücheln. Die Radfahrerkarte nie vergeſſen.
Dieſe Mahnung kann nicht oft genug erfolgen. Der Gruben-
arbeiter Reinhold Lauch von hier wurde in Wöckerling, als er
auf dem erhöhten Parkett fuhr, vom Gemeindediener ange
halten. Da er keine Karte bei ſich hatte, auch ſeinen Namen
nicht nennen wollte, ſuchte der ihm ſein Rad zu nehmen und
erhielt dabei einen Stoß vor die Bruſt. Ein Strafbefehl in
Höhe von drei Mark wurde prompt bezahlt, das dicke Ende kam
aber in einer Verurteilung wegen Widerſtandes gegen die
Staatsgewalt und Uebertretung nach. L. legte wegen der
doppelten Beſtrafung Berufung ein und erzielte, daß das zweite
Verfahren eingeſtellt und ihm von der erkannten Strafe von
30 Mark 9 Mark gekürzt wurden.

Nebra. Eine notwendige Kritik. Der ſogenannte
Grabenmühlenweg, der nach der Grabenmühle und der Zucker
fabrik führt, iſt in einem Zuſtande, der wiederholt zur Kritik
herausgefordert hat. Erſt kürzlich war der Bürgerverein beim

agiſtrat wegen dieſes Weges eingekommen und verlangte
eine Ausbeſſerung. Dieſe iſt nun geſchehen, aber der Zuſtand
des Weges iſt heute noch ſo erbärmlich wie vorher. Die Stadt-
verwaltung hat zum Ausfüllen der Löcher Schutt hinfahren
laſſen. Wer nun im Dunkeln dieſen Weg paſſieren muß, ſinkt
nicht nur tief in den Schmutz, ſondern läuft noch Gefahr, in
ſeiner ganzen Länge hinzufallen. Die von der Stadt getrof-
fenen Maßregeln zur Beſeitigung der Mißſtände ſind gänzlich
unzulänglich. Bei den mißlichen Kaſſenverhältniſſen der Stadt
wäre es angebracht, wenn die Zerfahrer des Weges, hauptſäch-
lich das Rittergut, dazu angehalten würden, den Weg in gutem
Zuſtande zu erhalten. Jm Jntereſſe der Einwohner iſt zu
wünſchen, daß dieſer „Weg“ endlich paſſierbar gemacht wird.

Wolfen. Vom Lokalkamp f. Wie bekannt, ſteht die
hieſige Arbeiterſchaft ſeit zirka zehn Wochen im Lokalkampf,
und noch immer iſt es ihr nicht gelungen, das Lokal des Herrn
Bröſe zu erhalten, was wohl auf das Verhalten verſchiedener
junger Leute zurückzuführen iſt. Es ſind hauptſächlich einige
organiſierte Arbeiter, welche den arbeiterfeindlichen Wirt nach
Kräften unterſtützen; und doch wäre es angebracht, wenn ſich
dieſe jungen Leute mehr um ihre wirtſchaftliche Lage kümmer-
ten und nicht das bißchen freie Zeit in einem bohykottierten
Lokale zubrächten. Auch ſind leider noch ſehr viele organi-
ſierte Arbeiter Mitglieder in den Klimbimvereinen. Arbeiter
und Handwerkerl! Denkt an den Ernſt der Situation, vor der
wir jetzt ſtehen. In kurzer Zeit findet die Landtagswahl ſtatt,
weshalb ein Verſammlungslokal um ſo notwendiger iſt.
Darum richten wir an euch erneut die Mahnung, ſo lange das
Lokal des Herrn Bröſe zu meiden, bis er ſich bereit erklärt,
auch uns ſein Lokal zur freien Verfügung zu ſtellen.
Boykottbruch iſt gleich Streikbruchl! Der Lokalkampf dauert
unverändert fort, ſolange nichts anderes im Volksblatt bekannt-
gegeben wird.

Delitzſch Ein Dummerjungenſtreich. Herr Tſchirſch,
der Beſitzer des von der organiſierten Arbeiterſchaft boykottier
ten Etabliſſements Stadt Leipzig, erhielt dieſer Tage durch die
Poſt einen anonymen Wiſch, auf den folgender Blödſinn ge-
ſchmiert worden war:

Androhung. (Berlin.Bevor Wir Jhnen nochmals erſuchen, Uns Jhren Saal
r Verfügung zu ſtellen oder nicht, zu unſeren zwecken,

ollen Sie Uns baldigſt beantworten oder nicht, So werden
Wir in kurzer Zeit ein Bomben Attentat auf Jhre Lokali-
täten zurichten.

J. A. zwei Verſchwörer
a. d. An -ſt-n Gruppe.

Wir ſind bereit.
Delitzſch. P-t-l g. D.

Selbſt die Delitzſcher Zeitung nennt das Geſchmiere einen
Dummenjungenſtreich und fügt hinzu, es ſei natürlich aus

daß dieſer Unfug von der hieſigen ſozial-
okratiſchen Parteileitung, die im Kampfe um dieſen Saal

dürfte ſichu ihre Vereinszwecke ſtehe, ausgehen könnte. Es
Streichielmehr um einen ſehr geſchmackloſen

einiger grünen Burſchen handeln. Anzeige iſt er-
ſtattet. Wir nehmen von der Sache nur deshalb Notiz, weil
man ja nicht wiſſen kann, ob die nach Terrorismusmaterial
rn Reichsverbandspreſſe ſich nicht auch auf dieſen faulen

rocken ſtürzen könnte.
Vortragskurſus. Nächſten Montag, den 10. Febr.,

beginnt ein Vortragskurſus über Verfaſſungsweſen. Referent
iſt der Genoſſe Dreſcher Halle. Bei der Wichtigkeit dieſes
ſtaatsrechtlichen Themas erſuchen wir die Parteigenoſſen, recht
zahlreich zu erſcheinen. Die weitere Reihenfolge der Vorträge
wird ſpäter bekannt gemacht.

Gerbſtedt. Die Stadtverordneten Verſamm-
r hatte ſich letzthin wieder einmal mit der vielerörterten

nge egenheit der Wiedereröffnung der gewerblichen Fort-
ldungsſchule zu beſchäftigen. Der Regierungspräſident in
erſeburg, der in den s r ein geeignetesMittel zur „organiſchen Ergänzung der ſtaatlichen Jugend-

flegebeſtrebungen“ erblickt, hat von dem ſtrikte ablehnenden
eſchluß der Stadtväter auf Wiedereröffnung der Fortbil-

dungsſchule „mit Bedauern Kenntnis genommen“ und ange-
ordnet, daß die gewerbliche Fortbildungsſchule mit Beginn des
neuen Schuljahres wieder eröffnet wird. Zwei Drittel der
nicht durch Schulgeldeinnahme gedeckten Unterhaltungskoſten
r als Staatszuſchuß zur Verfügung geſtellt werden, der

eſt mit 675 Mk. entfällt auf die Stadtgemeinde. Falls die
Bewilligung dieſes Anteils von den ſtädtiſchen Körperſchaften
abgelehnt wird, erfolgt Zwangsetatiſierung. Schul-
pflichtig ſollen zunächſt nur die beiden jüngſten Jahrgänge,
alſo die ſeit Oſtern 1911 aus der Volksſchule entlaſſenen, im
Arbeitsverhältnis ſtehenden gewerblichen Arbeiter ſein. Bei

vor dem NMagiſtrat, ſondern auch vor dem Regierungspräſi-
denten keine Furcht haben. Mit 20 Stimmen, alſo nahezu
einmütig, wurde beſchloſſen, von der n der
Fortbildungsſchule abzuſehen und den ſtädtiſchen 3 chuß
anteil von 675 Mk. abzulehnen. Das iſt in der Tat r
Mansfeldſche Verhältniſſe eine ziemliche Leiſtung. Will der
Regierungspräſident auch im „reichstreuen“ Gerbſtedt die
nationale Jugendpflege mit Hilfe der Fortbildungsſchule vor-
wärtsbringen, dann wird er eben unter Ausſchaltung der
vielgerühmten ſtädtiſchen Selbſtverwaltung zur zwangs
weiſen Einſetzung der benötigten Summen in den Etat ſchrei-
ten müſſen. Auf den Ausgang des neueſten „Falles“ darf
man wirklich geſpannt ſein.

Jn derſelben Sitzung wurde der Etat der Kämmereikaſſe
in Einnahme und Ausgabe auf 104000 Mk. feſtgeſetzt gegen
105 000 Mk. im Vorjahre. Beſchloſſen wurde, an Steuerzu-
ſchlägen zu erheben, von der Einkommenſteuer 180 Proz., von
den Realſteuern 210 Proz. gegen das Vorjahr 10 ro z.
mehr. Hervorgehoben wurde, daß der Etat ſo knapp aufge
ſtellt ſei, wie eben möglich, um die Steuer nicht noch höher
ſchrauben zu müſſen. Der Etat Waſſerwerkskaſſe für 1913
wurde in Höhe des Vorjahres auf 12500 Mk. in Einnahme
und Ausgabe feſtgeſetzt. Nach dem letzten Kaſſenreviſionspro-
tokoll beträgt der geſamte Kaſſenbeſtand 6000,01 Mk., in wel
chem Betrag ein jetzt v Hypothekenkapital von
4500 Mk. enthalten iſt. Zur Beſtreitung von laufenden Aus-
gaben wurde der Kündigung von 2 Hypotheken in deg von
zuſammen 9300 Mk. zugeſtimmt. Dann wurde beſchloſſen, eine
Goſſe in der Lindenſtraße anzulegen, falls Geldmittel hierzu
vorhanden ſind.

Sangerhauſen. Der vermöbelte Don Juan. Der Ar-
beiter Karl Weiſe von hier war vom hieſigen Schöffengericht
wegen Körperverletzung zu einem Monat Gefängnis beſtraft, weiler am 17. September v. J. den Arbeiter Spieß vor ſeiner Haus
tür derb verprügelt haben ſoll. Nach dem ärztlichen Atteſt hatte
letzterer eine Wunde am Schädel, einen Bluterguß am Hinterkopf
und eine Quetſchung des Knöchels davongetragen, ferner ſollte
Weiſe verſucht haben, den Spieß in die Gonna zu werfen. Gegen
das Urteil hatte W. Berufung eingelegt. Vor dem Berufungs-
gericht in Nordhauſen erklärte W., daß er durch Sp. gereizt
worden ſei. Dieſer habe verſchiedentlich unſittliche Anträge an
ſeine Frau geſtellt. An dem betreffenden Abend habe er eben-
falls derartige Bemerkungen gemacht und habe verſucht, in ſein
Weiſes Haus einzudringen. Der Staatsanwalt erkannte an,
daß W. durch das nicht einwandfreie Vorgehen des Spieß gegen-
über ſeiner Frau zur Straftat gereizt worden ſei. Er beantragte
die Hälfte von obiger Strafe. Das Gericht erkannte auf 30 Mk.
Geldſtrafe.

Pieſteritz. Eine beſonders gute Naſe ſcheint der
Pieſteritzer Polizeihund zu haben. eit und breit wird der-
ſelbe bei allen möglichen Sachen verlangt, und „arbeitete“
auch meiſtens mit Erfolg. Erſt am Montag wurde er nach
Zwieſigko geſchickt, wo bei dem Hüfner Hermann ein Einbruchs
diebſtahl verübt worden war. Die von einem Vergnügen heim-
kehrenden Eheleute fanden einen Schrank erbrochen, aus dem
700 Mark entwendet waren. Der Hund „ſtellte“ nachdem ihm
Witterung gegeben, einen am anderen Ende des Dorfes woh-
nenden Arbeiter, der, trotzdem er hartnäckig leugnete, für
überführt erachtet wird.
Torgau. Die Organiſation der Krankenver-

ſicher ung im Kreiſe hat auf dem kürzlich hier ſtattgefunde-
nen Kreistag eine Neuregelung natürlich im reaktionären
Sinne erfahren. Gegen die Stimmen der ſechs ſtädtiſchen und
eines ländlichen Vertreters wurde beſchloſſen, für den Kreis
Torgau eine allgemeine Ortskrankenkaſſe und eine Land
krankenkaſſe, erſtere mit Ausſchluß der Stadt Torgau,
mit Wirkung vom 1. Januar 1914 ab zu errichten. Zur Begründung dieſes vom Kreisausſchuß eſtellten Antrages wurde
ausgeführt, daß abgeſehen von den Betriebskrankenkaſſen, die
den Antrag auf fernere Zulaſſung geſtellt haben, Annaburger
Steingutfabrik und Dommitzſcher Tonwerke, Forſtbetriebs-
krankenkaſſen für die Oberförſtereien a el Falkenberg
und Roſenfeld, ſowie Waſſerbaubetriebskrankenkaſſe zu Torgau,neben der Kreisorganiſation nur eine leiſtunge fähige Orts-

krankenkaſſe, nämlich für die Stadt Torgau, anerkannt und
als ſelbſtändige Kaſſe zugelaſſen werden könne. Danach gehören
alſo in Zukunft auch die innerhalb der Stadt Torgau in der
Landwirtſchaft Beſchäftigten, die Dienſtboten, die im Wander-
gewerbe Beſchäftigten, ſowie die Hausgewerbetreibenden und
ihre hausgewerblich Beſchäftigten der Landkrankenkaſſe des
Kreiſes Torgau an. Wer die Zuſammenſetzung der preußiſchen
Kreisvertretungen kennt, wird ſich über dieſen Beſchluß nicht
groß wundern.

Grünewalde. Parteigenoſſen! Die am letzten
Sonntag abgehaltene Mitgliederverſammlung des Sozialdemo
kratiſchen Vereins war trotz der uttgen Tagesordnung leider
ſehr ſchwach beſucht. Parteigenoſſen! Das muß anders werden.
Bedenkt, daß unſere Gegner in der letzten Zeit gewaltig die
Werbetrommel rühren, und beſonders der Kriegerverein, der
vor einigen Jahren die geſamte Arbeiterſchaft ausſchloß, jetzt
ſeine ſtark gelichteten Reihen wieder durch Arbeiter füllen
möchte. Weiſt dieſes Anſinnen einmütig San und ſchließt
euch den politiſchen und gewerkſchaftlichen Organiſationen der
Arbeiterſchaft an, denn nur dieſe ſind berufen, eure Jnter
eſſen zu vertreten, nicht aber der Kriegerverein. Genoſſe
NaumannMühlberg gab in der Verſammlung den Bericht
vom preußiſchen Parteitage, der gut aufgenommen wurde. Das
Verhalten einiger Parteigenoſſen, welche Vertrauenspoſten inne
haben, wurde ſcharf kritiſiert, namentlich das des Genoſſen
Hofmann, der ſeit ſeiner Wahl zum Gemeindevertreter noch
keine Verſammlung beſucht hat.

Belgern. Der Haushaltplan der Kämmereikaſſe für
das Jahr 1913-14, der in Einnahme und Ausgabe mit 81 000
Mark abſchließt (gegen das Vorjahr eine Erhöhung um 1000
Mark), wurde in der letzten Stadtverordnetenſitzung ge
nehmigt. An Steuerzuſchlägen ſollen wie im Rechnungsjahre
1912 130 Proz. zur ſtaatlich veranlagten Einkommen- und fin-
gierten Einkommenſteuer, 150 Proz. zu den ſtaatlich veranlag-
ten Grund-, Gebäude- und Gewerbeſteuern und 50 Proz. zur
Betriebsſteuer erhoben werden.

Bockwitz. Aus der Gemeinde. Die am Freitag ſtatt-
gefundene Gemeindevertreterſitzung befaßte ſich zunächſt mit
dem vom Gemeindevorſtand und den Schöffen ausgearbeiteten
Vertrag mit der Niederlauſitzer Waſſerwerksgeſellſchaft. Bei
Durchberatung der einzelnen Paragraphen wurden verſchie-
dene kleinliche Einwendungen gemacht, was zur Folge hatte,
daß eine Weiterberatung ausgeſchloſſen war. Die hierdurch
entſtandene Situation war eine derartige, daß der Abſchluß
eines Vertrags zur Einführung einer Waſſerverſorgung in
Frage gezogen iſt. Herr Direktor Strauß meinte, wenn der
Vertrag nicht zuſtande komme, ſo würde die Gemeinde durch
Zwang dazu getrieben werden, was eine Verſchlechterung für
die Gemeinde bedeuten würde. Punkt 1 und 2 der Tagesord-
nung wurden hierauf vertagt. Zur Erweiterung der Brunnen
ſtraße wurde den Beſitzern Schöne und Zöller pro Quadrat-
meter 1 Mk. und Herrn Pötſch 1,50 Mk. für Grundabtretung
bewilligt. Der Krüppelfürſorge der Provinz Sachſen wurden
auf ein Schreiben des Landrats hin 10 Mk. bewilligt. Der
Witwe Große wurden für die Wintermonate pro Monat 3 Mk.
zugebilligt. Die Beſchlußfaſſung zur Errichtung eines neuen

riedhofs wurde vertagt.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerhkſchaftliches, Feuilleton
und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Wilhelm Koenen,
Provinzielles Gottl. Kasparek. Verleger und für die
Jnſerate verantwortlich A. Jähnig. Sämtlich in Halle. Druck
der Halleſchen GenoffenſchaftsBuchdruckerei (E. G. m. b. H.).

Beratung dieſer Angelegenheit Nammte in unſeren Stadtvätern hier der W Dopoſttionegeif t ung ſie bewieſen
im Verlauf der recht eingehenden Debatte, daß ſie nicht nur

und SteindDie Seneratverſamnmlung der Buch
beiter und -Arbeiterinnen am 25. ar war von z

00 Mitgliedern beſucht und nahm die Geſchäfts, Kaſſen Kartell
und anderen Berichte entgegen. Die Abrechnung vom vierten
Quartal gab der Kaſſierer ch. Die Einnahme betrug 1100,90
Mark, die Ausgaben 680,30 Mk., an die Hauptkaſſe wurden 470,60
Mark geſandt. Der Mit betrug 290, davon
weibliche und 62 männli Ein
Decharge erteilt. Den Jahr
e
itzende eibe.e Ausgaben für ünterſtützungen waren folgende: Arbeitsloſen

1071,50 Mk., Kranken 490,85 Mk., Wöchnerinnenunterſtützung
300, Mk., Rechtsſchutz 266,50 Mek., für Agitation und ſonſtige
Ausgaben 927,10 Mk. Die Geſchäfte wurden in 10 Mitglieder
verſammlungeh 10 Vorſtands, 12 Vertrauens und Funktionär-
ſitzungen erledigt. Außerdem fanden ſtatt: 1 außerordentliche und
eine ordentliche Generalverſammlung, 2 kombinierte Sitzungen mit
den Buchbindern, 3 Tariſſchiedsgerichtsſitzungen, 4 Quartals und
2 Monatsreviſionen, 2 Sitzungen des Agitationskomitees. Der
ſchriftliche g verzeichnete an Ein und Ausgängen 155
Karten, 341 Briefe, 62 Pakete, 1417 Druckſachen. Die Verwaltung
mußte in 29 Druckereien vorſtellig werden davon entfallen 6. auf
Druckereien, welche den Tarif nicht zahlten. Jn den übrigen
Druckereien wurden die Differenzen, welche zwiſchen Perſonal und
Geſchäftsleitung ausbrachen, größtenteils zu unſeren Gunſten bei
gelegt. Der Nachweis wurde von 11 männlichen und 99 weib
lichen Perſonen g davon wurden vermittelt 3 männliche
und 67 weibliche. bſtbeſchäftigung fanden 11 Perſonen. Den
Gaubericht erſtattete Koll. Stolle. Als 4 Tagungsort
wurde Erfurt in Vorſchlag gebracht. Hiernach führte Kollege
Scheibe aus, daß wir durch die vorjährige Steindruckerbewegung
nichts gewonnen haben. Das Reſultat der Neuwahlen zur Ge-
ſamtverwaltung ergab ſich wie w. Erſter Vorſitzender: Scheibe,weiter Bielig, erſter Kaſſierer: Pretſch, zweiter Kollegin Hafer
dern. erſter Schriftführer Schmidz, zweiter Stolle. Kartell
delegierte: E. Müller und Kollegin Freygang. Reviſoren Müller,
Zerſchefsky, Gerig und Kollegin Günther.

Zentralverband der Zimmerer. Unſere Mitgliederverſamm-
lung fand am 25. Januar bei Streicher ſtatt. Gauleiter
Kamerad Laue ſprach über die Aufgaben der 20. Generalver
ſammlung, die gegenwärtig in Berlin tagt. Redner führte den
Anweſenden vor Augen, daß die Jahre nach der letzten General
verſammlung nicht ſpurlos an uns vorüber gegangen ſind und
daß die Beſchlüſſe heute nicht mehr auf der Höhe der Zeit
ſtehen. Hatten wir bis jetzt ſechs Beitragsklaſſen, ſo ſollen es
derer in Zukunft zwölf werden. Auch das Arbeitsloſenunter
ſtützungsreglement bedürfe der Abänderung. Sind doch ſeit
Beſtehen derſelben (1905) 2 858 341 Mk. an Arbeitsloſenunter-
ſtützung ausgezahlt; allein vom 1. Dezember 1911 bis 80. No
vember 1912 die reſpektable Summe von 652 329 Mk. Weiter
ſtreifte Redner noch den Stand der Mitgliederbewegung. Be
trug die Mitgliederzahl am Schluſſe des Jahres 1911 in 719ahtſtellen 56 069, ſo konnten am Schluß des Jahres 1912
788 Zahlſtellen mit 65 102 Mitgliedern gezählt werden. Alſo
ein Mehr von 39 Zahlſtellen mit 9033 Mitgliedern. Zieht man
nun die amtliche Statiſtik vom Jahre 1907 in Betracht, wonach
im Deutſchen Reiche 183 549 Zimmerer ermittelt wurden, ſo
bleibt für uns nicht viel zu tun übrig. Die Ausführungen
wurden mit Beifall aufgenommen.
wegte ſich im Sinne des Gehörten. Jm Punkt Verſchiedenes
verlas der Vorſitzende ein Schriftſtück des Kartellvorſtandes,
in welchem die Verſammlung erfucht wird, zu den Um bezw.
Neubauten im Volkspark Stellung zu nehmen. Ein Antrag,
hierüber zur Tagesordnung überzugehen, bis der Geſchäfts
bericht des Volksparkunternehmens vorliegt, wurde mit über-
großer Mehrheit angenommen.

Zentralkrankenkafſſe Grundſtein zur Einigkeit, Zahlſtele Halle.
Die Jahresverſammlung gedachte, ehe in die Tagesordnung ein
etreten wurde, in üblicher Weiſe der verſtorbenen Mitglieder.
er Kaſſierer Studte legte die Jahresabrechnung, die mit einer

Einnahme von 13 867,03 Mk. abſchließt und eine
von 13 602,60 Mk aufzuweiſen hat, mithin iſt ein Beſtand von
264,37 Mk. zu verzeichnen. An Mitgliedern zählt die Zahlſtelle
320. Die Sterbekaſſe (50 Mitglieder) balanziert in Einnahme und
Ausgabe mit 171,25 Mk. Die Reviſionen der Kaſſe, welche zwei
mal durch die Behörden und viermal durch die Reviſoren e
nommen wurden, ergaben die Richtigkeit der Kaſſengeſchäfte,
worauf der Kaſſierer entlaſtet wurde. Die Vorſtandswahl wurde
per Akklamation vorgenommen. Als erſter Bevollmächtigter
wurde Kollege Weſtphal und als Schriftführer Kollege Kleinſchmidt wiedergewählt. Als zweiter Kaſſierer wurde Bhms und

zum Reviſor Leopold gewählt. Die Kranzſpende, welche der Be
vollmächtigte zu verwalten hat, wurde in Ordnung befunden. Die
Saumſeligkeit der Kollegen wegen Bezahlung der Kranzſpende
und Tragen der Leichen ſpielte in der Diskuſſion wieder eine großeRolle. Eine Aenderung des Beſchluſſes von 1902 er dich
Antrag Studte dahin, daß bei Mitgliedern, welche dem Verein
für Feuerbeſtattung angehören, die Kranzſpenden und die Koſten
für Beſtellung der Leichenträger den Angehörigen zurückzuerſtatten
ſind. Dann wurde ein Antrag angenommen, wonach der Bevoll
mächtigte bei Beſtellung der pro Träger mit 25 Pfg.
bezahlt wird und nicht nach dem verſäumten Stundenlohn. Die
Aerztefrage wurde dahin r daß die herangezogenen Aerztevom Krankenkaſſenverband vor äufig noch Geltung Jaden, bis eine

andere Regelung eintritt.

k7

der Vorſtand beauftragt, beim Stadtbauamt wegen Jnangriffnahmevon Arbeiten vorſtellig zu werden, da h g

Literariſches.
Kapitän Mikkelſen. Ein arktiſcher Robinſon. Unter dieſemTitel erſcheint im Verlage von F. A. Bro r g r g,

ein neues, intereſſantes Reiſewerk über die Schönheiten und
Schrecken des Polareiſes und der Polarnacht. Kapitän
Mitkkelſen, der arktiſche Robinſon, hat drei lange Jahre ſeines
Lebens im Banne des Polareiſes verbracht, ſtets den Tod in
allen möglichen Geſtalten vor Augen, und. erſt im Sommer
vorigen Jahres wurden er und ſein treuer Begleiter Jverſen
auf einer einſamen des Eismeeres aufgefunden und
t Die Erlebniſſe, Gefahren und zahlreichen Abenteuer,
ie Kapitän Mikkelſen unter großen Entbehrungen über-

ſtanden hat, ſind in dem Werke überaus feſſelnd und ſpannend
geſchildert. Das durch prächtige Jlluſtrationen reich ausge
ſtattete Werk erſcheint in 18 Lieferungen zuelegant gebunden koſtet es zehn gen zu je 50 Pfennigen;

rk.

Alltdewahrto Nahrung
o rinder und Kranke *1934

Auch die Diskuſſion be J
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